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    Einleitung

		Gebt die Fackel weiter


		Dies ist kein Manifest. Manifeste verkünden Idealwelten und beschwören ein geisterhaftes Subjekt, das uns dorthin führen soll. Darin erinnern sie an die antiken Propheten, die sich kraft ihrer Vision ihr eigenes Volk erschufen. Die sozialen Bewegungen der Gegenwart haben diese Reihenfolge umgedreht und Propheten und Manifeste überflüssig gemacht. Sie sind bereits auf den Straßen, besetzen Plätze und stürzen nicht nur Herrscher, sondern entwerfen neue Zukunftsvisionen. Mehr noch, mit ihren Gedanken und Taten, ihren Parolen und Sehnsüchten formulieren sie neue Grundsätze und Wahrheiten. Aber wie können wir diese zum Fundament einer neuen und nachhaltigen Gesellschaft machen? Wie können wir diese Grundsätze und Wahrheiten zu einem Leitfaden machen, mit dessen Hilfe wir unsere Beziehungen zueinander und zu unserer Welt neu gestalten? In ihren Rebellionen muss die Multitude lernen, den Schritt von der Verkündung zur Begründung einer neuen Gesellschaft zu gehen.

		Anfang 2011, inmitten der sozialen und wirtschaftlichen Krisen mit ihren radikalen Verwerfungen, schien es ratsam, den Entscheidungen der herrschenden Kräfte zu vertrauen, um eine noch größere Katastrophe abzuwenden. Die Regierenden und Finanzmoguln mochten Tyrannen sein und die Krise zu verantworten haben, aber uns schien keine andere Wahl zu bleiben. Doch in den folgenden Monaten stellten verschiedene soziale Bewegungen diese Logik in Frage und entwickelten neue Positionen. Occupy Wall Street war eine der sichtbarsten dieser Protestbewegungen, doch sie war nur ein Moment in einer ganzen Reihe von Auseinandersetzungen, die über das Jahr hinweg die Diskussion auf eine neue Grundlage stellten und neue Möglichkeiten für politisches Handeln aufzeigten.

		Das Jahr 2011 begann früh, am 17. Dezember 2010, als sich der 26-jährige Straßenhändler Mohamed Bouazizi, ein studierter Informatiker, in der tunesischen Stadt Sidi Bouzid selbst verbrannte. Ende des Monats hatten die Massenproteste mit der Forderung »Ben Ali dégage!« Tunis erreicht, und Mitte Januar hatten sie Zine el-Abidine Ben Ali vertrieben. Die Ägypter trugen die Fackel weiter. Ab Ende Januar strömten Tag für Tag Zehn- und Hunderttausende auf die Straßen und forderten, dass nun auch Hosni Mubarak gehen müsse. Sie hatten den Tahrir-Platz in Kairo gerade einmal achtzehn Tage lang besetzt gehalten, als auch Mubarak abtrat.

		Die Proteste gegen die Zwangsherrschaft griffen rasch auf andere Länder in Nordafrika und den Nahen Osten über, erst auf Bahrain und den Jemen, dann auf Libyen und Syrien. Doch der Funke aus Tunesien und Ägypten flog noch weiter. Die Demonstranten, die im Februar und März das Regierungsgebäude in Wisconsin besetzten, drückten ihre Solidarität mit den Demonstranten in Kairo aus und erkannten sich in ihnen wieder. Der entscheidende Schritt erfolgte am 15. Mai, als die indignados, die Empörten, in Madrid und Barcelona zentrale Plätze besetzten. Bei der Errichtung ihrer Zeltlager ließen sie sich von den tunesischen und ägyptischen Revolten inspirieren und entwickelten neue Formen des Protests. An die Adresse des sozialistischen Ministerpräsidenten José Luis Rodríguez Zapatero und seiner Koalitionsregierung richteten sie die Forderung »democracia real ya«, echte Demokratie jetzt. Sie lehnten es ab, sich durch politische Parteien vertreten zu lassen und griffen eine Vielzahl politischer Fragen auf, von der Korruption der Banken bis zur Arbeitslosigkeit, und von den fehlenden Sozialleistungen bis zum Wohnungsmangel und den Zwangsversteigerungen. Millionen von Spaniern beteiligten sich aktiv an der Bewegung, und die überwältigende Mehrheit der Bevölkerung unterstützte ihre Forderungen. Auf den besetzten Plätzen beriefen die indignados öffentliche asambleas ein, die eine große Bandbreite von sozialen Fragen erörterten und gemeinsam Entscheidungen trafen.

		Noch bevor die Polizei im Juni das Protestcamp auf der Puerta del Sol räumte, hatten die Griechen die Fackel von den indignados übernommen und den Syntagma-Platz in Athen besetzt, um gegen die Sparmaßnahmen ihrer Regierung zu protestieren. Wenig später schlugen Demonstranten auf dem Rothschild Boulevard der israelischen Hauptstadt Tel Aviv ihre Zelte auf, um soziale Gerechtigkeit und Sozialleistungen zu verlangen. Und als im August im Londoner Stadtteil Tottenham Polizisten einen dunkelhäutigen Briten erschossen, kam es dort zu Krawallen, die bald auf weitere englische Städte übergriffen.

		Als am 17. September schließlich einige hundert Besetzer im Zuccotti Park von New York City ihre Zelte aufschlugen, trugen sie die Fackel weiter. Ihr Protest, der sich rasch auf den Rest der Vereinigten Staaten und andere Länder ausweitete, muss vor dem Hintergrund der vorangegangenen Ereignisse dieses Jahres verstanden werden.

		Außenstehende mögen die Gemeinsamkeiten zwischen diesen Ereignissen nicht auf Anhieb erkennen. Die Proteste in Nordafrika richteten sich gegen Unrechtsregime, sie forderten den Sturz von Tyrannen und freie Wahlen, während sich Demonstranten in Europa, den Vereinigten Staaten und Israel mit ihren vielfältigen sozialen Forderungen genau gegen dieses Prinzip der repräsentativen Demokratie wandten. Die Teilnehmer der israelischen Protestcamps wogen ihre Forderungen sorgfältig ab, um die Frage der Siedlungen und der Rechte der Palästinenser auszuklammern; die Griechen stehen vor Schulden und Sparmaßnahmen von beispiellosen Ausmaßen; und die britischen Randalierer richteten ihren Zorn schließlich gegen eine lange Geschichte der Rassendiskriminierung und schlugen nicht einmal Zelte auf.

		Jede dieser Auseinandersetzungen ist einmalig und entspringt ganz spezifischen örtlichen Gegebenheiten. Trotzdem fällt sofort auf, dass sie untereinander in Verbindung standen. Die Ägypter gingen den Weg, den die Tunesier vor ihnen gegangen waren, und übernahmen sogar einige der Parolen, und die Besetzer der Puerta del Sol nahmen die Erfahrungen des Tahrir-Platzes auf. Die Demonstranten von Athen und Tel Aviv wiederum richteten die Augen auf Madrid und Kairo. Und die Besetzer der Wall Street hatten alle im Blick und übersetzten den Kampf gegen Tyrannen in einen Kampf gegen die Tyrannei der Banken. Man könnte ihnen vorwerfen, die Unterschiede der Situationen und Forderungen übersehen oder unterschlagen zu haben. Wir glauben jedoch, dass die Demonstranten klarer sahen als Außenstehende, und dass sie ihre einmalige Situation und ihren Protest sehr wohl ohne größere Widersprüche mit den gemeinsamen globalen Anstrengungen in Verbindung setzen konnten.

		Ralph Ellisons »unsichtbarer Mann« entwickelte nach seiner leidvollen Reise durch die rassistische Gesellschaft der Vereinigten Staaten die Fähigkeit, mit anderen zu kommunizieren, die sich wie er im Widerstand befanden. »Wer weiß, ob ich nicht, vielleicht auf den niederen Frequenzen, auch für dich spreche?«, schließt Ellisons Erzähler. Auch heute kommunizieren Menschen im Widerstand auf diesen niederen Frequenzen miteinander. Aber im Unterschied zu Ellisons Zeiten spricht heute niemand mehr für sie. Die niederen Frequenzen stehen allen offen. Und einige Botschaften werden nur von Menschen wahrgenommen, die sich selbst im Widerstand befinden.

		Die Bewegungen haben jedoch eine ganze Reihe von Gemeinsamkeiten, allen voran die Strategie des Protestcamps oder der Besetzung. Die Globalisierungskritiker des vergangenen Jahrzehnts waren Nomaden. Sie zogen von einem Gipfeltreffen zum nächsten, um gegen die Ungerechtigkeit und antidemokratische Natur der zentralen Institutionen des globalen Machtgefüges zu demonstrieren: die Welthandelsorganisation, den Internationalen Währungsfonds, die Weltbank, die G8-Staaten, und so weiter. Die Proteste, die im Jahr 2011 ihren Anfang nahmen, sind dagegen sesshaft. Statt dem Kalender der Gipfeltreffen nachzulaufen, lassen sie sich an einem Ort nieder und weigern sich, diesen zu verlassen. Diese Unbeweglichkeit hängt vor allem damit zusammen, dass sie fest in regionalen und nationalen Auseinandersetzungen verwurzelt sind.

		Eine weitere Gemeinsamkeit dieser Bewegungen ist die Struktur der Multitude. In Tunesien und Ägypten suchten ausländische Journalisten händeringend nach Anführern. Auf dem Höhepunkt der Besetzung des Tahrir-Platzes präsentierten sie fast täglich einen anderen »Kopf«: Erst war es der Nobelpreisträger Mohamed ElBaradei, wenig später der Google-Mitarbeiter Wael Ghonim, und so weiter. Sie konnten oder wollten nicht verstehen, dass es am Tahrir-Platz keine Führer gab. Die Weigerung, Führungspersonen zu akzeptieren, war allen Bewegungen gemeinsam, aber am deutlichsten war sie vermutlich an der Wall Street. Zwar gaben sich im Zuccotti Park zahlreiche Intellektuelle und Prominente ein Stelldichein, aber niemand betrachtete sie als Anführer: Sie waren die Gäste der Multitude. Von Kairo und Madrid bis nach Athen und New York entwickelten die Bewegungen vielmehr horizontale Organisationsformen. Sie errichteten keine Hauptquartiere und beriefen keine Zentralkomitees ein, sondern breiteten sich aus wie Schwärme und entwickelten demokratische Entscheidungsprozesse, mit deren Hilfe alle Beteiligten gemeinsam führten.

		Eine dritte Eigenschaft aller Bewegungen ist der Kampf um das Gemeineigentum, der an einigen Orten auch in Form von Feuer zum Ausdruck kam. Das Fanal Mohamed Bouazizis wurde nicht nur als Protest gegen seine Misshandlung durch Polizeibeamte verstanden, sondern auch gegen das verbreitete soziale und wirtschaftliche Elend der Arbeitnehmer, von denen viele keine Arbeit finden, die ihren Qualifikationen entspricht. In Tunesien und Ägypten übersahen viele Beobachter, dass es den Protestbewegungen nicht nur um den Sturz des Tyrannen ging, sondern auch um tiefgreifende soziale und wirtschaftliche Belange, und sie vernachlässigten die entscheidende Rolle der Gewerkschaften. Auch in den Brandstiftungen und Plünderungen in London kam der Protest gegen die herrschende wirtschaftliche und gesellschaftliche Ordnung zum Ausdruck. Wie die Unruhen in Paris im Jahr 2005 und in Los Angeles ein Jahrzehnt zuvor waren sie eine Reaktion auf komplexe gesellschaftliche Probleme, allen voran die Rassenunterdrückung. Aber in jedem dieser Fälle sind die Flammen auch eine Reaktion auf die Macht der Konsumgüter und des Eigentums, die oftmals Instrumente der Unterdrückung sind. Insofern sich diese Kämpfe gegen die Ungerechtigkeiten des Neoliberalismus und die Herrschaft des Privateigentums wandten, waren sie auch Kämpfe für das Gemeinschaftliche. Das macht sie jedoch noch lange nicht sozialistisch. Im Gegenteil, die gegenwärtigen Protestbewegungen teilen wenig mit dem traditionellen Sozialismus: Ihr Kampf für das Gemeinsame richtet sich nicht nur gegen die Herrschaft des Privateigentums, sondern auch gegen die Herrschaft des Staatseigentums und gegen die staatliche Kontrolle.

		In dieser Streitschrift betrachten wir die Forderungen und Errungenschaften der Proteste, die im Jahr 2011 ihren Anfang nahmen, auch wenn wir sie eher indirekt angehen. Zunächst wollen wir uns die allgemeinen gesellschaftlichen und politischen Bedingungen ansehen, in denen die Proteste aufkamen. Dazu gehen wir von den Rollen1 aus, in die uns die heutigen sozialen und politischen Krisen zwängen. In der Folge betrachten wir die vier wichtigsten Rollen: die Verschuldeten, die Vernetzten, die Versicherten und die Vertretenen. Dabei handelt es sich durchweg um entkräftete Subjekte, die keinen Zugang zu ihrer politischen Handlungsfähigkeit haben.

		In Revolten und Rebellionen können wir uns der Unterdrückung verweigern, unter denen wir in diesen Rollen leiden, vor allem aber können wir diese Rollen in ihr Gegenteil verkehren und unsere Macht zurückerobern. Wir entdecken neue Formen wirtschaftlicher, gesellschaftlicher und kommunikativer Unabhängigkeit und Sicherheit, die es uns ermöglichen, das Modell der repräsentativen Demokratie zu überwinden und unsere eigenen Fähigkeiten zu demokratischem Handeln zu behaupten. Dies sind nur einige der Errungenschaften der neuen Protestbewegungen, die sich natürlich noch weiter entwickeln lassen.

		Um unsere Handlungsfähigkeit zu bewahren und zu festigen, müssen wir jedoch einen Schritt weiter gehen. Die neuen Protestbewegungen haben bereits einige Grundsätze formuliert, die als Ausgangspunkt für eine Neukonstituierung der Gesellschaft dienen können. Eine ihrer radikalsten Entscheidungen war beispielsweise die Ablehnung der repräsentativen Demokratie und die Schaffung neuer Formen der demokratischen Beteiligung. Sie verleihen zentralen politischen Begriffen wie Freiheit und Gemeineigentum neue Bedeutungen und sprengen die Grenzen der heutigen liberalen Verfassungen. Diese neuen Definitionen finden bereits Eingang in unseren Alltag, und die Grundprinzipien gelten inzwischen als unveräußerliche Rechte, genau wie diejenigen, die von den Revolutionen des 18. Jahrhunderts hervorgebracht wurden.

		Es geht nicht darum, neue soziale Beziehungen festzuschreiben, sondern darum, einen Verfassungsprozess anzustoßen, der den neuen Beziehungen einerseits Struktur und Festigkeit verleiht, aber andererseits weitere Veränderungen zulässt und für die Wünsche der Multitude offenbleibt. Die sozialen Bewegungen haben eine neue Unabhängigkeit erklärt und diese muss nun in einem Verfassungsprozess verwirklicht werden.

    
    Kapitel 1


		Politisches Handeln in der Krise


		Der Triumph des Neoliberalismus und seine Krisen haben die Wirtschaft und Politik von Grund auf verändert. Aber auch auf gesellschaftlichem und menschlichem Gebiet haben sie gewaltige Umwälzungen bewirkt und neue Rollen hervorgebracht. Die Vorherrschaft des Finanzwesens und der Banken hat »die Verschuldeten« geschaffen. Die Kontrolle über Informations- und Kommunikationsnetze hat »die Vernetzten« erzeugt. Das Regime der Überwachung und der allgemeine Ausnahmezustand haben Subjekte hervorgebracht, die in Angst leben und sich nach Schutz sehnen: »die Verwahrten«. Und die Korruption der Demokratie hat sonderbare, entpolitisierte Subjekte geschaffen: »die Vertretenen«. Diese vier Rollen bilden die gesellschaftliche Landschaft, von der die Widerstandsbewegungen aus- und gegen die sie angehen müssen. Wie wir noch sehen werden, können sie sich diesen Rollen nicht nur verweigern – sie können sie auch in ihr Gegenteil verkehren und neue Subjekte hervorbringen, die zu unabhängigem Leben und Handeln fähig sind. Doch zunächst wollen wir uns die Rollen ansehen, die von der neoliberalen Krise hervorgebracht wurden.


		Die Verschuldeten


		Verschuldung ist zum Normalzustand der Gesellschaft geworden. Leben heißt Schulden machen: Das Studium wird per Ausbildungskredit finanziert, das Eigenheim per Hypothek, das Auto per Leasingvertrag, der Arztbesuch per Kreditkarte, und so weiter. Wir leben heute nicht mehr in einem Sozialstaat, sondern in einem Schuldenstaat und müssen unsere Grundbedürfnisse auf Pump befriedigen. Unser ganzes Dasein ist auf Schulden aufgebaut. Wir überleben dank der Kredite und leben unter der Last der Rate.

		Die Schulden beherrschen uns. Sie disziplinieren unseren Konsum, sie zwingen uns zu Sparsamkeit und oft genug reduzieren sie uns auf das bloße Überleben. Darüber hinaus geben sie uns unseren Arbeitsrhythmus und unsere Entscheidungsspielräume vor. Wer nach dem Studium auf Schulden sitzt, muss die erstbeste Stelle annehmen, um sie abzuzahlen. Wer eine Wohnung mit einer Hypothek kauft, darf nicht arbeitslos werden und keinen Urlaub machen. Genau wie die Arbeitsethik zwingen uns die Schulden, immer schön fleißig zu sein. Doch während die Arbeitsethik in unserem Innern heranwächst, beginnen die Schulden als äußerer Zwang, der langsam nach innen kriecht. Schulden werden zu einer moralischen Instanz, die über Verantwortungsund Schuldgefühle wirkt und schnell zur Besessenheit führt. Wir sind verantwortlich für unsere Schulden und fühlen uns schuldig, weil sie uns das Leben schwer machen. Verschuldung macht unglücklich, Schuld wird zum Lebensgefühl der Verschuldeten. Wer nicht die Mittel hat, das Leben zu genießen, für den verwandelt sich die Freude am Handeln und Schaffen allmählich in einen Alptraum. Wir haben unser Leben an den Feind verkauft.

		Das erinnert an Hegels Dialektik von Herr und Knecht, nur dass es sich nicht um eine Dialektik handelt: Schulden bereichern uns nicht, wenn wir uns gegen sie auflehnen; sie stoßen keine Handlung an und nähren keinen Impuls zur Befreiung. Schulden lassen uns lediglich weiter verkümmern, sie rauben uns unser Potenzial, sie erniedrigen uns und isolieren uns in Schuld und Elend. Schulden zerstören jede Illusion, die der Dialektik noch innewohnt – die Hoffnung beispielsweise, dass sich die Unglücklichen irgendwann aus der Abhängigkeit befreien, dass die Arbeit zur Erfüllung führt oder die Negation zur Freiheit. Die Rolle der Verschuldeten lässt sich nicht erlösen, sie lässt sich nur zerstören.

		Früher gab es Massen von Lohnarbeitern, heute gibt es die Multitude des Prekariats. Erstere wurden vom Kapital ausgebeutet, doch die Ausbeutung verbarg sich hinter dem Mythos vom freien Handel zwischen gleichberechtigten Partnern. Auch die Angehörigen des Prekariats werden ausgebeutet, doch ihr Verhältnis zum Kapital erscheint nicht mehr als Handel zwischen Gleichberechtigten, sondern als hierarchisches Verhältnis zwischen Schuldnern und Gläubigern. Dem Mythos der Marktwirtschaft zufolge begegnen sich Arbeiter und Kapitalisten auf dem Markt und gehen aus freien Stücken einen fairen Handel ein: Ich gebe dir meine Arbeitskraft und du zahlst mir dafür einen Lohn. Es war das Paradies von »Freiheit, Gleichheit, Eigentum und Bentham«, wie Marx ironisch schrieb. Wir müssen nicht daran erinnert werden, wie falsch und irreführend dieses Märchen von der Freiheit und Gleichheit tatsächlich ist.

		Doch die kapitalistischen Arbeitsverhältnisse haben sich verändert. Der Schwerpunkt der kapitalistischen Produktion hat sich vor die Tore der Fabrik verlagert. Die Gesellschaft selbst ist zur Fabrik geworden, oder anders ausgedrückt hat sich die kapitalistische Produktion derart ausgeweitet, dass sie die gesamte Gesellschaft unter ihre Kontrolle gebracht hat. Das Kapital beutet zunehmend die ganze Breite unserer produktiven Kapazitäten aus, unseren Körper und unseren Geist, unsere kommunikativen Fähigkeiten, unsere Intelligenz und unsere Kreativität, unsere zwischenmenschlichen Beziehungen und so weiter. Das Leben selbst wird zur Arbeit gezwungen.

		Damit verändert sich auch die Beziehung zwischen Kapitalisten und Arbeitenden. Das klassische Symbol der Ausbeutung ist heute nicht mehr der Industriekapitän, der eine Arbeiterschaft lenkt und diszipliniert, um Profite zu erzielen. Heute sind die Kapitalisten weiter vom Schauplatz entfernt und die Arbeitenden erwirtschaften die Profite selbstständiger. Kapitalisten mehren ihren Reichtum heute eher durch Zinsen als durch Profite, und zwar vor allem auf dem Finanzmarkt und mit Finanzinstrumenten. An diesem Punkt kommen die Schulden ins Spiel, und zwar als Instrument zur Aufrechterhaltung der Produktion und Ausbeutung. Die Ausbeutung funktioniert heute nicht mehr über den (gleichen oder ungleichen) Tauschhandel, sondern über Schulden und darüber, dass 99 Prozent der Bevölkerung einem Prozent unterstehen und diesem Arbeit, Geld und Gehorsam schulden.

		Schulden machen die Produktivität der Arbeitenden unsichtbar, aber ihre Abhängigkeit sichtbarer. In der Fabrik wurde die Ausbeutung der Arbeit zwar mit dem Mythos des Lohnverhältnisses verschleiert, doch ihre Produktivität wurde anhand einer festen Regel gemessen, nämlich der Arbeitszeit. Heute wird die Produktivität dagegen immer unsichtbarer, da die Grenze zwischen Arbeitszeit und Lebenszeit immer weiter verschwimmt. Um überleben zu können, müssen die Verschuldeten ihre gesamte Lebenszeit verkaufen. Selbst in ihrer eigenen Wahrnehmung erscheinen sie in erster Linie als Konsumenten, nicht als Produzenten: Zwar produzieren die Verschuldeten auch, doch sie arbeiten vor allem, um ihre Schulden zu bezahlen, die sie mit ihrem Konsum selbst zu verantworten haben. Gegenüber dem Mythos vom gleichberechtigten Handel hat dieses Schuldner-Gläubiger-Verhältnis den Vorteil, dass es die massive Ungleichheit der kapitalistischen Gesellschaft entlarvt.

		Dieser Wandel von der Ausbeutung zur Verschuldung entspricht dem Wandel des Kapitalismus von der Vorherrschaft des Profits (der Ausbeutung der individuellen Arbeitskraft) zur Vorherrschaft des Zinses (der Ausbeutung der gesellschaftlichen Entwicklung) und damit zur Akkumulation von Werten, die kollektiv und in immer abstrakterer Form produziert werden. Die Produktion basiert also immer weniger auf individuellen und immer stärker auf gesellschaftlichen Formen der Arbeit, und damit auf Arbeitenden, die auch ohne Kontrolle und Disziplinierung durch die Kapitalisten kooperieren. Die Kapitalisten sind weit von der Produktion des Reichtums entfernt und nehmen die grausame Wirklichkeit der Ausbeutung, die Gewalt der Produktion und das Leid bei der Erwirtschaftung ihres Reichtums gar nicht wahr. Von der Wall Street aus ist das Leid des einzelnen Arbeiters bei der Wertschöpfung unsichtbar, denn der Wert basiert auf der Ausbeutung einer gewaltigen bezahlten und unbezahlten Multitude. All dies verschwindet hinter der Kontrolle des gesamten Lebens durch den Finanzmarkt.

		Es entsteht eine neue Form der Armut. Zu den Armen gehören heute nicht nur Arbeitslose und Arbeitnehmer in prekären Beschäftigungsverhältnissen, sondern auch Arbeitnehmer in Festanstellung und verarmte Teile der sogenannten Mittelschicht. Ihre Armut kommt vor allem in ihrer Verschuldung zum Ausdruck. Die zunehmende Ausweitung der Verschuldung markiert eine Rückkehr zu Formen der Knechtschaft, wie sie schon lange vergessen schienen. Und doch hat sich Vieles verändert.

		Mit einer gewissen Ironie beschrieb Marx die Proletarier des Industriezeitalters als »vogelfrei«: Sie sind zwar nicht mehr Eigentum ihrer Herren und nicht mehr der mittelalterlichen Knechtschaft unterworfen, aber wie die Vögel sind sie auch »frei« von jeglichem Eigentum an Produktionsmitteln. Die neuen Armen haben immer noch kein Eigentum, aber aufgrund ihrer Schulden sind sie wieder Eigentum ihrer Herren, die über den Umweg der Finanzwelt herrschen. Es ist die Rückkehr der Schuldknechtschaft. In früheren Zeiten mussten sich Auswanderer und Indigene auf dem amerikanischen Doppelkontinent und in Australien aus ihrer Schuld freikaufen, doch die Schulden wuchsen oft immer weiter und sie waren zu lebenslanger Sklaverei verdammt. Die Verschuldeten sind von unsichtbaren Ketten gefesselt, und wenn sie sich befreien wollen, müssen sie diese erkennen und zerschlagen.


		Die Vernetzten


		Früher schien politisches Handeln oft erschwert zu werden, weil die Menschen keinen ausreichenden Zugang zu Informationen hatten und ihre Meinungen nicht verbreiten konnten. Auch heute versuchen repressive Regierungen, den Zugang zum Internet einzuschränken, Blogs und Facebook-Seiten zu sperren, Journalisten mundtot zu machen und den Zugang zu Information auf jede erdenkliche Art zu behindern. Der Kampf gegen diese Form der Unterdrückung ist natürlich wichtig, und wir haben immer wieder erlebt, wie diese Barrieren schließlich niedergerissen werden und sich die Medien nicht zum Schweigen bringen lassen.

		Uns geht es jedoch hier um das entgegengesetzte Phänomen: um die Vernetzten, die unter einem Zuviel an Information, Kommunikation und Meinungsäußerung ersticken. »Die Schwierigkeit ist heute nicht mehr, dass wir unsere Meinung nicht frei äußern können«, erklärt Gilles Deleuze, »sondern, Freiräume der Einsamkeit und des Schweigens zu schaffen, in denen wir etwas zu sagen finden. Repressive Kräfte hindern uns nicht mehr an der Meinungsäußerung, im Gegenteil, sie zwingen uns sogar dazu. Welche Befreiung ist es, einmal nichts sagen zu müssen und schweigen zu können, denn nur dann haben wir die Möglichkeit, etwas zunehmend Seltenes zu schaffen: Etwas, das es tatsächlich wert ist, gesagt zu werden.«

		In diesem Fall ist Zuviel nicht das Gegenteil von Zuwenig, denn es handelt sich nicht um ein quantitatives Problem. Deleuze erinnert uns an das politische Paradox, das schon Étienne de La Boétie und Baruch Spinoza beschrieben haben: Manchmal sehnen sich Menschen nach ihrer Knechtschaft, als handele es sich um ihre Erlösung. Könnte es sein, dass wir mit unserer freien Meinungsäußerung und Kommunikation, unserem ununterbrochenen Bloggen, Twittern und Surfen die repressiven Kräfte eher noch unterstützen, statt uns ihnen zu widersetzen? Wie Deleuze sagt, benötigen wir zum Denken oft das Schweigen. Im Grunde ist das gar kein Widerspruch: Deleuze geht es nicht um das Schweigen an sich, sondern darum, etwas zu sagen zu haben. Politisches Handeln und Befreiung sind also keine Fragen der Quantität von Information, Meinungsäußerung und Kommunikation, sondern ihrer Qualität.

		Die Bedeutung von Information und Kommunikation in Unterdrückungsapparaten (oder emanzipatorischen Projekten) wird noch durch die Tatsache unterstrichen, dass Arbeit und Wirtschaft selbst immer stärker vernetzt sind. In den verschiedensten Formen der Produktion haben Medien und Kommunikationstechnologien eine immer zentralere Rolle eingenommen und sind entscheidend für die Kooperation, wie sie die biopolitische Produktion verlangt. Gerade in den reichen Ländern scheinen Kommunikation und soziale Medien viele Menschen einerseits von ihren Arbeiten zu befreien und sie andererseits an sie zu fesseln. Mit Smartphone und WLAN können wir überall arbeiten, aber das bedeutet natürlich, dass wir inzwischen auf Schritt und Tritt arbeiten. Die Vernetzung ist mit daran schuld, wenn heute die Grenzen zwischen Arbeit und Leben zunehmend verschwinden.

		Diese Arbeitenden sind weniger entfremdet als vielmehr vernetzt. Während das Bewusstsein der entfremdeten Arbeiter gespalten ist, wird das Bewusstsein der vernetzten Arbeiter vom Netz verschluckt. Das Bewusstsein der Vernetzten ist also nicht gespalten, sondern zerbrochen und zerstreut. Die Medien verdammen uns nicht mehr zu Passivität, im Gegenteil, sie fordern uns fortwährend auf, teilzunehmen, Wünsche und Meinungen zu äußern und unser Leben zu erzählen. Die Medien sind ausgesprochen sensibel für unsere Vorlieben und Abneigungen, und im Gegenzug schenken wir ihnen unsere ungeteilte Aufmerksamkeit. Die Vernetzten sind daher paradoxerweise weder aktiv noch passiv, ihre Aufmerksamkeit wird nur konstant gefesselt.

		Wie können wir die repressiven Aspekte der Medien von ihrem emanzipatorischen Potenzial trennen? Lassen sich qualitative Unterschiede zwischen verschiedenen Formen der Information und Kommunikation erkennen? Ein Blick auf die Rolle der Information und Kommunikation in der Fabrik des Industriezeitalters könnte darüber einen ersten Aufschluss geben. Anfang der 1960er Jahre untersuchte Romano Alquati die Information, die Arbeiter im Olivetti-Werk im italienischen Ivrea produzierten. Dabei stellte er fest, dass die Arbeiter »Wertinformation« weitergaben, die Managementbürokratie dagegen »Kontrollinformation«. Ausgehend von dieser Erkenntnis unterscheidet Matteo Pasquinelli zwischen lebendiger und toter Information, analog zur lebendigen und toten Arbeit bei Marx: »Die Arbeiter produzieren fortwährend lebendige Information, und diese wird von den Maschinen und dem bürokratischen Apparat in tote Information übersetzt.« Das heißt, in der Fabrik gibt es mindestens zwei Informationskreisläufe: Die tote Sprache des Managements und der Maschinen dient der Disziplinierung und dem Gehorsam, und der Austausch lebendiger Information unter den Arbeitern lässt sich im gemeinsamen Handeln und der Gehorsamsverweigerung mobilisieren. So wie den Menschen in der Rolle der Verschuldeten ihre Produktivität geraubt wird, wird ihnen in der Rolle der Vernetzten ihr Potenzial entwendet. Oder anders ausgedrückt ersticken die Vernetzten unter toter Information und sind nicht mehr in der Lage, lebendige Information zu schaffen.

		Marx traf eine ähnliche Unterscheidung zwischen verschiedenen Formen der Information und Kommunikation, als er behauptete, die französischen Bauern Mitte des 19. Jahrhunderts seien nicht in der Lage, als Klasse zu handeln. Da die Bauern verstreut lebten und nicht effektiv miteinander kommunizieren könnten, seien sie nicht zu gemeinsamem politischem Handeln in der Lage und könnten kein Klassenbewusstsein entwickeln, so Marx. Dabei verglich er die Bauern mit den Angehörigen des städtischen Proletariats, die miteinander kommunizieren, politisch handeln und ein Klassenbewusstsein entwickeln können. Die mangelnde Information und Kommunikation der Bauern ist jedoch keine Frage der Quantität. Marx behauptet nicht, dass die Bauern Louis Bonaparte die Gefolgschaft verweigert hätten, wenn sie Zeitungen gelesen und von seinen politischen Intrigen, sinnlosen Kriegen und Spielschulden gewusst hätten. Die wichtigste Kommunikationsform, die den Arbeitern zur Verfügung stand und den Bauern nicht, war die räumliche, physische Nähe in der Fabrik. Die Klasse beziehungsweise die Grundlage des politischen Handelns entsteht nicht in erster Linie durch die Weitergabe von Informationen oder Gedankengut, sondern durch die Schaffung politischer Leidenschaften, und diese erfordert physische Nähe.

		Die Protestcamps und Occupy-Proteste des Jahres 2011 haben diese Erkenntnis wiederentdeckt. So nützlich Facebook, Twitter, und andere Kommunikationsmedien sein mögen, nichts kann die körperliche Nähe und die physische Kommunikation ersetzen, die Grundlage der politischen Intelligenz und Voraussetzung des politischen Handelns sind. In den Occupy-Protesten in den Vereinigten Staaten und im Rest der Welt, von Frankfurt bis Rio de Janeiro, von Ljubljana bis Amsterdam erlebten die Teilnehmer, wie in der Gemeinsamkeit starke politische Leidenschaften geschaffen werden. In diesem Zusammenhang ist es vielleicht interessant, dass der erste Aufruf zur Besetzung der Wall Street, der im Sommer 2011 in Adbusters erschien, in künstlerischem Ton gehalten war und zunächst unter anderem von Künstlerkollektiven in New York befolgt wurde. Eine Besetzung ist eine Art Happening, eine Performancekunst, die politische Leidenschaften hervorbringt.

		Auch die Angehörigen der Mittelschichten und der traditionellen Linken erkennen, wie weitgehend uns Mediensysteme fesseln und unser Potenzial rauben, doch ihre einzige Reaktion darauf ist eine Mischung aus Nostalgie und Zeigefinger. Sie wissen, dass die Medien – Print- ebenso wie Bild- und elektronische Medien – immer oberflächlichere Erfahrungen schaffen, je tiefer sie in unser Leben eindringen. Der persönliche Brief, der langsam mit der Hand verfasst und zur Post gebracht wird, wurde fast völlig durch die knappe und schnelle E-Mail verdrängt. An die Stelle komplexer Darstellungen unserer Lebensumstände, Sehnsüchte und Wünsche treten die typischen Fragen der sozialen Medien: »Was machst du gerade?« oder »Wo bist du?«. Die »Freundschaftsanfrage« verwässert unsere Vorstellung von echter Freundschaft. Die breite Unterstützung für die Occupy-Proteste erklärt sich vielleicht auch daraus, dass die Mittelschicht und die traditionelle Linke sich in den angesprochenen Problemen wiedererkennen, ohne selbst eine Antwort darauf zu haben.


		Die Verwahrten


		Beim Gedanken daran, wie viel Information fortwährend über uns produziert wird, kann einem schwindelig werden. Wir wissen natürlich, dass bestimmte Orte und Situationen besonderer Überwachung unterliegen. Beim Einchecken am Flughafen werden unsere Körper und Koffer durchleuchtet. Bei der Einreise in manche Länder werden unsere Fingerabdrücke genommen und unsere Augen gescannt. Wenn wir arbeitslos werden, folgt uns das Auge des Sozialstaats und registriert jede unserer Bemühungen und jeden Misserfolg. Jedes Krankenhaus, jede Behörde, jede Schule hat eigene Kontroll- und Datenspeichersysteme. Doch die Überwachung ist keineswegs auf besondere Orte und Situationen beschränkt. Auf der Straße folgen uns Sicherheitskameras, im Internet wird unser Surfverhalten aufgezeichnet, im Geschäft werden unsere Kreditkartenkäufe registriert, und wer sich dafür interessiert, kann unsere Mobiltelefonate abhören. In den vergangenen Jahren haben Überwachungstechnologien einen Quantensprung gemacht und dringen immer tiefer in unsere Gesellschaft, unser Leben und unsere Körper vor.

		Warum lassen wir es zu, dass wir wie Häftlinge behandelt werden? Früher war das Gefängnis der Ort der totalen Überwachung, jede Bewegung der Gefangenen wurde beobachtet und aufgezeichnet. Doch heute hat sich die totale Überwachung zunehmend auf die gesamte Gesellschaft ausgedehnt. »Das Gefängnis beginnt schon weit vor seinen Toren«, schrieb Michel Foucault. »Es beginnt, wenn wir das Haus verlassen.« Und heute beginnt es sogar schon in unseren eigenen vier Wänden. Lassen wir uns das gefallen, weil wir uns der Beobachtung gar nicht bewusst sind? Oder weil wir meinen, dass wir keine andere Wahl haben? Vermutlich beides, aber dahinter steckt auch Angst. Wir nehmen es hin, in einer Gefängnisgesellschaft zu leben, weil uns das Draußen noch bedrohlicher erscheint.

		Aber wir werden nicht nur überwacht, wir nehmen auch selbst an der Überwachung teil. Wir folgen der Aufforderung, die Augen offen zu halten und nach auffälligen Fahrgästen in der U-Bahn, verdächtigen Sitznachbarn im Flugzeug oder ungewöhnlichen Aktivitäten in der Nachbarschaft Ausschau zu halten. Aus Angst stellen wir dem scheinbar allgegenwärtigen Sicherheitsapparat unsere Augen und Ohren zur Verfügung. Die verwahrte Gesellschaft hat zwei Protagonisten: Gefangene und Aufseher. Und wir sollen beide Rollen gleichzeitig spielen.

		Die Verwahrten leben in einem dauernden Ausnahmezustand, in dem die gesetzliche Ordnung und die Gewohnheiten des Zusammenlebens durch eine übergeordnete Macht außer Kraft gesetzt wurden. Der Ausnahmezustand ist ein Kriegszustand – in einigen Teilen der Welt bleibt dieser Krieg niederschwellig, in anderen wird er intensiv geführt, doch nirgends ist ein Ende abzusehen. Wir sollten diesen Ausnahmezustand jedoch nicht für einen Normalzustand der menschlichen Gesellschaft halten oder glauben, dass es sich um das Wesen des modernen Staates handelt, auf das die Macht unweigerlich zuläuft. Der Ausnahmezustand ist vielmehr eine Form der Tyrannei, die wie jede Diktatur nur existieren kann, weil wir uns freiwillig unterwerfen.

		Obwohl wir zugleich Beobachter und Beobachtete oder Aufseher und Gefangene sind, bedeutet das noch nicht, dass wir uns alle in derselben Situation befinden und dass kein Unterschied mehr besteht, ob wir vor oder hinter den Gefängnismauern leben. Im Gegenteil, in den vergangenen Jahrzehnten ist die Zahl der Gefängnisinsassen dramatisch gestiegen, vor allem wenn man diejenigen Menschen hinzuzählt, die unter polizeilicher Aufsicht stehen, in Untersuchungshaft einsitzen oder in Flüchtlingslagern und anderen Verwahranstalten leben.

		Es ist ein Skandal, dass die Zahl der Häftlinge in den Vereinigten Staaten seit Anfang der 1970er Jahre um 500 Prozent gestiegen ist – oder es sollte ein Skandal sein, denn erstaunlicherweise scheint sich niemand für diese Zahl zu interessieren. Die Vereinigten Staaten sperren einen größeren Anteil ihrer Bevölkerung ein als jedes andere Land der Welt. Trotz der gewaltigen Gefängnisbauprojekte der vergangenen Jahrzehnte sind die Zellen überfüllt. Dieser massive Anstieg lässt sich nicht mit der gestiegenen Zahl der Verbrechen oder einer effizienteren Aufklärungsarbeit der Polizei erklären. Im Gegenteil, in den vergangenen vier Jahrzehnten ist die Kriminalitätsrate weitgehend konstant geblieben.

		Dieser Skandal ist umso dramatischer wenn man sich den Zusammenhang zwischen dem Anstieg der Verurteilungen und der Hautfarbe ansieht. Latinos werden doppelt so häufig zu Haftstrafen verurteilt wie Weiße, und Afroamerikaner sogar sechsmal so häufig. In den Todeszellen ist das Missverhältnis noch extremer. Die Liste der schockierenden Statistiken lässt sich beliebig fortsetzen: Heute sitzen beispielsweise mehr als 12 Prozent aller männlichen Afroamerikaner zwischen 20 und 30 Jahren in Haft. Wie Michelle Alexander vorrechnet, befinden sich heute mehr Afroamerikaner in Gefängnissen als Mitte des 19. Jahrhunderts in Sklaverei. Kritiker bezeichnen diese rassistische Verzerrung als Rückkehr des Plantagensystems oder als neue Form der Rassentrennung. Doch dieses Phänomen ist nicht auf die Vereinigten Staaten beschränkt: Wenn man die Lager für Flüchtlinge und Asylbewerber zum Gefängnisapparat hinzurechnet, werden dunkelhäutige Menschen auch in Europa und anderswo unverhältnismäßig häufig weggesperrt.

		Die Verwahrten sind also keine homogene Gruppe. Im Gegenteil, die geradezu unendlichen Schattierungen der Überwachung sind einer der Hauptgründe dafür, dass die Verwahrung funktioniert. Es gibt immer andere, die noch größerer Kontrolle und Überwachung unterstehen als wir, und sei der Unterschied auch noch so klein.

		Im selben Zeitraum, in dem die Zahl der Häftlinge explodierte, erlebte die Gesellschaft der Vereinigten Staaten außerdem eine erstaunliche Militarisierung. Das Bemerkenswerte daran ist weniger die Zahl der Soldaten als vielmehr ihre gesellschaftliche Akzeptanz. In den letzten Jahren des Vietnamkriegs wurden heimkehrende Soldaten angeblich noch von Demonstranten angespuckt und als Kindsmörder beschimpft. Das war vermutlich ein Gerücht, mit dem die Kriegsgegner verunglimpft werden sollten, doch es ist ein Hinweis darauf, dass Soldaten damals kein allzu großes Ansehen genossen. Nur wenige Jahrzehnte später sind die Militärangehörigen (wieder) Gegenstand der nationalen Verehrung. Uniformierte werden selbst bei zivilen Flügen bevorzugt behandelt, und es kommt immer wieder vor, dass wildfremde Menschen auf der Straße auf sie zugehen und ihnen ihren Dank aussprechen. Dieses neue Ansehen der Uniform geht Hand in Hand mit der zunehmenden Militarisierung der Gesellschaft der Vereinigten Staaten. Daran ändern auch Enthüllungen über die Menschenrechtsverletzungen und Folterpraktiken der Militärgefängnisse von Guantánamo bis Abu Ghraib nichts.

		Die wachsende Zahl der Gefangenen und die zunehmende Militarisierung, die von den Vereinigten Staaten angeführt werden, sind nur der greifbarste Ausdruck eines diffusen Überwachungssystems, das uns alle erfasst und einspannt. Ein Phänomen, das schon in der Vergangenheit mit der zunehmenden Überwachung einherging, ist die Vorherrschaft neoliberaler Strategien der kapitalistischen Wirtschaft. Die zunehmende Flexibilität, Mobilität und wirtschaftliche Unsicherheit der Arbeitenden, wie sie die neoliberale Wirtschaft mit sich bringt, markiert eine neue Phase der primitiven Bereicherung, in der neue Reservearmeen geschaffen werden. Wenn die beschäftigungslosen und unterbeschäftigten Armen sich selbst überlassen werden, können sie aus Sicht der herrschenden Ordnung zur Gefahr werden.

		Sämtliche Formen der Inhaftierung und Rekrutierung durch das Überwachungssystem übernehmen letztlich die Funktion der »Blutgesetzgebung«, wie Marx die Gesetze nannte, die sich im vorkapitalistischen England gegen die Besitzlosen richteten. Diese Gesetze zwangen nicht nur die ehemalige Landbevölkerung, feste Arbeit in den Städten anzunehmen, sondern sie schufen auch die Disziplin, die dafür sorgte, dass die künftigen Proletarier die Lohnarbeit annahmen, als handele es sich um ihren eigenen Wunsch und ihr unausweichliches Schicksal. Genauso bewirkt unsere Teilnahme an der Überwachungsgesellschaft eine Dressur unserer Wünsche und Hoffnungen, vor allem aber unserer Ängste. Gefängnisse dienen unter anderem als Verwahranstalten für überzählige Teile der Bevölkerung, aber auch als abschreckende Lektion für die »freie« Bevölkerung.

		Die gegenwärtige Wirtschafts- und Finanzkrise weckt darüber hinaus eine ganze Reihe neuer Ängste. Die größte ist oft, den Arbeitsplatz und damit die Lebensgrundlage zu verlieren. Daher müssen wir uns als gute Arbeitnehmer beweisen, die ihren Arbeitgebern gegenüber loyal sind und nicht streiken, weil wir andernfalls riskieren, unsere Arbeit zu verlieren und unsere Schulden nicht bezahlen zu können.

		Angst ist der Hauptgrund, warum die Verwahrten in diesem Überwachungssystem ihre Doppelrolle als Beobachter und Beobachtete akzeptieren und warum so viele Menschen ihrer Freiheit beraubt werden. Die Verwahrten leben in Angst vor Strafen und Bedrohungen von außen. Die Furcht vor den Herrschenden und ihren Polizeikräften ist ein Faktor, aber noch wichtiger und wirkungsvoller ist die Furcht vor gefährlichen Fremden und unbekannten Bedrohungen – eine allgemeine gesellschaftliche Angst. In mancherlei Hinsicht haben die Gefängnisinsassen weniger zu fürchten – so real die Bedrohung durch den Gefängnisapparat, die Wärter und Mithäftlinge ist, so begrenzt und bekannt ist sie. Die Furcht im Überwachungsstaat ist dagegen eine leere Bühne, auf der alle möglichen furchterregenden Fratzen auftauchen können.

		Thomas Jefferson ließ sich in einem seiner unrühmlichsten und feigsten Momente durch Angst hinreißen, nicht nur im neu gegründeten Bundesstaat Missouri die Sklaverei zuzulassen, sondern sich auch für die Beibehaltung der Sklaverei in den Vereinigten Staaten auszusprechen. »Wir haben den Wolf bei den Ohren gepackt«, schrieb er 1820 in einem Brief. »Wir können ihn weder festhalten noch können wir ihn laufen lassen. Auf der einen Seite steht die Gerechtigkeit, auf der anderen unsere Sicherheit.« Nach Generationen der Sklaverei habe sich eine Wut angestaut, die die weiße Gesellschaft zerstören würde, so Jefferson. Die Sklaverei sei zwar ein großes Unrecht, doch sie müsse beibehalten werden, um die Bestie im Zaum zu halten. Die heutigen Überwachungsgesellschaften funktionieren nach derselben feigen Logik, mit dem Unterschied, dass die Wölfe bereits unter uns sind und als ständige Drohung im Dunkeln lauern. Mit den Gespenstern der allgemeinen Furcht lässt sich alles mögliche Unrecht rechtfertigen.


		Die Vertretenen


		Immer wieder erzählt man uns, wir befänden uns auf dem langen historischen Weg von der Tyrannei zur Demokratie. In einigen Ländern würden die Menschen noch von totalitären oder despotischen Regimes unterdrückt, so heißt es, doch die repräsentative Regierungsform, die sich als demokratisch und kapitalistisch beschreibt, sei überall auf dem Vormarsch. Das allgemeine Wahlrecht werde in aller Welt geschätzt und ausgeübt, auch wenn es hier und da noch an der Umsetzung hapere. Die globale Marktwirtschaft stehe für das Prinzip der repräsentativen Demokratie, um alle Teile der Bevölkerung einzubeziehen, erzählt man uns. Trotzdem lehnen es viele Angehörige der Protestbewegungen des Jahres 2011 ab, sich von irgendjemandem repräsentieren zu lassen, und für die parlamentarische Demokratie haben sie nichts als beißende Kritik übrig. Wie kommen sie dazu, diese wunderbare Gabe der Moderne zu verschmähen? Wollen sie etwa einen Rückfall in finstere Zeiten der Tyrannei ohne jede demokratische Beteiligung? Natürlich nicht, im Gegenteil. Um ihre Kritik zu verstehen, müssen wir jedoch erkennen, dass der Begriff der »repräsentativen Demokratie« ein Widerspruch in sich ist und das Prinzip der Volksvertretung eine echte Demokratie nicht ermöglicht, sondern verhindert. Und wir müssen erkennen, dass »die Vertretenen« alle anderen der hier beschriebenen verkümmerten Rollen – die Verschuldeten, die Vernetzten und die Verwahrten – in sich vereinen und die Summe ihrer Unterdrückung verkörpern.

		Erstens verhindert die Macht der Finanzindustrie und der Reichen, dass sich Menschen zusammenschließen und Organisationen gründen, mit denen sie einen Wahlkampf führen und vor allem bezahlen könnten. Heute sind nur noch die Superreichen in der Lage, mit eigenen Mitteln in die Politik zu gehen, die anderen müssen korrumpieren und sich korrumpieren lassen. Und wenn die sogenannten Volksvetreter erst einmal gewählt wurden, bereichern sie sich weiter.

		Zweitens stellt sich die Frage, welche Wahrheiten sich überhaupt formulieren und verbreiten lassen, solange man keine Kontrolle über die allmächtigen Medien hat. Lobbyisten und kapitalistisch finanzierte Werbekampagnen sind ein besonders effektives Instrument, um der herrschenden politischen Klasse den Machterhalt zu sichern. Unabhängige soziale Bewegungen und Bündnisse werden dagegen von den Medien wirkungsvoll kontrolliert und unterdrückt. Das heißt, die dominanten Medien verhindern neue Formen der demokratischen Beteiligung.

		Und drittens werden die Ängste der Verwahrten durch die reißerischen Geschichten und die Panikmache der Medien weiter geschürt. Wer die Abendnachrichten einschaltet, muss Angst bekommen, auch nur einen Fuß vor die Tür zu setzen: Berichte von Kindern, die im Supermarkt entführt werden, wechseln sich mit Nachrichten von vereitelten Terroranschlägen und Horrorgeschichten von Serienmördern in der Nachbarschaft ab. Statt soziale Beziehungen zu pflegen, leben wir verschüchtert und vereinsamt. Homo homini lupus: Unsere Mitmenschen erscheinen uns als reißende Wölfe. Überall lauert die Sünde, der Fanatismus präpariert seine Sündenböcke, und die Gewalt führt Pogrome gegen Minderheiten und Abweichler durch. Über den Prozess der Repräsentation kippt die Politik diesen Müll über den Köpfen der Vertretenen aus.

		In der modernen bürgerlichen Gesellschaft des 20. Jahrhunderts standen den Bürgern genau wie den Ausgebeuteten und Entfremdeten (also auch der kontrollierten Arbeiterklasse) in den staatlichen und gesellschaftlichen Einrichtungen noch gewisse Möglichkeiten des politischen Handelns offen. Die Mitgliedschaft in Gewerkschaften, politischen Parteien oder Verbänden eröffnete in begrenztem Umfang Freiräume der politischen Beteiligung. Heute blicken viele Menschen wehmütig auf diese Zeiten zurück, doch dieses Gefühl ist oft nicht mehr als falsche Nostalgie. Wie schnell hat sich diese Zivilgesellschaft in Luft aufgelöst! Heute findet politische Beteiligung im Dunkeln statt: Entweder wird sie von Lobbys kontrolliert oder sie ist gleich krimineller Natur. Die Vertretenen leben in einer verblödeten Gesellschaft, manipuliert durch die lärmende Idiotie der Medienspektakel, erstickt von der undurchschaubaren Informationsflut, und ständig im Angesicht der zynisch zur Schau gestellten Macht der Reichen, die sich vor nichts und niemandem verantworten müssen.

		Die Vertretenen wissen nur zu gut, dass die Strukturen der Volksvertretung längst in sich zusammengebrochen sind, doch sie sehen keine Alternative und verspüren nichts als Angst. Dieses Gefühl nährt populistische und charismatische Formen der Politik, die nicht einmal so tun, als würden sie irgendjemanden vertreten. Ein Grund für den Niedergang der Zivilgesellschaft mit ihrem breiten Geflecht von Institutionen war unter anderem die geschwundene gesellschaftliche Präsenz der Arbeiterklasse mit ihren Organisationen und Gewerkschaften. Eine weitere Ursache ist jedoch die Enttäuschung jeder Hoffnung auf gesellschaftliche Veränderungen, oder besser gesagt die Selbstunterwerfung unter das Finanzkapital und den Aufstieg des Zinses zum einzigen gesellschaftlichen Kitt. Vor allem für die Mittelschicht ist »gesellschaftliche Mobilität« heute gleichbedeutend mit dem Abstieg in ein dunkles, bodenloses Loch. Die Angst wird zum beherrschenden Lebensgefühl. Das ist der Nährboden für Populisten, die vorgeben, uns zu beschützen, und die dazu die Zugehörigkeit zu Ethnien und anderen Gruppierungen bemühen, die in Wirklichkeit jeden Sinn und Inhalt verloren haben.

		Aber selbst wenn die repräsentative Demokratie transparent wäre und perfekt funktionieren würde, handelt es sich definitionsgemäß um eine Einrichtung, die eine Mauer zwischen Bevölkerung und Machthabern, zwischen Regierten und Regierenden errichtet. Als im 18. Jahrhundert die liberalen Verfassungen formuliert wurden und das Prinzip der Volksvertretung in den Mittelpunkt der aufstrebenden politischen Ordnung gestellt wurde, war bereits klar, dass es sich dabei nicht um eine effektive Beteiligung der Bevölkerung handeln würde – nicht einmal der handverlesenen männlichen Bevölkerung, die damals als »das Volk« definiert wurde. Es handelte sich vielmehr um eine »relative Demokratie«, das heißt, das Prinzip der Repräsentation eröffnete den Menschen den Zugang zur Macht, nur um ihn gleich wieder zu versperren.

		Jean-Jacques Rousseau formulierte den Gesellschaftsvertrag und damit die Grundlage der modernen Demokratie. Er suchte ein politisches System, das die Demokratie garantierte, während gleichzeitig das Privateigentum Verwerfungen bewirkte und die Freiheit gefährdete. Dieses System müsse einen Staat errichten, das Privateigentum schützen und das Gemeineigentum so definieren, dass es allen und damit niemandem gehört. Nach Ansicht von Rousseau entsteht die Repräsentation durch einen (metaphysischen) Sprung vom »Willen aller« zum »Gemeinwillen« – also nichts anderem als dem Willen einer kleinen Gruppe, die von allen gewählt wird, aber niemandem mehr Rechenschaft schuldig ist. Nach Ansicht von Carl Schmitt bedeutet Repräsentation die Anwesenheit von etwas Abwesendem – also von niemandem. Schmitts Schlussfolgerung steht im Einklang mit Rousseaus Überlegungen, die wiederum der Verfassung der Vereinigten Staaten und den Verfassungen der Französischen Revolution zugrunde liegen. Das Prinzip der Repräsentation ist durch und durch widersprüchlich. Das Erstaunliche ist nur, dass es trotzdem so lange überlebt hat – so leer wie es ist, konnte es nur funktionieren, weil es von den Reichen und Mächtigen, den Informationsmonopolen und den Panikmachern getragen wurde.

		Aber selbst wenn wir heute noch an den modernen Mythos der Repräsentation glauben und die Volksvertretung für ein Instrument der Volksherrschaft halten würden, müssten wir uns eingestehen, dass ihre Möglichkeiten inzwischen radikal zusammengeschmolzen sind. Da die Volksvertretungen vor allem auf nationaler Ebene geschaffen wurden, werden sie durch den Aufstieg einer globalen Machtstruktur ausgehöhlt. Die neuen globalen Institutionen tun erst gar nicht so, als würden sie den Willen irgendeiner Bevölkerung repräsentieren. Politische Vereinbarungen und Unternehmensverträge werden innerhalb der Strukturen der Global Governance geschlossen und entziehen sich der Kontrolle der Nationalstaaten. Auf dieser globalen Ebene greift die repräsentative Demokratie nicht mehr, die vorgab, das Volk zum Souverän zu machen.

		Aber was ist mit den Vertretenen? Inwieweit kann man sie in diesen globalen Zusammenhängen überhaupt noch als Bürger bezeichnen? Sie sind keine aktiven Teilnehmer am politischen Geschehen mehr, als Arme unter Armen kämpfen sie sich durch den Dschungel, völlig auf sich gestellt. Wenn sie nicht ihren Überlebensinstinkt und ihren Hunger nach Demokratie mobilisieren, werden sie zum bloßen Spielball der Macht in einem Regierungssystem, in dem keine Bürger mehr vorkommen. Die Vertretenen sind also genau wie die drei anderen hier beschriebenen Rollen ein Produkt der Mystifizierung. Genau wie den Verschuldeten wird ihnen die Kontrolle über ihre gesellschaftliche Produktivität genommen. Genau wie den Vernetzten werden ihnen Intelligenz, Leidenschaft und die Fähigkeit zur wirklichen Teilnahme abgesprochen. Und genau wie die Verwahrten, die in einer Welt aus Angst und Schrecken leben und keine Möglichkeit zu einem gemeinsamen, gerechten und liebevollen sozialen Austausch sehen, haben die Vertretenen keine Möglichkeit zu wirkungsvollem politischen Handeln.

		Viele der Protestbewegungen des Jahres 2011 richteten ihre Kritik gegen die politischen Strukturen und das Prinzip der repräsentativen Demokratie, da sie erkannt haben, dass selbst eine funktionierende Volksvertretung den Zugang zur Demokratie versperrt, nicht eröffnet. Was ist aus dem Projekt der Demokratie geworden?, fragen sie. Wie können wir es wiederbeleben? Was bedeutet es, zum ersten Mal in der Geschichte die Bürger an die Macht zu bringen? Die Protestbewegungen zeigen uns, dass ein Weg die Auflehnung gegen diese verkümmerten und ohnmächtigen Rollen ist, die wir in diesem Kapitel skizziert haben. Die Demokratie lässt sich nur von einer Multitude verwirklichen, die in der Lage ist, sie zu verstehen und zu leben.

    
    Kapitel 2


		Rebellion gegen die Krise


		Von ihren Regierungsbüros und Vorstandsetagen, auf jedem Kanal und von jedem Börsenparkett wiederholen die neoliberalen Führer, die Krise sei schwer und unsere Lage verzweifelt. Wir befänden uns auf der Titanic, erklären sie uns, und wenn wir uns vor dem Untergang retten wollten, müssten wir einsehen, dass sich die Lage der Verschuldeten, Vernetzten, Verwahrten und Vertretenen weiter verschlechtern müsse. Mit anderen Worten wollen sie uns weismachen, dass es uns besser geht, wenn es uns noch schlechter geht! Wie sollten wir angesichts dieser Erpressung nicht aufstehen und die Empörung hinausschreien, die in uns kocht?

		In allen vier der eben beschriebenen Rollen der heutigen Gesellschaft haben wir das Potenzial, uns aufzulehnen und unsere Handlungsfähigkeit wiederzuerlangen. Dazu ist kein dialektischer Prozess nötig, sondern ein Ereignis, ein subjektiver kairos, der richtige Moment, um die Unterdrückungsbeziehungen abzuschütteln und die Prozesse zu durchbrechen, die hinter den schmächtigen Rollen stehen. Dass dies keine theoretische Spekulation ist, sondern eine Realität, hat sich im Widerstand der Protestbewegungen des Jahres 2011 gezeigt.

		Die neoliberale Überformung des gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Lebens hat nicht einfach nur verarmte und entkräftete Subjekte hervorgebracht. Die Verarmung, in der das heutige Proletariat lebt, geht weit über Lohnkürzungen und die Erschöpfung der individuellen und kollektiven Ressourcen hinaus, von denen Marx und Engels sprachen. Verarmung bedeutet heute zunehmend auch einen Verlust menschlicher Fähigkeiten, allen voran unserer Fähigkeit zu politischem Handeln. Hannah Arendt nahm diese generelle Beschneidung der menschlichen Handlungsfähigkeit in einer Ära des triumphierenden Kapitalismus vorweg, und mit den hier beschriebenen Phänomenen ließe sich umgekehrt ihre Handlungstheorie erweitern. Diese neue Vorstellung der Handlungsfähigkeit geht über die Beschreibung der abstumpfenden Wirkung ausgebeuteter und bürokratisierter Arbeit im Zeitalter der Kapitalismus hinaus und beinhaltet einen lebendigen kairos, der die Ausbeutung überwindet und stürzt, einen kairos des Widerstands.

		Wenn wir unter der Last von Schulden ächzen, wenn uns der Bildschirm fesselt, wenn wir unser Haus in ein Gefängnis verwandelt haben, dann erkennen wir, wie sehr uns die Krise des Kapitalismus vereinzelt und unsere Leidenschaften abstumpft. Wir sind allein und ohnmächtig. Aber wenn wir uns umsehen, stellen wir fest, dass die Krise auch neue Formen der Gemeinschaft hervorbringt. In der Krise beschreiben Verschuldung, Vernetzung, Verwahrung und Vertretung unseren gemeinsamen Zustand. Es gibt keine Alternative: Wir sind auf der Titanic, und Verarmung und Vereinzelung machen unser Leben grau und leer. Aber wir sind zusammen hier. Es gibt einen kairos des Widerstands und einen kairos der Gemeinschaft.

		Wir müssen uns aus dieser Verarmung, Verelendung und Vereinsamung befreien. Aber wo sollen wir beginnen? Das Subjekt, dem sein Potenzial geraubt wurde, ist eine Kraft, die keinen Zugang zu sich selbst hat, oder wie Deleuze in seiner Interpretation von Nietzsche schreibt: »Une force séparée de ce qu’elle peut.« Wir müssen eine neue Beziehung zwischen Handeln und Gemeinschaft herstellen. Die Empörung, die aus dem individuellen Leid hervorbricht, verweist beispielsweise schon in ihrem einsamen Widerstand auf eine Gemeinschaft. Wir werden nicht vereinzelt, sondern singulär, wenn wir in der Gemeinschaft mit anderen unsere Kraft wiederfinden. Als singuläre Subjekte erkennen wir, dass ohne andere singuläre Subjekte kein Handeln möglich ist, und dass umgekehrt jedes Zusammentreffen mit anderen singulären Subjekten zur Rebellion führt. Es kommt ein Prozess in Gang, in dem wir uns selbst bestätigen, aufwerten, und die Entscheidung treffen, uns zu Anderen hin zu öffnen. Alle politischen Bewegungen werden auf diese Weise geboren: Sie beginnen mit einer Entscheidung, mit dem Bestehenden zu brechen und münden in der Absicht, gemeinsam mit anderen zu handeln.


		Verweigert die Schulden!


		Die Rückeroberung unserer Handlungsfähigkeit beginnt mit einer Verweigerung. Nein. Wir werden eure Schulden nicht bezahlen. Wir lassen uns nicht aus unseren Häusern vertreiben. Wir unterwerfen uns eurem Spardiktat nicht. Stattdessen wollen wir uns euren Reichtum nehmen, der in Wirklichkeit uns gehört.

		Zu bestimmten Zeiten, wenn die Krise am härtesten zuschlägt und wir diese Schläge allein aushalten müssen, wächst ein verzweifelter Widerstandswille. Woher kommt dieser Wille? Viele Philosophen suchen die Ursache im Mangel, als ob wir auf das sehen müssten, was uns fehlt, um wollen oder handeln zu können. Aber das ist falsch. Der Wille entspringt dem positiven Impuls, eine Fülle zu bestätigen, und nicht einen Mangel, und dem Bedürfnis, einen Wunsch zu verwirklichen. Der Wille, Schulden nicht zu bezahlen, bedeutet nicht nur, uns etwas zu wünschen, was wir nicht oder nicht mehr haben. Er ist Ausdruck unseres Wunschs nach etwas Besserem und Schönerem: der Gemeinschaft und der Fülle unserer sozialen Beziehungen.

		Die Schulden zu verweigern bedeutet also nicht nur, soziale Bande und Verpflichtungen zu zerreißen, um zerstreute Fetzen zu hinterlassen. Wir fliehen aus diesen Banden und Verpflichtungen, um den Begriffen »Band« und »Verpflichtung« neue Bedeutung zu verleihen und neue soziale Bindungen zu schaffen. Marx war durchaus realistisch, als er das Geld als wichtigsten sozialen Kitt einer kapitalistischen Gesellschaft beschrieb: »Jedes Individuum … trägt seine gesellschaftliche Macht, wie seinen Zusammenhang mit der Gesellschaft in der Tasche mit sich.« Mit der Weigerung, unsere finanziellen Schulden zu bezahlen, zerschlagen wir die Macht des Geldes, um neue Verpflichtungen und neue Formen des gesellschaftlichen Zusammenhalts zu schaffen. Wir stehen zunehmend in der Schuld der anderen, aber nicht über finanzielle, sondern über gesellschaftliche Verpflichtungen.

		Die neuen Rollen der gesellschaftlichen Gegenseitigkeit wurden in der neuen wirtschaftlichen Situation der biopolitischen Produktion bereits vorbereitet, da heute unser ganzes Leben Teil des Wertschöpfungsprozesses ist und wir dazu immer mehr mit anderen Singularitäten kooperieren. Kooperation und Gegenseitigkeit sind die Grundlagen des Gemeinsamen, the common, und dieses ist heute die wichtigste Grundlage der gesellschaftlichen Produktion. Unsere gesellschaftlichen Bande werden zum Produktionsmittel, in unserer Gegenseitigkeit und Gemeinsamkeit entdecken wir Produktivität und Macht.

		Während Geldschulden vereinzeln (und Leid und Verzweiflung schaffen, die wir in unserer Isolation doppelt spüren), werden unsere neuen Verpflichtungen immer sozialer und anti-individueller, sie sind transitiv, singulär, und nicht mehr eingesperrt in Vertragsbeziehungen. Wenn wir uns dessen bewusst werden und als Singularität dem Teufelskreis der Entmachtung und Verarmung entkommen, dann erkennen wir, dass sich diese sozialen Verpflichtungen nicht messen lassen, zumindest nicht in quantitativer Form von Geld. Sie lassen sich nur qualitativ messen, als Verkörperung unserer Wünsche, als Entscheidung, uns aus unserem alten Elend zu befreien und die alten Bande der Schulden zu zerreißen.

		Die neue soziale Form der Verpflichtung demonstriert die Tugenden des common. Diese Verpflichtungen haben keinen Gläubiger, sondern sie definieren sich über Bindungen zwischen Singularitäten. Es handelt sich auch nicht um moralische Verpflichtungen, sondern vielmehr um eine Ethik des Gemeinsamen, basierend auf der Erkenntnis, dass wir einander und der Gesellschaft etwas schuldig sind.

		In den vergangenen Jahrzehnten haben Arme und Verarmte zahlreiche Kämpfe gegen das individuelle und kollektive Joch der Schulden geführt. Occupy Wall Street war eines der sichtbarsten Beispiele, da Wall Street das Symbol der globalen Schuldengesellschaft ist und stellvertretend für alle Gläubiger steht. Doch die Occupy-Proteste stehen keineswegs allein da. Unserer Ansicht nach kamen im Zeltlager im Zuccotti Park zwei Traditionsstränge zusammen. Eine Tradition, die sich vorrangig gegen die internationale Währungspolitik und die Verschuldung der Entwicklungsländer richtete und sich in verschiedenen Protesten der Globalisierungskritiker gegen die Weltbank und den Internationalen Währungsfonds äußerte. Sie erlebte ihren Höhepunkt im Jahr 2001 in den argentinischen Protesten und Versammlungen gegen die neoliberale Krisenpolitik, doch vorangegangen waren Dutzende von Protesten gegen die Spardiktate des Internationalen Währungsfonds, von Peru im Jahr 1976 über Ägypten im Jahr 1977 und Venezuela im Jahr 1989. Bei der zweiten, stärker fragmentierten Tradition handelt es sich um Proteste gegen die individuelle Verschuldung der Armen, etwa die Aufstände in Los Angeles 1992, Paris 2005 oder London 2011. Diese drei Aufstände waren Ausdruck der Wut gegen die Rassenunterdrückung in Metropolen und wurden jeweils durch polizeiliche Gewalt ausgelöst, doch in allen drei Fällen kam auch ein Widerstand gegen die Macht des Konsums und des Geldes zum Ausdruck. Die Plünderungen wurden zwar zum Teil vom Wunsch nach den verweigerten Konsumgütern befeuert, doch es handelte sich auch um eine symbolische Zerstörung dieser Waren als Instrumente der gesellschaftlichen Unterdrückung.

		Einige mögen zögern, die friedliche Besetzung des Zuccotti Parks und selbst die karnevalesken Proteste der Globalisierungskritiker neben die Plünderungen und Wutausbrüche der Armen zu stellen. Wir sollten jedoch nicht den Fehler machen zu glauben, erstere seien weiter entwickelt als letztere. Die alte bolschewistische Theorie von der Entwicklung des politischen Bewusstseins von Spontanität zur Organisation greift nicht mehr. Und wir sollten den Armen auch nicht vorhalten, dass sie bei ihren Aufständen nicht besser organisiert, konstruktiver und friedlicher vorgingen. Auf den Campusgeländen der Vereinigten Staaten bringt die Polizei Wasserwerfer und Tränengas zum Einsatz, und in den Armenvierteln schießt sie scharf. Das Entscheidende an jedem dieser Kämpfe ist die Erkenntnis, dass in den Protesten, welche Form auch immer sie annehmen, neue soziale Bande entstehen können. Es geht ihnen nicht darum, eine alte Ordnung wiederherzustellen oder Gerechtigkeit und Entschädigungen für die Opfer zu verlangen, sondern darum, eine neue Welt zu schaffen.


		Schafft neue Wahrheiten!


		Um uns der Vernetzung zu verweigern, reicht es nicht aus, uns von den Medien nicht mehr ins Bockshorn jagen zu lassen, nicht mehr alles zu glauben, was in den Zeitungen steht und die Geschichten, die man uns verabreicht, nicht mehr einfach zu schlucken. Stattdessen müssen wir uns von den Medien losreißen. Manchmal scheint es, als würden uns die Bildschirme derart hypnotisieren, dass wir die Augen nicht mehr von ihnen lösen können. Wie oft sehen wir Menschen, die mit gesenktem Kopf eine Straße entlang gehen (oder im Auto sitzen!), Nachrichten in ihr Telefon tippen und einander anrempeln, als würden sie schlafwandeln. Brechen wir diesen Bann und entdecken eine neue Art der Kommunikation! Dazu benötigen wir keine neuen Informationen und keine neuen Technologien. Natürlich müssen wir die Wahrheit erfahren, aber vor allem müssen wir neue Wahrheiten schaffen, wie sie nur von Singularitäten in Netzwerken geschaffen werden können.

		Der Kampf um einen besseren Zugang zu Informationen ist zwar wichtig, aber er kann schnell zu Enttäuschung und Desillusionierung führen. Man sitzt leicht dem Irrglauben auf, die Bürger würden sich erheben und die Missstände beseitigen, wenn sie nur wüssten, was ihre Regierung treibt und welche Verbrechen sie verübt. Aber selbst wenn wir alle Bücher von Noam Chomsky und alle Dokumente auf WikiLeaks lesen würden, dann wäre das noch keine Garantie dafür, dass wir andere Politiker wählen oder die Gesellschaft ändern. Das trifft auch auf die Ideologiekritik ganz allgemein zu: Selbst wenn wir die wahren Machtverhältnisse durchschauen, hindert uns das nicht daran, uns nach unserer Knechtschaft zu sehnen als handele es sich um unsere Befreiung. Es reicht auch nicht aus, kommunikative Freiräume und neue Öffentlichkeiten zu schaffen. Die Vernetzten sind kein Fall des falschen Bewusstseins, sondern sie sind im Netz gefangen, hypnotisiert, gebannt.

		Ehe wir aktiv in Netzwerken kommunizieren können, müssen wir zu Singularitäten werden. Der Kampf gegen die Entfremdung wollte uns zu uns selbst zurückführen. Er richtete sich gegen die Methoden, mit denen uns die kapitalistische Gesellschaft und Ideologie spaltete, und wollte uns zu ganzen und authentischen Menschen machen. Singularitäten sind jedoch nach innen vielfältig und nach außen mit vielen anderen verbunden. Die Kommunikation von Singularitäten in Netzwerken ist also kein Monolog, sondern ein Dialog, sie befindet sich im Fluss, ist immer mit Handlung verbunden und erschafft uns im Zusammensein ständig neu.

		Der Vernetztheit zu entkommen bedeutet nicht, mit den Medien zu brechen – im Gegenteil, die Protestbewegungen des Jahres 2011 sind bekannt für ihren Einsatz sozialer Medien wie Facebook und Twitter. Es bedeutet vielmehr, unsere Beziehung zu den Medien neu zu gestalten.

		Erstens gewinnen wir als Singularitäten in Netzwerken neue Bewegungsfreiheit. Wir schwärmen wie Insekten, folgen unbekannten Pfaden und kommen in immer anderen Mustern und Konstellationen zusammen. Entscheidend ist die Form der politischen Organisation: Eine dezentrale Multitude von Singularitäten kommuniziert horizontal (die sozialen Medien sind auch deshalb besonders nützlich, weil sie dieser Organisationsform entsprechen). Demonstrationen und politische Maßnahmen werden heute nicht mehr von einem Zentralkomitee beschlossen und kommuniziert, sondern in der Begegnung und Diskussion vieler kleiner Gruppen. Und nach der Demonstration werden Botschaften viral durch die Stadtteile und urbanen Kanäle vermittelt.

		Zweitens werden die Medien zu einem Werkzeug, mit dem wir uns kollektiv fortwährend neu erschaffen. Wir bringen nur dann neue Wahrheiten hervor, wenn wir unsere Individualität hinter uns lassen, uns in Beziehung zu anderen neu erfinden und uns einer gemeinsamen Sprache öffnen. Die Artikulation der Wahrheit ist auch ein kollektiver Akt sprachlicher Kreativität. Manchmal ist die Formulierung und Verbreitung von politischen Parolen in Demonstrationen ein Akt, mit dem neue Wahrheiten geprägt werden. Als die Occupy-Bewegung das Schlagwort »Wir sind die 99 Prozent« prägte, warf sie ein neues Schlaglicht auf die Realität der sozialen Ungleichheit und lenkte damit die öffentliche Diskussion in eine neue Richtung. Ein komplexeres Beispiel ist die an die Adresse der politischen Klasse gerichtete Parole »¡Que se vayan todos!« (»Haut doch alle ab!«), den die argentinischen Demonstranten im Jahr 2001 prägten. Dieser Slogan brachte nicht nur die Korruption der Politiker, Parteien und des gesamten politischen Systems auf den Punkt, sondern zeigte auch die Möglichkeit einer neuen, partizipativen Demokratie auf. Mit der Schaffung von Wahrheiten geht die Bildung politischer Leidenschaften einher: Werden diese Leidenschaften gemeinsam artikuliert, verkörpern sie eine neue Wahrheit.

		Echte Kommunikation zwischen Singularitäten in Netzwerken erfordert also ein Protestcamp, in dem die Teilnehmer voneinander lernen und neues Wissen hervorbringen. Die Teilnahme wird als magischer und erhellender Moment erlebt, denn im Zusammensein entsteht eine neue kollektive Intelligenz und eine neue Form der Kommunikation. Auf den besetzten Plätzen des Jahres 2011, von Tahrir in Kairo über Puerta del Sol in Madrid bis zum Zuccotti Park in New York City, wurden in den Diskussionen, Auseinandersetzungen und Beschlüssen der Versammlungen neue Wahrheiten geschaffen. Arbeitsgruppen und asambleas zu Themen von Wohnrecht und Zwangsversteigerungen bis zu Geschlechterverhältnis und Gewalt dienen als Orte des Selbstlernens und Instrumente der Wissensproduktion. Wer ein solches Camp erlebt hat, versteht, wie in der körperlichen und geistigen Intensität des Umgangs neues Wissen und neue politische Leidenschaften entstehen.

		Eines der besten Beispiele für die kommunikativen Möglichkeiten eines Camps ist die jahrzehntelange Erfahrung der zapatistischen Autonomieregierungen im mexikanischen Chiapas. In der Anfangszeit machte die EZLN2 durch ihre kreative Nutzung der Medien von sich reden, zum Beispiel durch elektronische Verlautbarungen und Internetbotschaften aus dem Urwald. Wichtiger und innovativer sind jedoch die Kommunikationsnetzwerke und politischen Wahrheiten, die in der kollektiven Selbstverwaltung der Zapatisten entstanden. Die anhaltenden Bemühungen der Gemeinden, soziale und Geschlechterhierarchien zu beseitigen und alle an den Entscheidungen und der Selbstverwaltung teilhaben zu lassen, kommen in Slogans wie »gehorchend befehlen« und »fragend gehen wir voran« zum Ausdruck.


		Befreit Euch!


		Viele Menschen versuchen heute, sich in verschiedenster Weise dem Regime der Verwahrung zu entziehen, vor allem durch Flucht. Wir können keine Gefängnismauern einreißen und keine Armeen besiegen – wir können nur fliehen, die Ketten abstreifen und die Beine in die Hand nehmen. Wer flieht, kommt meist nicht aus der Deckung, sondern bleibt im Verborgenen. Da uns die Überwachung sichtbar macht, können wir uns ihr nur entziehen, indem wir uns unsichtbar machen. Auch die Unsichtbarkeit ist eine Flucht. Die Flüchtlinge, Deserteure und Untergetauchten sind die wahren Helden (oder Antihelden) des Befreiungskampfs der Verwahrten. Aber wenn wir die Flucht ergreifen, sollten wir an George Jackson3 denken und eine Waffe mitnehmen – wir könnten sie unterwegs vielleicht gebrauchen.

		Verweigerung und Flucht sind jedoch nur möglich, wenn wir um unsere Macht wissen. Die Verwahrten halten sich oft für ohnmächtig gegenüber der scheinbar erdrückenden Macht des Überwachungsstaats. Gefängnisinsassen meinen, im Bauch des Leviathan zu leben und von ihm aufgefressen zu werden. Wie können wir seine Feuerkraft erwidern, wie können wir seinem allgegenwärtigen Blick und seinen allwissenden Speichersystemen entkommen? Um den Ausweg zu finden, müssen wir uns an Michel Foucaults und Niccolò Machiavellis grundlegende Erkenntnisse zur Natur der Macht erinnern: Die Macht ist kein Objekt, sondern eine Beziehung. Egal wie mächtig und arrogant sie über uns thront, sie ist immer von uns abhängig, sie nährt sich von unserer Angst und überlebt nur, weil wir bereit sind, in Beziehung zu ihr zu treten. Suchen wir nach einem Fluchtweg – es gibt immer einen. Fahnenflucht und Gehorsamsverweigerung sind erprobte Waffen im Kampf gegen die freiwillige Knechtschaft.

		Manchmal nimmt die Flucht sonderbare Formen an. So waren die Marranen im Spanien des 15. Jahrhunderts gezwungen, zum Christentum überzutreten, doch im Verborgenen praktizierten sie ihren jüdischen Glauben weiter. Sie lebten ein Doppelleben: Wenn die Vertreter der Macht hinsahen, gehorchten sie, doch im Verborgenen widersetzten sie sich. Es war eine Flucht ohne Ortswechsel.

		Aber wir fliehen nicht nur vor den allgegenwärtigen Krakenarmen des Überwachungssystems, sondern auch vor den realen Mauern von Gefängnissen und Kasernen. Angela Davis fordert beispielsweise zu Recht die Abschaffung der Gefängnisse. Angesichts der ethnischen Zusammensetzung der Gefangenen in den Vereinigten Staaten (und der Flüchtlinge in den Lagern in aller Welt) ist der Kampf gegen das Gefängnis eine neue Anti-Sklaverei-Bewegung und fordert die Beendigung der extremsten Formen von Rassentrennung und -unterdrückung. Die heutigen Gefängnisse sind weit von den Erziehungs- und Resozialisierungsanstalten entfernt, von denen die Reformer des 19. Jahrhunderts träumten. Im Gegenteil, das Gefängnis ist ein Apparat, der antisoziale Verhaltensweisen schafft, Angst verbreitet und soziale Beziehungen vergiftet.

		Genauso wichtig ist der Kampf gegen das Militär und die Militarisierung. Eine lange Liste angesehener Präsidenten der Vereinigten Staaten warnte, das Militär stelle eine Gefahr für Freiheit und Demokratie dar, doch ihre Warnungen wurden sämtlich in den Wind geschlagen – Thomas Jeffersons und James Madisons Streitschriften gegen ein stehendes Heer genauso wie Dwight D. Eisenhowers dunkle Vorahnung der Katastrophen, die eine Verschmelzung des gewaltigen Militärapparats mit der mächtigen Rüstungsindustrie verursachen würde. Für ein Land, das seine Gründerväter und früheren Präsidenten mit derartiger Hingabe verehrt, sind die Vereinigten Staaten erstaunlich taub gegenüber diesen Warnungen. Genau wie das Gefängnis erniedrigt das Militär die Menschen und vergiftet soziale Beziehungen. Die heimkehrenden Soldaten sind nicht nur durch Krieg und Hierarchie geschädigt, sie stecken mit ihrer kranken Existenz auch ihre Familien zuhause an und alle, mit denen sie in Kontakt kommen. Feministinnen wissen schon lange um die Macht, Zerbrechlichkeit und Pathologie der Männlichkeit, wie sie der Militarismus hervorbringt.

		Projekte zur Abschaffung der Gefängnisse und des Militärs haben zwar ihre Berechtigung und ihre positiven Auswirkungen, doch wir sollten uns darüber im Klaren sein, dass sich diese Forderungen in unseren heutigen Gesellschaften nur bedingt umsetzen lassen. Gefängnis und Militär sind Gifte, doch der kranke Körper muss sie weiter zu sich nehmen, um zu überleben, auch wenn sich sein Zustand dadurch dauernd verschlechtert. Das Gefängnis schafft eine Gesellschaft, die von Gefängnissen abhängig ist, und das Militär schafft eine Gesellschaft, die vom Militarismus abhängig ist. Kalter Entzug wäre Selbstmord. Der Körper benötigt eine lange Therapie, um sich von diesen Giften zu reinigen.

		Der Schlüssel zu einer gesunden Gesellschaft ist ein Sieg über die Angst und die Schaffung wahrer Freiheit und Sicherheit. Einer der bewegendsten und begeisterndsten Momente am Tahrir-Platz in Kairo ereignete sich im Februar 2011, kurz nachdem Schläger der Regierung die Demonstranten mit Kamelen und Pferden überfallen und brutal zusammengeknüppelt hatten. Statt dieses Unrecht zu beklagen und sich gegen künftige Angriffe zu rüsten, sagten viele Teilnehmer einfach: »Wir haben keine Angst mehr«. Damit nahmen sie dem Mubarak-Regime die Macht. Als drei Monate später das Zeltlager der Demonstranten auf dem Puerta del Sol von Madrid von der Polizei bedroht wurde, erinnerte ihre Reaktion an die Parole aus Kairo: »No tenemos miedo«. Wir wissen nicht, woher die Demonstranten ihre Furchtlosigkeit nahmen, wir können nur annehmen, dass sie vor allem aus dem Zusammensein auf dem Platz herrührte. Die politische Bedeutung und Kraft dieser Aussage ist jedoch unübersehbar. Die Macht kann nicht überleben, wenn ihre Subjekte ihre Angst ablegen.

		Dieser Ausdruck der Furchtlosigkeit mag an den revolutionären Heldenmut eines Che Guevara erinnern, eines Kriegers, der bereitwillig in den Tod geht, weil er weiß, dass seine Sache überlebt. Wir sind jedoch nicht an Helden und Märtyrern interessiert. Vor allem glauben wir, dass die Fähigkeit der Demonstranten, ihre Angst abzulegen, nichts mit Heldentum und Todesmut zu tun hat. »Der freie Mensch denkt über nichts weniger nach als über den Tod«, schreibt Spinoza. »Seine Weisheit ist kein Nachdenken über den Tod, sondern über das Leben.« Um wahrhaft sicher zu sein, müssen wir uns nach Ansicht von Spinoza nicht zur größten Macht aufschwingen und alle Feinde niederringen; wir müssen weder den Tod besiegen noch wie der katechon des Heiligen Paulus alles Böse überwinden. Wir halten uns nicht für unsterblich, doch wir konzentrieren uns so sehr auf die Freuden des Lebens, dass der Tod unwichtig wird. Die Demonstranten, die in ihren Zeltlagern zusammen sind und diskutieren, die einander widersprechen und sich auseinandersetzen, scheinen Spinozas Wahrheit entdeckt zu haben: Wir können nur dann wirklich sicher sein und ohne Angst leben, wenn wir gemeinsam die Freiheit schaffen.


		Verfasst Euch!


		Du repräsentierst mich nicht! ¡Que se vayan todos! Millionen von Menschen brachten während der Krise des Neoliberalismus zu Beginn des 21. Jahrhunderts in diesen und ähnlichen Worten ihre Ablehnungen der repräsentativen Demokratie zum Ausdruck. Ein neuer Aspekt dieser Proteste ist, dass sie die Krise nicht nur als wirtschaftliche, soziale und politische Krise begreifen, sondern auch als eine Krise der politischen Verfassung, und dass sie repräsentative Strukturen und liberale Staatsformen angreifen. Der Gedankensprung vom »Willen aller« zum »Gemeinwillen«, der hinter der Theorie und Praxis des repräsentativen Systems steckt, hat sich endlich als fatal erwiesen, und auch neue Regierungsformen, die wie ein Netz gespannt wurden, um den Sturz des Seiltänzers aufzufangen, erwiesen sich als zu schwach. Es fällt zunehmend schwer zu glauben, dass sich die bestehenden Verfassungen retten lassen. Im 18. Jahrhundert bezeichnete man mit dem Begriff ancien régime die Herrschaft der gepuderten Perücken, aber heute ist die repräsentative Demokratie das »alte Regime«. Nach mehr als zwei Jahrhunderten ist die Zeit der liberalen Verfassungen abgelaufen.

		Die Verfassungsdiskussion muss neu eröffnet werden. Dieser radikalen Forderung geht es nicht nur um den Inhalt (zum Beispiel die Überführung des privaten und öffentlichen Eigentums zum Gemeingut), sondern auch um die Form. Wie können wir gemeinschaftlich zusammenleben? Wie können wir direkt an der demokratischen Entscheidungsfindung teilhaben? Wie wird die Multitude zum Souverän des Gemeinschaftlichen? Wie können wir Demokratie neu erfinden und verwirklichen? Die Antworten auf diese Fragen erfordern einen neuen Verfassungsprozess.

		Wenn finanzielle zu sozialen Schulden werden, wenn Singularitäten in Netzwerken kooperieren, und wenn das Bedürfnis nach Sicherheit nicht mehr aus Angst gespeist wird, dann entstehen neue Subjekte, die zu demokratischem Handeln fähig sind. In den bürgerlichen Gesellschaften des Industriezeitalters konnten Körperschaften und Einzelpersonen die Rolle von politischen Akteuren übernehmen. In den postindustriellen, neoliberalen Gesellschaften wurden die Möglichkeiten weiter reduziert und aus Bürgern wurden Vertretene. Heute finden neue politische Subjekte neue Formen der Beteiligung, in denen die Unterscheidung von Körperschaften und Einzelpersonen aufgehoben wird und abstrakte Formen des politischen Handelns konkret werden. Doch um Regeln aufstellen zu können, sind klare Modalitäten erforderlich. Die verfassungsgebenden Kräfte müssen von nun an von unten wirken und ständig erneuert werden.

		»Aber warum sprecht ihr von Verfassungen?«, fragen uns Freunde. »Können wir uns nicht von diesen normativen Zwängen befreien?« Jede Revolution benötigt konstituierende Kräfte – nicht, um die Revolution zu beenden, sondern um sie am Leben zu erhalten, um ihre Errungenschaften zu sichern und um sie für weitere Neuerungen offen zu halten. Verfassungen sind nötig, um die gesellschaftliche Produktion und das Zusammenleben im Einklang mit unseren Prinzipien der Freiheit, Gleichheit und Solidarität zu organisieren. Verfassungsgebende Prozesse dienen als Korrektur der politischen Strukturen und Institutionen, und sorgen dafür, dass diese unserer Gesellschaft und den materiellen Ursachen von sozialen Konflikten, Bedürfnissen und Wünschen besser gerecht werden.

		Um es philosophischer auszudrücken, sind konstituierende Prozesse Dispositive bei der Produktion von Subjekten. »Aber warum müssen wir Subjekte schaffen?«, fragen unsere Freunde. »Warum können wir nicht ganz einfach wir selbst sein?« – Auch wenn es so etwas wie eine ursprüngliche menschliche Natur gäbe, die nur darauf wartet, sich entfalten zu können, gäbe es keinen Grund zu der Annahme, dass diese Natur freie, gleiche und demokratische Gesellschaften und politische Systeme hervorbringen würde. Jede politische Organisation erfordert die Produktion von Subjekten. Wir müssen eine Multitude schaffen, die zu demokratischem Handeln und zur Selbstverwaltung des Gemeinsamen in der Lage ist.

		Ein Beispiel mag unsere Forderung klarer machen. Als die spanischen indignados, die im Frühjahr 2011 Plätze besetzt hatten, im Herbst desselben Jahres die Wahlen boykottierten, wurden sie heftig kritisiert. Ihre Gegner beschimpften sie als verantwortungslose Anarchisten und warfen ihnen vor, ihre Weigerung, sich an Institutionen und Wahlen zu beteiligen, sei Ausdruck von Ideologie und Hysterie. Sie spalteten die Linke! Die indignados sind natürlich keine Anarchisten und sie sind auch nicht dafür verantwortlich, wenn sich die Linke spaltet. Vielmehr eröffnen sie die seltene Chance, das Projekt der Linken zu erneuern. Es waren übrigens dieselben Aktivisten gewesen, die den Sozialisten und Zapatero wenige Jahre zuvor zu einem überraschenden Wahlsieg verholfen hatten: Als rechte Politiker die baskische Untergrundorganisation ETA für den tragischen Bombenanschlag im Madrider Bahnhof Atocha verantwortlich machten, verbreiteten sie die Wahrheit über eine erstaunliche Stafette von SMS und anderen Medien.4 Im Herbst 2011 blieben die indignados auch deshalb den Urnen fern, weil sie sich von den Sozialisten betrogen fühlten und diese nicht für eine Fortsetzung der neoliberalen Politik belohnen wollten. Ein wichtigerer Grund war jedoch, dass sie nun größere Kämpfe auszutragen hatten: Es geht um die repräsentative Demokratie und die verfassungsmäßige Ordnung selbst – eine Auseinandersetzung, die in Spanien auf den Kampf gegen den Faschismus zurückgeht und ein neues und kritisches Licht auf den sogenannten Übergang zur Demokratie nach dem Ende der Franco-Diktatur wirft. Obwohl es aus Sicht der indignados in erster Linie um den Abschied von der bestehenden und nicht um die Schaffung einer neuen Verfassung geht, bereitet ihr Kampf schon den Boden für eine Neukonstituierung.

    
    Kapitel 3


		Eine Verfassung für das Gemeinsame



		Grundsatzerklärung


		In den beiden vorangegangenen Kapiteln haben wir klar gemacht, dass der neoliberale Kapitalismus nicht in der Lage ist, auf internationaler Ebene wirkungsvolle Regeln aufzustellen und durchzusetzen. Deshalb gelingt es den Finanzmärkten immer wieder, Volkswirtschaften und Gesellschaften aus den Angeln zu heben und den Armen weiter zu schaden. Die gegenwärtige Situation zeichnet sich durch zwei weitere Eigenschaften aus. Erstens findet die Produktion heute regional und global unter dem Vorzeichen des Gemeinsamen statt: Die Arbeitskraft wird kollektiv, das Leben selbst wird zur Arbeit gezwungen, Gemeingüter werden vom Finanzkapitalismus ausgebeutet und so weiter. Und zweitens leidet die kapitalistische Entwicklung unter einer unlösbaren wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und politischen Krise. Diese Krise rührt zum Teil daher, dass die Produktionskräfte immer kollektiver werden, während die Regeln der Produktions- und Besitzverhältnisse weiterhin individuell und privat bleiben, weshalb sie der neuen Wirklichkeit nicht gerecht werden und den neuen Formen der Wertschöpfung zuwiderlaufen.

		Anders als die Regierungen Englands oder der Vereinigten Staaten der 1930er Jahre, die mit Krisen ähnlichen Ausmaßes konfrontiert waren, sind die herrschenden Mächte von heute nicht in der Lage, politische Lösungen vorzulegen, mit denen sich die wirtschaftlichen und sozialen Probleme beilegen ließen. Kein John Maynard Keynes und kein Franklin D. Roosevelt sind auf die Bühne getreten, aber ihre alten Rezepte, die auf die industrielle Produktion der Zeit zugeschnitten waren, lassen sich ohnehin nicht auf die postindustrielle Ära anwenden. Das herrschende neoliberale und marktwirtschaftliche Denken hat nichts zu bieten. Daher benötigen wir einen qualitativen Sprung, einen Paradigmenwechsel.

		Die herrschenden Kräfte sind auch nicht imstande, die politischen Verfassungen so zu reformieren, dass sie Antworten auf diese Krise bieten. In der modernen Geschichte mussten Verfassungsreformen immer vermitteln – die liberalen Verfassungen zwischen den Kräften des Marktes, die sozialstaatlichen zwischen Kapital und Arbeit. Es ist noch nicht absehbar, welche Vermittlungen der Aufstieg des Finanzkapitalismus erforderlich machen würde. Repräsentation, Demokratie und nationale Souveränität lassen sich nicht neu definieren, ohne der Tatsache Rechnung zu tragen, dass die globalen Finanzmärkte bei der Vorgabe von Regeln und der Gestaltung der Politik längst die zentrale Rolle einnehmen. Die Finanzmärkte setzen sich zunehmend über die Institutionen der Nationalstaaten hinweg und erpressen diese, weshalb Arbeit und Löhne, aber auch Grundrechte (von Wohnraum bis Gesundheit) dem Auf und Ab der Börsen unterworfen sind.

		In dieser Situation haben verschiedene politische Bewegungen, vor allem die Protestcamps des Jahres 2011, neue Grundsätze formuliert, die für künftige Verfassungen von großer Relevanz sind. Diese Grundsätze stellen einen neuen Konsens her und sind die Grundlage eines neuen Verfassungsprojekts.5 Wir sind überzeugt, dass nur ein Verfassungsprozess, der auf dem Gemeinsamen basiert, eine echte Alternative bietet und wir halten folgende Wahrheiten für selbstverständlich: dass alle Menschen gleich sind, dass sie im politischen Kampf gewisse unveräußerliche Rechte errungen haben, dass dazu nicht nur Leben, Freiheit und das Streben nach Glück gehören, sondern auch der freie Zugang zu Gemeinschaftsgütern, die gerechte Verteilung des Reichtums und die Nachhaltigkeit des Gemeinsamen. Genauso selbstverständlich ist es, dass zur Sicherung dieser Rechte demokratische Regierungen eingerichtet werden, die ihre rechtmäßige Macht aus der aktiven Teilnahme der Regierten und der Transparenz ihre Organisation herleiten. Und schließlich ist es selbstverständlich, dass, wenn irgendeine Regierungsform sich für diese Zwecke als schädlich erweist, das Volk das Recht hat, sie zu ändern oder abzuschaffen und eine neue Regierung einzusetzen und sie auf solchen Grundsätzen aufzubauen und ihre Gewalten in der Form zu organisieren, wie es zur Gewährleistung ihrer Sicherheit und ihres Glücks geboten scheint.


		Der Kampf um eine Verfassung


		Der Kampf um eine Neukonstituierung, wie wir ihn verstehen, muss auf dem Boden des Gemeinsamen stattfinden; er muss nicht nur die Dringlichkeit eines neuen verfassungsgebenden Prozesses zum Ausdruck bringen, sondern auch Wege aufzeigen. Einige Verfassungsväter Frankreichs und der Vereinigten Staaten, allen voran Nicolas de Condorcet und Thomas Jefferson, vertraten die Auffassung, jede Generation müsse ihre eigene Verfassung aufstellen. Wenn wir diese Forderung ernst nehmen, fällt uns sofort der gewaltige Graben auf, der sich heute zwischen den bestehenden Verfassungsorganen und den demokratischen Bedürfnissen der Menschen auftut. Aber wenn eine lange Reihe von Missbräuchen und Übergriffen, die stets das gleiche Ziel verfolgen, die Absicht erkennen lässt, uns absolutem Despotismus zu unterwerfen, so ist es unser Recht und unsere Pflicht, eine solche Regierung zu beseitigen und uns nach neuen Bürgen für unsere zukünftige Sicherheit umzutun.6 Die Auseinandersetzungen der Gegenwart richten sich in erster Linie gegen bestehende Verfassungen, das heißt, es geht ihnen zunächst darum, die Auswirkungen des Despotismus in uns und unseren Gesellschaften zu beseitigen, indem sie die alten Verfassungen abtragen.

		Die neuen Kämpfe weisen also eine grundlegende Asymmetrie mit dem auf, was wir nun als ancien régime bezeichnen können. Nach Foucault ist Macht immer die Handlung eines Subjekts gegen ein anderes, und sie ist immer eine Beziehung zwischen Herrschaft und Widerstand. Doch wenn Bewegungen mit solcher Intensität entstehen, reißen sie sich oft von bestehenden Beziehungen los und befinden sich bereits auf der anderen Seite. Eine Unabhängigkeitserklärung legt das wahre Fundament für einen neuen Verfassungsprozess. Mit anderen Worten sind die heutigen Auseinandersetzungen das Ergebnis konkreter politischer Konflikte, aber sie sind auch ein Ereignis, ein politisches Projekt und ein Überborden der Leidenschaft. Das gemeinsame Ziel in den Köpfen und Herzen der Subjekte, die den Kampf führen und die Vision einer neue Gesellschaft hervorbringen, wirkt als verbindliche Vorgabe und Motor bei der Schaffung neuer Formen des Zusammenlebens. Mit ihrer Unabhängigkeitserklärung vom ancien régime legen sie eine Grundlage, auf der gleichere, gemeinsamere und nachhaltigere Beziehungen entstehen können. Diese konstituierende Kraft ist fester Bestandteil der Kämpfe, und die Formulierung neuer unveräußerlicher Rechte zeigt, dass diese historische Bewegung ihre Reife erreicht.

		Auch wenn solche verfassungsgebenden Prozesse kurzfristig Rückschläge erleiden, bedeutet das keineswegs ihr langfristiges Scheitern. Außergewöhnliche Umwälzungen haben Nordafrika sowie verschiedene Länder des Nahen Ostens und der Arabischen Halbinsel erfasst. Einige haben im Frühjahr 2011 rasche Erfolge erzielt und korrupte Regierungen und Unternehmercliquen gestürzt, die lange mit tyrannischer Macht und der Unterstützung der früheren Kolonialherren geherrscht haben. Aber in sämtlichen Ländern – egal ob die demokratischen Bewegungen zunächst einen Sieg errangen oder ob sie von den reaktionären Kräften zurückgedrängt wurden – haben konservative Eliten in der einen oder anderen Form wieder die Oberhand gewonnen. Das bedeutet jedoch nicht, dass die Kämpfe um neue Verfassungen umsonst waren. In diesem Frühjahr 2011 wurde das unveräußerliche Recht auf Freiheit und Gleichheit bekräftigt, und vielleicht ist mehr Zeit erforderlich, um diese vollständig zu erringen. Außerdem breiteten sich die in Nordafrika formulierten Grundsätze nach Spanien, Griechenland, in die Vereinigten Staaten und in andere Länder aus. Diese neuen Rechte wurden in Protesten zum Ausdruck gebracht, die ihrerseits neue verfassungsgebende Kräfte hervorbrachten. Diese mögen zum Teil nur latent vorhanden sein, doch sie üben Druck aus und reißen Ignoranz und Unterdrückung, Gehorsam und Angst die Maske vom Gesicht. Von nun an wird es jedes Jahr einen meteorologischen und einen politischen Frühling geben.


		Zeit der Revolte


		Wenn wir die Dauer der Prozesse des Arabischen Frühlings in den Vordergrund stellen, mag das so klingen, als würden wir sie der Beschleunigung der Ereignisse zu Beginn eines Aufstands vorziehen. In offenen, hierarchiefreien Versammlungen, wie sie sämtliche Protestcamps des Jahres 2011 auszeichneten, kommen Entscheidungen oft ausgesprochen langsam zustande. Sollte diese Langsamkeit der institutionellen Prozesse also der Plötzlichkeit des Aufstands vorgezogen werden, wie Alexis de Tocqueville schon vor mehr als zwei Jahrhunderten vorschlug? Das würden wir nicht so sehen. Das Interessante und Neue an diesen neuen Bewegungen ist weniger ihre Schnelligkeit oder Langsamkeit als vielmehr die Autonomie, mit der sie über ihre Zeit verfügen. Darin unterscheiden sie sich deutlich von den rigiden und aufreibenden Rhythmen der Globalisierungskritiker, die zu Beginn des 21. Jahrhunderts dem Kalender der Gipfeltreffen nachliefen. Die Bewegungen des Jahres 2011 kombinierten dagegen Schnelligkeit und Langsamkeit, tiefe Intensität und oberflächliche Beschleunigung. In jedem Fall wird der Rhythmus nicht durch äußere Zwänge und Wahltermine diktiert: Die sozialen Bewegungen stellen ihren eigenen Zeitplan auf.

		An dieser autonomen Zeitgestaltung lässt sich demonstrieren, warum diese Bewegungen unserer Ansicht nach eine echte Alternative darstellen. Eine Alternative ist keine Handlung, kein Entwurf und kein Diskurs, der einfach dem herrschenden Programm entgegengesetzt wäre. Es handelt sich vielmehr um ein neues Dispositiv, das von einem radikal anderen Standpunkt ausgeht. Dieser Standpunkt ist selbst dann anderswo, wenn er denselben Ort einnimmt. Diese Autonomie verleiht den zeitlichen Rhythmen, der Produktion neuer Subjekte, den Auseinandersetzungen und Grundsätzen seinen inneren Zusammenhalt.

		Der dauernde Tempowechsel im Verfassungsprozess hängt auch mit anderen Faktoren zusammen. Jede konstituierende Handlung wirkt ansteckend und weitet sich aus. In Diktaturen weckt die Forderung nach Freiheit auch die Forderung nach der gerechten Verteilung des Reichtums, wie in Tunesien und Ägypten. In repräsentativen Systemen zieht die Forderung nach Demokratie die Forderung nach Teilnahme und Transparenz nach sich, wie in Spanien. Und der Protest gegen die vom Finanzkapitalismus geschaffenen Ungleichheiten weckt die Forderung nach dem freien Zugang zu Gemeinschaftsgütern und nach deren Demokratisierung, wie in den Vereinigten Staaten. Die Liste ließe sich weiter fortsetzen. Uns geht es hier jedoch nicht darum, diese politischen und verfassungsmäßigen Forderungen in eine logische Reihenfolge zu bringen. Vielmehr wollen wir den Bewegungen nachspüren, die in der Ausweitung dieser konstituierenden Momente und in unterschiedlichen revolutionären Zusammenhängen entstanden. Die Geschwindigkeit hängt von der Intensität ab, mit der die für jede Bewegung einmaligen Ideen und Wünsche viral weitergetragen werden.

		Die Langsamkeit konstituierender Bewegungen, die in der Entscheidungsfindung der Versammlungen zum Ausdruck kommt, ermöglicht und erfordert Lernprozesse. Wenn es jemals so etwas wie die »Autonomie des Politischen« à la Schmitt gab, dann sicher nicht hier. Die konstituierenden Entscheidungen der Teilnehmer kommen durch eine komplexe Wissens- und Willensbildung zustande, und diese erfordern Zeit. Entscheidungen werden nicht von Führern oder Vorständen getroffen. Die oftmals langwierigen Entscheidungsverfahren sind auch Ausdruck der inneren Vielfalt der Bewegungen. Die spanischen indignados und die Besetzer der Wall Street sind gute Beispiele für diese Komplexität, in ihren Protesten mischen sich die Kritik an gängigen Politikformen (zum Beispiel der repräsentativen Demokratie, Wahlen und so weiter), der Protest gegen soziale Ungleichheit und der Widerstand gegen den Finanzkapitalismus.

		Schließlich ermöglicht die autonome Zeitgestaltung der konstituierenden Prozesse die Bildung politischer Affekte. Der Tahrir-Platz, der Rothschild Boulevard, das besetzte Regierungsgebäude von Wisconsin und der Syntagma-Platz wurden alle von intensiven Leidenschaften geprägt: An diesen Orten werden Leidenschaften zum Ausdruck gebracht, aber vor allem werden sie gebildet. Berufspolitikern und anderen, die nicht eine bestimmte Zeit in diesen Zeltlagern verbracht haben, fällt es schwer zu verstehen, in welchem Maße diese konstituierenden Erfahrungen von Gefühlen, vor allem von Begeisterung getragen werden. Die räumliche Nähe erleichtert die gemeinsame Bildung der Affekte, aber genauso entscheidend sind die intensiven Erfahrungen der Zusammenarbeit, die gemeinsame Schaffung von Sicherheit in einer Situation extremer Verwundbarkeit und die kollektiven Beratungen und Entscheidungsprozesse. Die Protestcamps sind ein großes Labor zur Produktion sozialer und demokratischer Leidenschaften.


		Gegengewalten


		Die Verfassungsgebung arbeitet langsam und gründlich und richtet sich nach ihrer eigenen Uhr. Einige drängende Probleme können jedoch nicht warten. Was nützt der schönste Verfassungsprozess, wenn hier und jetzt Menschen leiden? Bis wir unsere perfekte demokratische Gesellschaft geschaffen haben, könnte die Erde längst zerstört sein.

		Der Verfassungsprozess muss daher von Gegenkräften begleitet werden, die sofort Maßnahmen gegen soziale Missstände und Umweltgefahren ergreifen. Diese Zweigleisigkeit erinnert an den Verfassungsprozess im England des 13. Jahrhunderts. Damals wurde die Magna Charta von einer Waldcharta begleitet – ein Dokument, das nach Ansicht von Peter Linebaugh bis heute viel zu wenig Beachtung gefunden hat. Die Magna Charta schrieb die Rechte der Bürger gegenüber dem König fest, während die Waldcharta den Zugang zum Gemeinsamen regelte. Der Zugang zum Wald war damals gleichbedeutend mit dem Zugang zu Nahrung, Brennholz und anderen lebenswichtigen Dingen. Heute muss ein Verfassungsprozess von ähnlichen Maßnahmen begleitet werden, um ein Leben der Menschen in Sicherheit, Gesundheit und Würde zu gewährleisten.

		Dazu gehört auch der Schutz der Umwelt. Der Zerstörung des Planeten, das Aussterben von Tier- und Pflanzenarten und die Verseuchung von Erdreich und Meeren geht ungebremst weiter. Der von den Wissenschaftlern vorhergesehene Point of no Return des Klimawandels rückt immer näher, doch die Kohlendioxidemissionen steigen unvermindert weiter. Schändlicherweise sprechen die Mächtigen längst nicht mehr davon, den Klimawandel zu verhindern – es geht nur noch darum, dass wir uns ihm anpassen. Meere werden durch Ölkatastrophen verseucht, aus Atomkraftwerken tritt Strahlung aus, das Trinkwasser wird durch die Verarbeitung von Ölsand vergiftet – die Liste der Katastrophen wird täglich länger, doch während der Krise wurde der Umweltschutz sogar noch weiter zurückgefahren. Man gewinnt den Eindruck, die Sorge um das Wohl des Planeten sei ein Luxus, den man sich in guten Zeiten gönnt, nicht die Voraussetzung für das Überleben von Menschen, Tieren und Pflanzen. Dass die transnationalen Konzerne weder willens noch in der Lage sind, ihre umweltzerstörenden Praktiken einzustellen, ist nicht weiter verwunderlich. Aber auch nationale Regierungen und internationale Institutionen erweisen sich als unfähig, die großen Probleme zu lösen: Sie sind nicht einmal in der Lage, sich auf Maßnahmen zu einigen, geschweige denn, diese umzusetzen. Es scheint, als sei die Menschheit außerstande, sich selbst an der Zerstörung des Planeten und ihrer eigenen Lebensgrundlage zu hindern.

		Ein weiteres und untrennbar damit verbundenes Problem, zu dessen Lösung Gegenkräfte erforderlich sind, ist die Befriedigung menschlicher Grundbedürfnisse wie Ernährung, Gesundheit und Unterkunft, die sich zum Teil durch Zugang zu Gemeingütern lösen ließen. Wohnraum ist in allen Teilen der Welt ein drängendes Problem. In armen Ländern wird dieser Mangel oft durch Bewegungen behoben, die ungenutztes Land oder Gebäude besetzen und die Rechte an diesem Land erwerben. In den reichen Ländern hat die Wirtschaftskrise eine Welle der Zwangsversteigerungen und -räumungen ausgelöst und viele Menschen, die ihre Hypothek oder Miete nicht bezahlen können, stehen auf der Straße. Daher müssen Projekte zur Schaffung von Wohnraum von Kampagnen gegen Zwangsräumungen begleitet werden. Auch der Zugang zu gesunder Ernährung und sauberem Trinkwasser ist ein Problem, das in armen Ländern besonders dringlich ist, aber zunehmend auch reiche Länder betrifft. Der Kampf gegen die Privatisierung von Ressourcen wie Wasser ist daher vordringlich.

		Soziale und Umweltkrisen werden durch die zahlreichen Kriege verschlimmert, die rund um den Globus geführt werden und Leben und Lebensräume zerstören. Der Krieg scheint zum Dauerzustand geworden zu sein und schwankt lediglich in seiner Intensität. Das globale Sicherheitsregime, unter dem wir leben, schafft keinen Frieden, sondern eine permanente Kriegsgesellschaft, in der Rechte außer Kraft gesetzt werden sowie die Überwachung forciert und die gesamte Bevölkerung mobilisiert wird. Wer wird den Krieg beenden? Die reichen Staaten, allen voran die Vereinigten Staaten, haben keinerlei Interesse daran. Längst glaubt niemand mehr an die Mär vom Krieg, der alle Kriege beendet. Kriege führen nur zu immer neuen Kriegen. Und selbst internationale Institutionen wie die Vereinten Nationen, die aus dem Traum vom Frieden geboren wurden, haben nicht die Macht, den Kriegen ein Ende zu setzen.

		Aber welche Gegenkräfte könnten das weitere Wohl der Menschheit, der Tier- und Pflanzenwelt und des Planeten selbst sicherstellen? Viele nutzen heute nationale und internationale Gerichte als Gegenkraft, und diese Arbeit ist unerlässlich. Sammelklagen gegen die Umweltzerstörung durch Konzerne; Menschenrechtsklagen gegen Krieg, Folter und Misshandlung durch Polizei und Militär; der Kampf für die Rechte von Flüchtlingen, Migranten und Häftlingen – all diese Maßnahmen nutzen die Macht des Richters gegen die des Königs und die des Rechtssystems gegen die der Herrschenden. Doch so unverzichtbar diese Gegenkräfte sind, ihr Spielraum wird immer durch die begrenzte Souveränität der Nationalstaaten oder der internationalen Systeme eingeschränkt. Außerdem schwindet diese Macht zusehends, da Nationalstaaten und internationale Systeme immer mehr ihre hoheitlichen Befugnisse verlieren.

		Um echte Gegenkräfte zu schaffen, muss die Biopolitik über Zwangsmittel verfügen, die über die rechtlichen Mittel der nationalen und internationalen Gesetze hinausgehen. Demokratische Gegenkräfte müssen in der Lage sein, Konzerne und Nationalstaaten zu einer Freigabe der Gemeingüter zu zwingen. Nur so lässt sich der Wohlstand gleich verteilen, nur so können alle ihre Bedürfnisse befriedigen, und nur so lässt sich die Zerstörung aufhalten und der Schaden an sozialen und ökologischen Systemen, an Menschen und dem Planeten reparieren. Aber wie lassen sich solche demokratischen Gegenkräfte schaffen, und woher erhalten sie ihre Macht? Diese Frage können wir noch nicht beantworten. Aber eines wissen wir: Die Probleme drängen, und die bestehenden Mächte sind unfähig, sie zu lösen.

		Dies sind zentrale Sorgen aller, die sich heute in verschiedenen Protesten engagieren. Wer auch nur kurze Zeit in einem Protestcamp verbringt, ringt mit diesen Fragen. Die Besetzer haben aber auch eine andere, sehr viel konkretere Sorge: Was bedeutet Gegenkraft, und welche Reaktion ist angemessen, wenn die Polizei angreift und versucht, einen besetzten Platz zu räumen? Auch darauf haben wir keine befriedigende Antwort – wir sind nur überzeugt, dass der geduldige Verfassungsprozess von sofort wirksamen Gegenkräften begleitet werden muss.


		Kommunikation


		Einer der Proteste, der den Zeltlagern der indignados im Mai 2011 den Boden bereitete, war der Widerstand gegen ein Gesetz der sozialistischen Regierung (das »Sinde-Gesetz«), das drohte, soziale Netzwerke zu kontrollieren und zu privatisieren, sowie Internetnutzer zu kriminalisieren. Im Frühjahr kam es zu zahlreichen Protest- und Schwarmaktionen gegen das Gesetz. Von Beginn an war das Ziel der Demonstranten – ein freies Internet – auch eines ihrer wichtigsten Instrumente. Freie Netzwerke waren das wichtigste Organisationsinstrument der spanischen Demokratiebewegung, genau wie zuvor in Nordafrika und danach bei den Aufständen in Großbritannien und den Occupy-Bewegungen. Diese Proteste haben zwei Aspekte, die nicht voneinander zu trennen sind: einerseits den Auf- und Ausbau der Proteste und andererseits die Bemühungen um eine neue Verfassung. In den subversiven Strategien gehen Themen und Instrumente eine Verbindung ein. Der Kampf für eine Verfassung ist daher eng verwoben mit den Themen der Verfassung selbst, und die neuen Medien (Mobiltelefone, Twitter, Facebook, und allgemein das Internet) werden zu Instrumenten im Experiment der demokratischen Herrschaft der Multitude.

		Kommunikation ist untrennbar verbunden mit Wissen, heute mehr denn je. Wir leben im Zeitalter des kognitiven Kapitalismus, also in einer Gesellschaft, in der das Kapital in zunehmendem Maße über die Produktion und Ausbeutung von Wissen funktioniert. Wissen steht zunehmend im Mittelpunkt der gesellschaftlichen Beziehungen, und zwar sowohl der kapitalistischen Kontrolle als auch des Widerstands der lebendigen Arbeit. Es ist kein Zufall, dass die gegenwärtigen Proteste überwiegend von Studierenden, Geistesarbeitern und städtischen Dienstleistern – dem sogenannten kognitiven Prekariat – getragen werden. Am eigenen Leib tragen sie die Arbeit der Kommunikation und des Wissenserwerbs aus. Ob in Tunesien und Ägypten oder in Spanien, Griechenland, Israel und den Vereinigten Staaten, ob im Kampf für Freiheit oder gegen Armut und Ausbeutung – dies ist die gemeinsame Grundlage aller Bewegungen. In Inhalt und Form basieren die neuen Proteste auf den neuen Formen der Arbeit. Da die kognitive Arbeit im Mittelpunkt steht, nimmt sie diese Form der Auseinandersetzung an. Und wenn die Bewegungen vom Protest zur Suche nach einer neuen Verfassung übergehen, rückt die Forderung nach Öffentlichkeit und Transparenz in den Mittelpunkt.

		Jeder Versuch, die Neugierde, die Vitalität und den Wissensdurst der Wissensarbeiter zu disziplinieren oder zu unterdrücken, beeinträchtigt ihre Produktivität. Diese Eigenschaften sind entscheidend für die heutige wirtschaftliche Produktion, doch sie verwickeln die Macht in Widersprüche und stellen die Legitimität der Repräsentation in Frage. Denn Neugierde, Vitalität und Wissensdurst verlangen, die Macht transparent zu machen und ihre Geheimnisse zu enthüllen. Die Figur des »Politikers« selbst gerät in Verruf. Jede Form des Expertentums muss im Zusammenhang des pluralen politischen Handelns aufgebrochen werden, und die Hierarchie des Wissens muss genauso fallen wie jede Hierarchie der Macht.

		Damit wird ein gewaltiges Tabu zerschlagen. Jahrhundertelang haben Politiker wiederholt, Demokratie und Staatsräson müssten Hand in Hand gehen. Doch die Ankunft der echten Demokratie bedeutet eine völlige Abschaffung der Staatsräson. Die Aktivitäten von WikiLeaks oder Netzwerken wie Anonymous unterstreichen dies. Wenn der Staat nicht willens ist, seine Geheimarchive zu öffnen und sein Handeln transparent zu machen, dann helfen ihm diese Aktivisten gern. Dabei geht es nicht nur darum, krasse Fälle von Machtmissbrauch an den Pranger zu stellen, sondern darum, den gesamten Regierungsbetrieb durchsichtig zu gestalten.


		Die Rolle der Minderheiten


		Der Schutz von Minderheiten ist ein klassisches Verfassungsdilemma, das bei jeder Form der Mehrheitsherrschaft angesprochen werden muss. Wie kann die Mehrheit daran gehindert werden, Minderheiten zu unterdrücken? Die klassische liberale Lösung besteht darin, die Macht der Mehrheit zu kontrollieren und die Entscheidungsgewalt auf Volksvertreter zu übertragen. In einem klassischen Aufsatz in der zehnten Ausgabe des Federalist führte James Madison den Schutz der Minderheiten gegen die Mehrheit als zentrales Argument gegen die »reine« und für die repräsentative Demokratie an. Die Entwicklung der heutigen Demokratiebewegungen zeigt jedoch, dass der Minderheitenschutz keine Kontrolle der Mehrheit erfordert und keinen Zerfall der Gesellschaft in separate Gruppen bedeutet. Vielmehr eröffnet die Beziehung der Singularitäten beim Entscheidungsprozess Möglichkeiten zur Einbeziehung von Unterschieden.

		Die Frage, welche Minderheit in welchem Fall geschützt werden muss, erfordert natürlich ethische und politische Entscheidungen. Nicht jede Minderheit rechtfertigt den Schutz vor den Entscheidungen der Mehrheit. Im Gegenteil, die meisten Minderheiten sollten in den meisten Fällen überstimmt werden, denn andernfalls wäre der Mehrheitsentscheid sinnlos.

		Madison führt zwei Beispiele für Minderheiten an, die seiner Ansicht nach besonderen Schutz verdienen, und der Unterschied zwischen beiden verdeutlicht, worauf wir hinauswollen. Er fordert, die freie Religionsausübung von Minderheiten gegen die Herrschaft und den Zwang der Mehrheitsreligion zu schützen, und dem stimmen wir zu. In seinem Aufsatz verlangt er jedoch außerdem, die reiche Minderheit vor der armen Mehrheit zu schützen. Würde die kleine Gruppe der Landbesitzer und Gläubiger nicht unter besonderen Schutz gestellt, so Madison, dann würde sie von der Mehrheit der Besitzlosen und Schuldner überstimmt. Daher fürchtet er, die Regierung hätte keine Möglichkeit, der Mehrheit und ihren »Forderungen nach Papiergeld, Stundung der Schulden, gleicher Verteilung des Landes und anderen ungebührlichen und niederträchtigen Ansinnen« zu widerstehen. Zum Schutz gegen solche Entscheidungen fordert Madison »die Vertretung durch Abgeordnete, deren aufgeklärte Ansichten und tugendhafte Haltungen« denen der Mehrheit überlegen seien. Diese Politiker sollen das vertreten, was Rousseau »Gemeinwillen« nennt, und nicht den Willen aller.

		Doch reiche Landbesitzer und Gläubiger bedürfen keinen Schutz, der über das hinausgeht, was alle genießen. Ihr Reichtum verleiht ihnen bereits unverhältnismäßig große Macht über die Mehrheit. Warum sollte bei wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entscheidungen das eine Prozent vor dem Willen der 99 Prozent geschützt werden? Es ist völlig abwegig, wenn Madison religiöse Minderheiten mit reichen, mächtigen Landbesitzern und Banken auf eine Stufe stellt.

		Aber wie können wir den Schutz von machtlosen Minderheiten gewährleisten, ohne die Entscheidungsgewalt an »aufgeklärte« und »tugendhafte« Volksvertreter zu übertragen, wie Madison dies verlangt? Zunächst sollten wir anerkennen, dass die sozialen Bewegungen von heute mit neuen Praktiken der Mehrheitsentscheidung experimentieren, die neue Formen des Minderheitenschutzes bedeuten. Die Bewegungen haben beispielsweise alternative Formen entwickelt, um den Willen der Mehrheit zu ermitteln. Bei verschiedenen Occupy-Protesten konnte man beobachten, wie Teilnehmer in Versammlungen von hundert bis zu fünftausend eine neue Gestensprache verwendeten, um wortlos ihre Zustimmung oder Ablehnung gegenüber dem Gesagten zum Ausdruck zu bringen. Auch Twitter wurde in den Versammlungen verwendet, um dynamisch die Befindlichkeiten der Teilnehmer zu ermitteln. Doch so wichtig diese Experimente und neuen Ausdrucksformen sein mögen, sind sie für uns noch nicht der entscheidende Punkt.

		Wichtiger sind die Organisationsformen der Demokratiebewegungen und vor allem ihre Einbeziehungen von Unterschieden. Horizontale, demokratische Versammlungen suchen keine Einstimmigkeit, sondern verwenden einen pluralen Prozess, der für Widersprüche und Konflikte offen ist. Die Entscheidungen der Mehrheit kommen unter Einbeziehung oder besser Verschmelzung der Unterschiede zustande. Die Versammlung muss also Möglichkeiten finden, um unterschiedliche Ansichten und Wünsche so zusammenzuführen, dass sie in immer wechselnder Weise Mehrheiten bilden. Mit anderen Worten ist die Mehrheit keine homogene Gruppe und auch kein fester Block, sondern ein Konzert von Unterschieden. Minderheiten werden nicht geschützt, indem sie abgespalten, sondern indem sie in den Prozess eingebunden werden. Mit Hilfe dieser Struktur können wir den Gemeinwillen und die aufgeklärten Abgeordneten vergessen und eine demokratische Politik auf Grundlage des Willens aller schaffen.

		Diese dynamischen und heterogenen Mehrheiten revolutionieren auch die gängige Vorstellung der Toleranz. Einer verbreiteten Ansicht zufolge bedeutet Toleranz, Minderheiten zu isolieren und die Augen vor ihrem Anderssein zu verschließen. Wir tolerieren Homosexualität, indem wir so tun, als sei jemand nicht homosexuell. Oder indem wir zulassen, dass Angehörige von Minderheiten miteinander, aber getrennt vom Rest der Gesellschaft, leben. Eine Mehrheitsherrschaft macht es jedoch nicht erforderlich, Minderheiten durch Gleichgültigkeit oder Segregation zu schützen. Toleranz muss vielmehr allen die Möglichkeit geben, mit all ihren Unterschieden teilzunehmen und aktiv mit anderen zusammenzuarbeiten. Diese Toleranz ist ein wesentliches Merkmal der inneren Vielfalt der herrschenden Mehrheit.


		Eine plurale Politik


		Die Schauplätze der Proteste des Jahres 2011 liegen weit auseinander und die Protagonisten könnten kaum unterschiedlicher sein. Einige stürzten Tyrannen und forderten freie und gerechte Wahlen, andere kritisierten repräsentative Formen der Demokratie. Einige kämpften gegen gesellschaftliche und wirtschaftliche Ungleichheiten, andere zerstörten und plünderten Besitz. Einige arbeiteten mit traditionellen Gewerkschaften zusammen, andere konzentrierten sich auf das Prekariat und Geistesarbeiter, die oft nicht durch traditionelle Gewerkschaften vertreten werden, und so weiter. Warum behaupten wir trotzdem, dass es eine Verwandtschaft zwischen diesen Bewegungen gibt?

		Zum einen sahen sich die verschiedenen Bewegungen denselben Gegenspielern gegenüber – der Verschuldung, den Medien, dem Überwachungsstaat und korrupten repräsentativen Systemen. Vor allem aber verbinden und ergänzen sich ihre Praktiken, Strategien und Ziele bei allen Unterschieden in einem gemeinsamen und pluralen Projekt. Die Singularität jeder einzelnen Bewegung ist kein Hindernis beim Aufbau eines gemeinsamen Projekts, sondern befördert dies eher noch.

		Wie wir gesehen haben, entstanden diese Bewegungen in einer Art kommunikativem Labor. Der Kitt, der sie zusammenhält, ist in der Tat zunächst sprachlicher Natur und basiert auf Kooperation und Netzwerken (wie viele Formen der Geistesarbeit). Wir haben auch gesehen, dass die Bewegungen ihre Kooperation frei gestalten und in selbstbestimmtem Umgang mit der Zeit ihre eigene Sprache entwickeln. Die horizontalen Entscheidungsprozesse der Multitude erfordern eine autonome Zeitgestaltung. Parolen und Forderungen werden zunächst oft über lange Zeiträume hinweg in kleinen Gemeinschaften weitergegeben und breiten sich ab einem gewissen Punkt viral aus. Einige der israelischen Demonstranten, die auf den Straßen von Tel Aviv kampierten, sahen sich in der geistigen und politischen Tradition der Kibbuzbewegung, die auf solchen Gemeinschaftsbeziehungen basiert. Die spanischen indignados bezogen sich dagegen auf die antifaschistische Tradition; in ihren Zeltlagern und programmatischen Arbeitsgruppen zeigten sie, wie eine Verfassungsdiskussion von unten – aus der einfachen, räumlich begrenzten Kommunikation von Leidenschaften, Bedürfnissen und Ideen in Stadtteilen – aufsteigen und in Generalversammlungen und Entscheidungssystemen Gestalt annehmen kann.

		Diese Bewegungen folgen also föderalistischen Modellen. Kleine Gruppen und Gemeinschaften finden Möglichkeiten, Verbindungen herzustellen und gemeinsame Projekte ins Leben zu rufen – aber nicht, indem sie ihre Unterschiede leugnen, sondern indem sie diese zum Ausdruck bringen. Der Föderalismus ist ein Motor beim Aufbau dieser Bewegungen. Er hat jedoch wenig mit der föderalistischen Staatstheorie gemein, vielmehr wird die förderalistische Logik hier auf einer Mikroebene wirksam. Das erkannten auch die Gegner dieser Bewegungen, weshalb sie oft versuchten, die Allianzen zu spalten. In arabischen Ländern ist religiöser Extremismus oft ein Grund für diese Spaltung; in Großbritannien kamen rassistische Formen der Unterdrückung zum Einsatz, um die Aufständischen gegeneinander auszuspielen; und in den Vereinigten Staaten, Spanien und anderen europäischen Ländern griff die Polizei immer wieder zu Provokationen, um friedliche Demonstranten zur Gewalt zu drängen und einen Keil zwischen sie zu treiben.

		In diesen Bewegungen nimmt die Politik also plurale Gestalt an. Der Pluralismus der Bewegungen, der sich aus verschiedenen Traditionen speist und unterschiedliche Ziele zum Ausdruck bringt, gründet auf kooperativen und föderativen Vorstellungen und bringt ein Modell der Demokratie hervor, in der Unterschiede miteinander interagieren und sich zu einem Gemeinsamen zusammensetzen. So entstand eine Vielfalt von Bewegungen gegen das globale Kapital, die Diktatur des Finanzkapitalismus und die Verantwortlichen der Umweltzerstörung sowie für einen freien Zugang zu Gemeingütern und deren Selbstverwaltung.

		Der nächste Schritt wäre, diese neuen Beziehungen zu leben und an deren Aufbau teilzunehmen. Dazu sehen wir uns an, welche Subjekte die neuen Bewegungen hervorbringen. Diskussion, Lernen, Lehren, Kommunizieren, Teilnehmen an Aktionen – diese und andere Formen des Aktivismus bringen neue Subjekte hervor.


		Entscheidungen


		Es ist schwer, die Entwicklung von Entscheidungen in der Multitude oder den Demokratiebewegungen nachzuvollziehen, denn der Prozess ist oft nicht sichtbar. Wir können sein Wesen jedoch verstehen, wenn wir uns einige der Bedingungen ansehen, unter denen die Bewegungen des Jahres 2011 ihre Entscheidungen trafen.

		Eine der ersten Entscheidungen der Bewegungen besteht darin, überhaupt Widerstand zu leisten und den Weg der Rebellion zu gehen. Besonders wichtig sind Entscheidungen, mit denen die Aktivisten eine gemeinsame Basis schaffen – die Agitation, die Demonstration, das Zeltlager und so weiter –, denn diese bildet die Grundlage für ihre kollektive Vorstellungskraft.

		Eine Voraussetzung für diesen Prozess ist nicht nur das »zusammen sein« mit anderen, sondern das »gemeinsam handeln«, durch das die Teilnehmer lernen, gemeinsam Entscheidungen zu treffen. Eine weitere Entscheidung steht an, wenn die Verschuldeten beschließen, ihre Schulden nicht zu zahlen; die Vernetzen beschließen, die Kontrolle und die Lügen der Medien abzuschütteln; die Verwahrten beschließen, unsichtbar zu werden und keine Angst mehr zu haben; und die Vertretenen beschließen, ihre Vertreter nicht mehr anzuerkennen. Um ein autonomes und aktives politisches Subjekt zu werden, ist der Sprung vom Individuellen zum Kollektiven erforderlich. Diese Entscheidung muss sowohl von den Einzelnen als auch gemeinsam getroffen werden.

		Inzwischen sollte klar sein, dass die moderne politische Partei – ob in ihrer klassisch-repräsentativen oder in ihrer avantgardistischen Form – als Organ für diese Entscheidungen völlig ungeeignet ist. In der Vergangenheit haben Parteien immer wieder versucht, die Energie und Ideale sozialer Bewegungen für sich zu nutzen, um ihre eigene Macht zu legitimieren. »Ihr habt eure Arbeit auf der Straße getan«, sagen sie zur Multitude. »Geht jetzt nach Hause und lasst uns euer Anliegen ins Parlament tragen.« Wenn Parteien damit Erfolg hatten und vielleicht die nächsten Wahlen gewinnen konnten, haben sie diese Bewegungen damit meist zerstört. Auch im Jahr 2011 haben Parteien versucht, die Demokratiebewegungen vor ihren Karren zu spannen, vor allem in den Ländern des Arabischen Frühlings, doch dies war nicht mehr möglich. Die Entscheidungsgewalt der Bewegungen kann nur bei denen liegen, die gemeinsam politisch handeln, nicht außerhalb. Wenn Parteien mit dem Versuch scheitern, sich diese Bewegungen einzuverleiben, greifen sie oft zu genau den autoritären Praktiken, gegen die diese protestieren. Aber das ist noch lange nicht das Ende. Auch wenn die Demokratiebewegungen eine Zeitlang von der Bildfläche verschwinden, sammelt sich die Multitude an einem anderen Ort und in anderer Zusammensetzung erneut, um ihre Autonomie und Macht zum Ausdruck zu bringen.


		Verfassungsbeispiele


		Ehe wir im nächsten Abschnitt auf die neuen Gewalten und die neue Gewaltenteilung eingehen, wollen wir uns die bisher erörterten Verfassungsgrundsätze und unveräußerlichen Rechte anhand einiger Beispiele ansehen. Insbesondere wollen wir fragen, wie einige der gesellschaftlichen Güter – Wasser, Banken und Bildung – in Einklang mit diesen Grundsätzen und Rechten als Gemeingüter in eine Verfassung aufgenommen werden können. Dabei geht es im Wesentlichen um die Frage, inwieweit Institutionen, Güter und Ressourcen unter demokratischer Beteiligung aller effektiv verwaltet werden können.


		Wasser


		Es reicht nicht aus, eine Ressource zum Gemeingut zu deklarieren. Wenn wir die Privatisierung des Wassers verbieten und es abstrakt zu einem Gemeingut erklären, stellt dies noch nicht sicher, dass es tatsächlich allen gehört und von allen genutzt werden kann. Diese Lektion können wir von zwei vorbildlichen sozialen Bewegungen lernen: dem sogenannten Wasserkrieg im bolivianischen Cochabamba im Jahr 2000, und dem italienischen Wasserreferendum aus dem Jahr 2011. In beiden Fällen konnte die Privatisierung der öffentlichen Trinkwasserversorgung verhindert werden, doch statt das Wasser zum Gemeingut zu machen, verstärkten beide Initiativen letztlich nur die staatliche Kontrolle über das Wasser.

		Um eine Ressource wie das Wasser zum Gemeingut erklären zu können, sind Maßnahmen erforderlich, die nicht nur das Gut selbst betreffen, sondern seine gesamte Infrastruktur. Um den freien Zugang zum Wasser zu garantieren, müssen die komplexen Strukturen und Gerätschaften zur Verteilung und Reinigung des Wassers von einem effektiven demokratischen Management geführt werden und den Entscheidungen der Bürger selbst unterliegen. Wir sprechen bewusst von Bürgern, nicht von Nutzern oder Kunden, um zu unterstreichen, dass das Wasser und seine Infrastruktur durch eine egalitäre und demokratische Beteiligung verwaltet wird.

		Damit das Wasser tatsächlich zum Gemeingut wird, muss der Verfassungsgrundsatz des freien Zugangs zur Anwendung kommen und im Detail an die Situation angepasst werden. Auch der Grundsatz der Nachhaltigkeit muss Berücksichtigung finden, das heißt, wir müssen uns die Zukunft so vorstellen, als sei sie Teil der Gegenwart, und auf diese Weise dafür sorgen, dass das Wasser auch für künftige Generationen verfügbar bleibt. Und schließlich darf das Wissen um gesellschaftliche Bedürfnisse und technische Anforderungen nicht die Domäne von Experten (und damit eine Waffe von Politikern) bleiben, sondern es muss unter den Bürgern verbreitet werden. Wo es nicht genug Wasser gibt, um die Bedürfnisse der Stadt und der Landwirtschaft zu befriedigen, muss eine informierte Bevölkerung demokratisch über die Verteilung entscheiden.

		»Aber was weiß ich denn schon von der Trinkwasserversorgung?«, mögen sich viele fragen. »Will ich meine Zeit wirklich darauf verwenden, mich mit dieser Frage zu beschäftigen?« Wissen ist offenkundig eine notwendige Voraussetzung für die demokratische Beteiligung und die gemeinsame Verwaltung des common. Vor allem sollten wir die Komplexität des Wissens nicht überschätzen, das erforderlich ist, um an politischen Entscheidungen über gesellschaftliche Fragen teilzunehmen. Wir haben gelernt, apathisch zu sein und uns nicht zu informieren; wir wurden lange angehalten, unseren Wunsch nach einer aktiven Beteiligung am Gemeinwesen zu unterdrücken, und man hat uns weisgemacht, gesellschaftliche Zusammenhänge seien so kompliziert, dass nur Experten sie verstehen können. Aber in früheren Epochen trafen die Gemeinschaften die Entscheidungen über die Verteilung von Wasser und anderen Ressourcen auch gemeinsam – die Aymara in den Anden genauso wie die Küstenbewohner der Niederlande oder die Menschen in den Alpen. Wir müssen heute die Neugierde nach dieser Art von Wissen wieder wecken und die Freude an der politischen Beteiligung neu entdecken.

		Wasser zum Gemeingut zu erklären bedeutet etwas ganz anderes, als es zu einem öffentlichen Gut zu machen, dessen Verteilung und Verwaltung vom Staat und von den Behörden geregelt wird. Gemeinsame Entscheidungen über das Gemeingut werden in demokratischer Beteiligung getroffen und nicht durch gewählte Vertreter oder Experten. Dieser Unterschied wirft eine entscheidende Verfassungsfrage auf. In den heutigen Verfassungen werden Öffentliches Recht und Öffentliche Gewalt in Tandem mit dem Privatrecht definiert, und in der liberalen und repräsentativen Ordnung werden sie der privaten Kontrolle unterstellt. Die Überführung des Öffentlichen in das Gemeinsame wirft also mindestens drei grundsätzliche Fragen auf. Erstens muss ein Gemeinrecht mit den entsprechenden juristischen Instanzen geschaffen werden, das es den Bürgern erlaubt, Gemeingüter gemeinsam zu kontrollieren und zu verwalten. Zweitens muss, basierend auf den Grundsätzen des Gemeinguts, eine neue Verwaltung geschaffen werden. Und drittens müssen Besitz und Management auf der politischen Ebene demokratischen Prozessen unterliegen. Um von Gemeingütern sprechen zu können, müssen also verfassungsmäßige Prozesse geschaffen werden, über die Bürger diese Güter in direkter demokratischer Beteiligung verwalten können.

		Wenn wir das Gemeinsame in den Mittelpunkt der Gesellschaft und Verfassung stellen, hat dies auch erhebliche Auswirkungen auf die Rechtstheorie. Vor allem müssen wir mit dem Mythos vom »Gemeinwillen« aufräumen, der laut Rousseau den Willen des Volkes als Ganzes verkörpert und daher den »Willen aller« transzendiert. Ein Gemeingut, das von allen Bürgern demokratisch verwaltet wird, ist nicht transzendent, sondern der Gemeinschaft immanent. Der Revolutionär Rousseau, der Privateigentum als Verbrechen bezeichnete, stellte sich vor, um allen gehören zu können, müsse der Gemeinwille über allen stehen und dürfe niemandem gehören. Damit öffnete er jedoch etatistischen und sogar autoritären Interpretationen Tür und Tor. Ein Gemeingut ist dagegen etwas, das von allen geschaffen, besessen, verwaltet und verteilt wird. Die Schaffung des common ist ein kontinuierlicher Prozess, der dem Willen, der Vernunft und den Wünschen der Multitude untersteht, die wiederum die erforderlichen Kenntnisse erwerben und ihre politischen Leidenschaften schulen muss. Zum Aufbau einer Gesellschaft und zur Einleitung eines Verfassungsprozesses müssen sich die Bürger also nicht der Herrschaft des Gemeinwillens unterwerfen – in einem Prozess, der den Willen aller zusammenführt, können sie das Gemeinsame selbst schaffen.

		Banken

		



		Um die Verfassungsgrundsätze und die unveräußerlichen Rechte der Multitude umsetzen zu können, müssen Banken gemeinsam und im Namen des Gemeinwohls geführt und das Finanzwesen muss zu einem Instrument der demokratischen Planung umgestaltet werden. Wir werden an dieser Stelle nicht auf die Frage eingehen, ob das Geld in einer künftigen Gesellschaft abgeschafft werden sollte oder nicht. Vielmehr geht es uns um die institutionellen Maßnahmen, die erforderlich sind, um die Produktions- und Tauschmittel einer demokratischen Kontrolle zu unterstellen. Geld ist ein Instrument zum Austausch von Waren, dem Schutz von Ersparnissen und der Vorsorge für Unfälle, Katastrophen und das Alter. Später werden wir uns ansehen, warum Geld in seiner Form als Investitionsmittel einer demokratischen Verwaltung unterstellt werden muss, doch an dieser Stelle können wir schon festhalten, dass es als Instrument der Akkumulation verboten werden sollte. »Geld, das Geld schafft« ist die traditionelle Definition von Wucher, und die heutigen Spekulationspraktiken sollten genauso geächtet werden.

		Bei der Beurteilung der Rolle der Banken kommen verschiedene Verfassungsgrundsätze ins Spiel, die im Kampf gegen Verschuldung und Unsicherheit formuliert wurden, darunter Freiheit, Gleichheit, Zugang zu Gemeingütern und die Nachhaltigkeit gesellschaftlicher Beziehungen und Entwicklung. Ausgehend von diesen Grundsätzen müssen das Geld und die Banken den gesellschaftlichen Konsum- und Produktionsbedürfnissen sowie der Schaffung von Gemeingütern untergeordnet werden. Banken sind immer (auch unter der gegenwärtigen Herrschaft des Neoliberalismus) Institutionen der gesellschaftlichen Planung. In liberalen und neoliberalen Systemen hat diese Planung die private Akkumulation von Reichtum zum Ziel. Genau das ist damit gemeint, wenn Banken als »unabhängig« bezeichnet werden: Sie entziehen sich der demokratischen Kontrolle durch die Bürger. Diese Art der Unabhängigkeit stellt jedoch eine Gefahr für das Leben und die Sicherheit anderer dar. Eine der wichtigsten Maßnahmen des New Deal war die Eindämmung dieses Risikos durch die Trennung von Einlagen- und Investmentbanken, doch der Schutz unserer Ersparnisse vor Spekulation ist nicht das einzige Problem. Eine wichtigere und weitergehende Maßnahme wäre es heute, die Investitionstätigkeit der demokratische Kontrolle durch die Bürger zu unterstellen.

		Nach den Erfahrungen des Sowjetsozialismus hat schon allein das Wort »Planung« etwas Anrüchiges, und aus gutem Grund. Die sozialistische Planung nahm den Bürgern jede Entscheidungsfreiheit und zwang Produktion und Gesellschaft grausame Vorgaben auf. Doch das lag weniger an der Planung selbst als an den staatlichen Mächten, die sie zum Einsatz brachten. Unsere Abneigung gegenüber staatlichen Mächten und unser Misstrauen gegenüber dem Öffentlichen Recht rühren zum Teil aus den schlimmen Folgen dieser gescheiterten Experimente. Das Öffentliche als Obrigkeit, die über die Gesellschaft gestellt wird, handelt unweigerlich bürokratisch und irrational, blind und erstickend. Wir lehnen es daher ab, Banken nach sozialistischem Vorbild zu bürokratischen Instrumenten der Gesellschaftsplanung zu machen, doch genauso lehnen wir das kapitalistische Modell der Banken ab, die nur an einer Maximierung ihrer Gewinne und Zinserträge interessiert sind. Beide sind die Feinde des common.

		Wenn Banken weder Instrumente der privaten Akkumulation noch der staatlichen Planung sind, eröffnen sich neue Möglichkeiten einer Akkumulation und Planung für das Gemeinsame. In unserem Zeitalter der biopolitischen Produktion und des kognitiven Kapitalismus sind viele der entscheidenden Produktivkräfte – etwa diejenigen, die mit Ideen, Leidenschaften, Codes, Kommunikation und so weiter arbeiten – nicht mehr in Fabriken konzentriert, sondern sie verteilen sich über die gesamte Gesellschaft. Die Metropole ist ein Ort, an dem sich diese Kräfte konzentrieren. Die Banken und das Finanzkapital spielen eine entscheidende Rolle bei der Mobilisierung kollektiver Kompetenzen, der Integration von fragmentiertem Wissen und der Nutzbarmachung dieser Produktionskapazitäten für die Wirtschaft. Obwohl sich die Produktionsbedingungen seit dem Industriezeitalter erheblich verändert haben, geht das Finanzkapital noch immer von derselben Beziehung zwischen Banken und Wirtschaft aus, und dies ist eine der Ursachen für die jüngsten Wirtschaftskrisen. Wir müssen Wege finden, um diese Mobilisierung von Kompetenzen und die Integration von Wissen im Rahmen einer demokratischen Planung der gesellschaftlichen Produktion zu verwirklichen. Dabei dürfen wir Produktion nicht als etwas verstehen, das auf isolierte Räume wie die Fabrik beschränkt ist, sondern als etwas, das sich auf die gesamte Gesellschaft ausdehnt. Im Interesse des common würden die Banken also nicht abgeschafft, im Gegenteil, ihre gesellschaftliche Rolle bei der Förderung produktiver sozialer Beziehungen würde sogar erweitert.

		Auf diese Weise kann das Bankwesen nach den Grundsätzen der Freiheit und des Zugangs zum Gemeinsamen umstrukturiert und zu einer Säule neuer demokratischer Institutionen gemacht werden. Heute müssen wir gegen die Finanzbranche und die ungerechten Praktiken vorgehen, mit denen sie die Unsicherheit verschärft, die Ungleichheit vergrößert und Freiheiten einschränkt. Morgen wird es jedoch darum gehen, Banken und Finanzinstrumente so umzugestalten, dass sie zur demokratischen Produktion und Verteilung des Gemeineigentums beitragen.


		Bildung


		Um Bildung in die Allmende zu überführen, müssen wir dieselben drei Grundsätze anwenden, die wir schon bei den Beispielen Wasser und Banken angewandt haben: Wir müssen Ressourcen zum Gemeingut machen, Möglichkeiten der Selbstverwaltung schaffen und alle Entscheidungen demokratischen Verfahren unterwerfen. Wissen ist ein Gemeingut par excellence und Bildung basiert auf dem Zugang zu Wissen, Ideen und Information. Der freie Zugang zu diesen Gütern ist eindeutig eine Voraussetzung, wenn Bildung ein echtes Gemeingut werden soll.

		Aber Bildung dreht sich nicht nur um Wissen. Wenn wir lernen, erwerben wir zwar Kenntnisse, lernen Fakten und arbeiten mit Ideen, doch vor allem schulen wir unsere Intelligenz und entwickeln unsere Denkfähigkeit. In diesem Sinne ist Bildung in erster Linie Selbstbildung. Niemand kann für uns lernen und die Denkfähigkeit ist etwas, das uns selbst innewohnt. Unsere Intelligenz muss herangebildet werden. Selbstbildung bedeutet natürlich nicht, Lehrer zu entlassen und Schulgebäude abzureißen. Es bedeutet vielmehr, dass diese Beziehungen und Einrichtungen ein geeignetes Lernumfeld herstellen müssen. Das größte Geschenk, das Lehrer ihren Schülern machen können, ist die Erkenntnis, dass jeder Schüler und jede Schülerin die Fähigkeit zu denken und den Wunsch zu lernen mitbringt. Lernen ist das Wesen der Selbstbildung, aber leider ist diese in unseren Bildungseinrichtungen sehr selten anzutreffen. Selbstbildung sollte zu einer Instanz des freien Zugangs zum Gemeingut werden: zur Information, zum Wissen, den Lernmitteln und so weiter, nicht eingeschränkt durch finanzielle Hindernisse, Dogmatismus oder Zensur.

		Selbstbildung findet jedoch nicht in Isolation statt. Die Selbstbildung, wie wir sie uns vorstellen, hat zwar gewisse Ähnlichkeiten mit Rousseaus Émile, es gibt jedoch einige entscheidende Unterschiede. Émile erwirbt eine Bildung des Herzens und der Sinne, die ihn zunächst mit der physischen Welt in Kontakt bringt und erst später mit Ideen und Büchern. Unsere Vorstellung der Selbstbildung beinhaltet neben der affektiven auch eine gesellschaftliche und wissenschaftliche Dimension, doch der eigentliche Unterschied besteht darin, dass es sich nicht um einen individuellen Wissenserwerb handelt. Wir können nur in Beziehung zu und im Umgang mit anderen Menschen lernen, egal ob diese körperlich anwesend sind oder nicht. In diesem Sinne ist Bildung immer auch eine Einübung und Anerkennung der Gleichberechtigung von Singularitäten im Gemeinschaftlichen. Im Lernprozess erkennen wir die Intelligenz der anderen an und lernen von ihr. Es ist bezeichnend, dass Rousseaus Émile seine künftige Frau Sophie bei ihrer ersten Begegnung spontan als untergeordnet wahrnimmt. In unserer Vorstellung erfordert Selbstbildung dagegen eine in jeder Hinsicht gleichberechtigte Kooperation zur Entwicklung unserer gemeinsamen Intelligenz.

		Das Wissensmanagement muss daher, wie das Management anderer Ressourcen auch, von den Grundsätzen des freien Zugangs, der Gleichberechtigung, der Nachhaltigkeit und der aktiven Beteiligung geleitet werden. Die gegenwärtige bürokratische Lehrplangestaltung muss durch demokratische Entscheidungsstrukturen ersetzt werden. Heute wird die Bildung, vor allem die Hochschulbildung, stark gelenkt, und zwar vor allem über die Finanzierung. Da die staatlichen Bildungsausgaben immer weiter gekürzt werden (in Europa und Nordamerika in besonders dramatischem Umfang), übernehmen private Sponsoren die entscheidende Rolle in der Planung. Universitäten verwandeln sich in Unternehmen, und zwar nicht nur in ihren internen Hierarchien, ihrem Management und ihren Belohnungssystemen, sondern auch, weil die Unternehmen, die Forschung und Bildung finanzieren, effektiv das Wissensmanagement und die Bildungsplanung diktieren.

		Eine der größten Bildungsinitiativen der Vereinigten Staaten war eine Reaktion auf den Start des sowjetischen Satelliten Sputnik im Jahr 1957. Angesichts des sowjetischen Vorsprungs im Wettlauf ins All kam der Kongress zu dem Schluss, dass das amerikanische Bildungssystem auf den Gebieten Mathematik und Physik nachhinkte, und verabschiedete im folgenden Jahr den National Defense Education Act, ein Gesetz zur Bildungsförderung im Namen der Landesverteidigung, und hob damit die staatlichen Investitionen in die Bildung, vor allem in die angewandte Mathematik sowie Natur- und Ingenieurwissenschaften, drastisch an. Das eigentliche Motiv des Programms war zwar die nationale Sicherheit, doch die Investitionen und die Stärkung der Naturwissenschaften kamen auch den Bedürfnissen der Industrie entgegen, und es ist unschwer zu erkennen, dass dieser Anschub in den folgenden Jahren der gesamten Wirtschaft zugute kam. Die Investition hatte zahlreiche unbeabsichtigte Auswirkungen und förderte die Bildung auf verschiedenste Weise.

		Wie könnte mehr als ein halbes Jahrhundert später eine ähnliche Bildungsinitiative aussehen? Dabei sollten wir festhalten, dass Konzerne zwar nach wie vor bevorzugt in die Naturwissenschaften investieren, dass die Bedürfnisse der Wirtschaft im Zeitalter der biopolitischen Produktion jedoch immer stärker in Richtung der klassischen geisteswissenschaftlichen Fächer wie Sprachen, Kommunikation, Pädadgogik und so weiter gehen, wo die Investitionen dramatisch zurückgefahren wurden. Aber wenn die Bildung ein Gemeingut werden soll, dann müssen wir uns an den Interessen der Gesellschaft als ganzer, nicht an denen der Wirtschaft orientieren. Wir müssen demokratische Entscheidungsstrukturen schaffen, um die Bildung zu planen und zu finanzieren, Lernmöglichkeiten zu schaffen und den Zugang zum Wissen zu öffnen. Ein solches Bildungssystem könnte auf den neuen Verfassungsgrundsätzen errichtet werden.


		Vom Staatsbesitz zum Gemeingut


		Angesichts drohender Privatisierungen neigen Demokratiebewegungen oft zum Ruf nach staatlicher Kontrolle. Aber ist es wirklich sinnvoll, Verstaatlichungen zu fordern, wenn unser eigentliches Ziel das Gemeinschaftliche ist? Das mag durchaus der Fall sein, wenn Studierende und Lehrende gegen die Privatisierung von Hochschulen und die Mittelkürzungen für öffentliche Schulen kämpfen: In diesen Auseinandersetzungen scheint die Forderung nach staatlicher Finanzierung ein probates Mittel zu sein. Auch im Kampf gegen die Ausbeutung von Bodenschätzen durch Privatunternehmen – ob von Diamanten in Sierra Leone, Öl in Uganda, Lithium in Bolivien oder Teersand in Kanada – scheint der Staat oft die einzige Alternative zu sein. Die wirkungsvollste Waffe im Kampf gegen die Ausbeutung von Bodenschätzen durch (oftmals ausländische) Privatunternehmen, die den Reichtum in einige wenige Hände leiten und dabei die soziale und natürliche Umwelt zerstören, scheint noch immer die Berufung auf die nationale Souveränität und die Verstaatlichung der Vorkommen zu sein. Und angesichts von drohenden Umweltkatastrophen wie dem Klimawandel scheint staatliche Kontrolle sogar unsere einzige Alternative zu sein, um der Zerstörung durch Privatunternehmen Einhalt zu gebieten.

		Wir beginnen mit dem Ziel der Vergemeinschaftung, doch wir enden bei der staatlichen Kontrolle. Genau wie Christoph Kolumbus, der nach Indien aufbrach und in Amerika landete, reisen wir in die falsche Richtung. Doch der Vergleich hinkt: Unsere Situation erinnert eher an die der Sowjets, die gegen die Herrschaft des Kapitalismus kämpften, sich schon auf dem Weg in eine neue Demokratie wähnten, aber in den Fängen eines bürokratischen Staatsapparats endeten. Auf welchen Handel lassen wir uns ein, wenn wir eigentlich das Gemeinsame wollen, uns aber mit öffentlichem Besitz und staatlicher Kontrolle abfinden? Am Ende unterwerfen wir uns dem Staat und kommen der demokratischen Verwaltung der Gemeingüter keinen Schritt näher.

		Wir sehen zwei Möglichkeiten, den Übergang vom Staatszum Gemeinbesitz und von staatlicher Kontrolle zu einer demokratischen Selbstverwaltung in die Wege zu leiten. Die erste basiert auf einer Abwandlung des Differenzprinzips, das John Rawls im Rahmen seiner Gerechtigkeitstheorie vorschlägt. Nach diesem Prinzip ist eine Ungleichverteilung von Gütern nur dann gerechtfertigt, wenn sie den am stärksten benachteiligten Angehörigen einer Gesellschaft nutzt. Sämtliche gesellschaftlichen Entscheidungen sollten so getroffen werden, dass die Armen den größten Nutzen davon haben. Dieses Prinzip soll eine Dynamik in Gang bringen, die allmählich eine gleichmäßige Verteilung des Wohlstands bewirkt. Im Falle des common könnte ein ähnliches Differenzprinzip zur Anwendung gelangen: Jede gesellschaftliche Aufgabe, die bislang vom Staat übernommen wird, aber genauso gut gemeinsam übernommen werden könnte, sollte auch ins Gemeinsame überführt werden. Zum Beispiel könnten auf dem Bildungssektor selbstverwaltete Programme gegenüber staatlichen den Vorzug erhalten. Oder die demokratische Verwaltung von natürlichen Ressourcen könnte Vorrang haben, wenn sie mindestens ebenso effizient und effektiv ist. Dieses Differenzprinzip scheint eine nützliche theoretische Leitschnur, doch es ist noch nicht effektiv genug, um einen echten gesellschaftlichen Umbau zu bewirken.

		Eine aktivere und praktischere Möglichkeit, den Übergang vom öffentlichen zum Gemeinbesitz zu bewerkstelligen, erfordert daher einen Kampf an zwei Fronten. Viele soziale Bewegungen, die für den Gemeinbesitz und gegen den Neoliberalismus eintreten, kämpfen einerseits für Verstaatlichungen als Instrument gegen das Privateigentum, und andererseits gegen den Staat im Interesse des Gemeinsamen und der Selbstverwaltung. Diese beiden Möglichkeiten schließen einander nicht aus und lassen sich mit anderen Strategien kombinieren. Das Entscheidende ist, dass wir nicht von vorneherein alle Strategien ablehnen müssen, die auf eine staatliche Kontrolle hinauslaufen, dass wir uns aber auch nicht mit ihnen zufriedengeben dürfen. Wir müssen vielmehr eine Dynamik in Gang bringen, die uns in Richtung des Gemeinbesitzes voranbringt.

		Inzwischen gibt es viele Beispiele für diese Doppelstrategie für und gegen die Verstaatlichung. Studentische Proteste gegen die Privatisierung wählen sie genauso wie viele Umweltbewegungen. Die besten Beispiele finden sich unserer Meinung nach in der Dynamik zwischen den sozialen Bewegungen und den progressiven Regierungen Lateinamerikas, die wir uns nun näher ansehen wollen.


		Progressive Regierungen und soziale Bewegungen in Lateinamerika


		In einigen der größten Länder Lateinamerikas verhalfen in den letzten beiden Jahrzehnten starke soziale Bewegungen gegen den Neoliberalismus und für eine demokratische Selbstverwaltung progressiven Parteien an die Regierung. Diese neuen Regierungen haben in vielen Fällen beachtliche soziale Fortschritte bewirkt, einer bemerkenswerten Zahl von Menschen aus der Armut geholfen, starre rassistische Hierarchien zur Diskriminierung von indigenen und afrikanisch-stämmigen Einwohnern aufgeweicht, Möglichkeiten der demokratischen Beteiligung eröffnet und die lange wirtschaftliche und politische Abhängigkeit von den wirtschaftlichen Weltmächten, dem internationalen Markt und dem Imperialismus der Vereinigten Staaten überwunden. Doch auch wenn diese progressiven Parteien an die Macht kommen, und vor allem wenn sie die Praktiken der alten Regime übernehmen, setzten die sozialen Bewegungen ihre Aktivitäten fort, nun gegen die neue Regierung, die vorgibt, sie zu repräsentieren.

		So entstand eine quasi-institutionialisierte Beziehung zwischen den sozialen Bewegungen und den Regierungen. Der Sozialismus des 20. Jahrhunderts integrierte Beziehungen wie diese noch in die politische Struktur: Gewerkschaften waren beispielsweise an die Partei angegliedert, und wenn sozialistische Parteien an die Macht kamen, banden sie die Aktivitäten der sozialen Bewegungen in ihre Herrschaftsstrukturen ein. Diese Beziehung basierte auf der Tatsache (oder Annahme), dass die Partei, die Gewerkschaft, die sozialen Bewegungen und die Regierung alle nach derselben Ideologie handelten, dieselbe Strategie und Taktik verfolgten und zum Teil sogar mit demselben Personal operierten. Der Slogan »im Kampf und in der Regierung«, den sozialistische Parteien ausgaben, sollte zeigen, dass unter dem Dach der Partei beides zusammenging.

		Doch die sozialistische Tradition, in der sich die Partei beziehungsweise der Staat die sozialen Bewegungen einverleibte, gehört der Vergangenheit an. In Lateinamerika ließ sich in den letzten beiden Jahrzehnten vielmehr beobachten, dass soziale Bewegungen in ihrer Organisation, Ideologie und Zielsetzung bewusst unabhängig bleiben und sich dieser Eingliederung widersetzen. Gelegentlich kämpfen die Bewegungen gemeinsam mit den Regierungen gegen nationale Oligarchien, internationale Konzerne oder rassistische Eliten, doch selbst dann behalten sie ihre Autonomie bei. Die Identität dieser Bewegungen erwächst aus spezifischen regionalen Gegebenheiten zum Beispiel der indigenen Gemeinschaften; der Landarbeiter, die gegen Großgrundbesitzer kämpfen; der Arbeitslosen, die ein Mindesteinkommen fordern; oder der Arbeiter, die eine Selbstverwaltung der Produktion verlangen. Gleichzeitig unterhalten die Bewegungen kooperative oder antagonistische Beziehungen (oder beides) zur Regierung, um in Fragen der Wirtschaft, der Gesellschaft, der Verwaltung oder der Verfassung weiter unabhängig handeln zu können.

		Durch diese autonome Beziehung kann die Leitfunktion der Regierung erheblich verändert und abgeschwächt werden. Die Regierung kann sich beispielsweise gezwungen sehen, ihre Aktivitäten der demokratischen Beteiligung zu öffnen; kontroverse Fragen können zu Orten pluraler und offener Entscheidungsfindung werden; und der Staat kann sich in ein offenes Labor verwandeln, in dem zahlreiche Akteure Regeln und Normen aufstellen. Das Interessanteste ist, dass der politische Zusammenhalt der Regierung trotz der Vielfalt der Interaktionen und Konflikte erhalten bleibt. Viele Aspekte der »Institutionalisierung des common« werden hier erkennbar: die zerstörerische Kraft, die sich gegen alte koloniale und bürgerliche Verfassungen richtet; die ethische und programmatische Orientierung auf eine neue Verfassung; die Langsamkeit und Autonomie der politischen Willensbildung; das Beharren auf der Transparenz von Institutionen und Kommunikation; der Ausdruck impliziter Gegenkräfte, die dem Verfassungsprozess selbst angehören und im Notfall bereits gegen Gefahren zum Einsatz gebracht werden können; der Schutz der Minderheiten; und der demokratische Entscheidungsprozess, der alle Aspekte durchdringt.

		Diese plurale Form der Politik mit ihrer offenen Beziehung zwischen sozialen Bewegungen und Regierungen sollte auf keinen Fall mit einer Spielart des Populismus verwechselt werden. Populistische Regierungen greifen verschiedene Forderungen von sozialen Bewegungen auf und verquirlen sie zu einer undurchsichtigen und potenziell demagogischen Mischung, ohne dabei etwas von ihrer Souveränität aufzugeben. Selbst wenn sich soziale Bewegungen unter populistischen Regimes eine gewisse Eigenständigkeit bewahren können, was durchaus vorkommt, werden sie dieser Hegemonialmacht untergeordnet. Diese Art der Vorherrschaft ist eine wesentliche Eigenschaft populistischer Regierungen. Wenn soziale Bewegungen jedoch ihre Autonomie verteidigen und gegen die Regierung aktiv werden, nehmen sie dieser populistischen Hegemonie die Grundlage.

		Diese mehr oder weniger unabhängige Beziehung, die sich viele soziale Bewegungen von den progressiven Regierungen Lateinamerikas erhalten haben, dient uns als »Verfassungsbeispiel«. Es handelt sich dabei keineswegs um ein Ausnahmephänomen, dessen Bedeutung auf Lateinamerika beschränkt bleibt; wir sehen es vielmehr als Vorbild für andere Länder und Regionen. Es ist kaum ein Weg zu demokratischer Beteiligung und einer Verfassung des Gemeinsamen denkbar, der diese offene Dynamik der Neukonstitution nicht durchläuft. Eine offene Beziehung zwischen sozialen Bewegungen und Regierungen, eine plurale Regierungsform mit zahlreichen Zugängen und eine fortwährende Neuformulierung der Regeln für unser sich ständig veränderndes Zusammenleben – das sind nur einige der Elemente einer partizipativen Demokratie des Gemeinsamen.


		Eine Agenda für eine neue Gewaltenteilung


		Die Verfassung der Vereinigten Staaten wurde oft als perfektes Regierungsinstrument gefeiert: Sie sei »ein Apparat, der von ganz allein funktionieren könnte«. Heute wissen wir, dass nicht nur die Verfassung der Vereinigten Staaten, sondern alle liberalen Verfassungen ins Stocken geraten und versagen können. Aus Sicht der sozialen Bewegungen und ihrer Verfassungsgrundsätze sind die Schwächen dieser Verfassungen unschwer zu erkennen.

		Die liberalen Verfassungen müssen dringend gründlich überholt werden – aber reicht das schon aus, um neue demokratische Räume und Strukturen zu schaffen? Oder stellen die Prinzipien des Privateigentums und der Marktwirtschaft, die tief in den Verfassungen verankert sind, ein unüberwindliches Hindernis bei der Selbstverwaltung des Gemeinsamen dar? Diese Fragen und die Zweifel an der Reformierbarkeit schwächen einige der zentralen Positionen der klassischen Linken, die selbst in ihrer progressiven Form der liberalen Verfassung verpflichtet bleibt. Im Licht der heutigen Krise wollen wir einige der Dilemmata der gegenwärtigen Verfassungen erörtern und uns dazu die drei staatlichen Gewalten Exekutive, Legislative und Judikative ansehen.

		Die Exekutive hat in den vergangenen Jahrzehnten immer mehr Macht an sich gezogen und bürokratische Strukturen geschaffen, die zu denen der Judikative und der Legislative in Konkurrenz treten. In den Vereinigten Staaten haben beispielsweise die Entscheidungen der juristischen Berater des Präsidenten heute oft Vorrang gegenüber denen der Gerichte; das Office of Legal Counsel, das dem Präsidenten untersteht, läuft inzwischen der Bundesstaatsanwaltschaft den Rang ab; und die Wirtschaftsberater des Präsidenten sind mächtiger als die Parlamente und ihre Ausschüsse. Auch in Europa haben Regierungen die Macht der Parlamente ausgehöhlt, indem sie über Verordnungen herrschen; Innenminister und Polizei entziehen sich zunehmend der parlamentarischen Kontrolle; und Kriegseinsätze werden nicht mehr von den Abgeordneten beschlossen, sondern von der Regierung.

		Angesichts dieser Verschiebung der Machtverhältnisse zugunsten der Exekutive stellt sich die Frage, warum Barack Obama (um nur einen von vielen möglichen Regierungsschefs zu nennen) bei der Durchsetzung seiner Reformagenda so wenig Erfolg hatte. Schließlich entschied sich Obama, die Sonderbefugnisse beizubehalten, die sich die Bush-Regierung erteilt hatte. Inwieweit war Obama selbst Gefangener der Strukturen der Exekutive? Obama ist beileibe kein Revolutionär, aber er trat immerhin mit dem Anspruch an, einige bescheidene Reformen durchzuführen. Die europäische Linke steckt in einem ganz ähnlichen Dilemma: Um ein Beispiel für eine nennenswerte Sozialreform unter einer sozialistischen oder sozialdemokratischen Regierung zu finden, muss man bis zum Beginn der 1980er Jahre und in die ersten beiden Jahre der Mitterrand-Regierung in Frankreich zurückblicken.

		Die Parlamente, von denen Reformen ausgehen könnten, wurden dagegen Schritt für Schritt entmachtet und ihrer verfassungsmäßigen Rechte beraubt. Die Krise der repräsentativen Demokratie resultiert zumindest zum Teil aus dieser schon in der Verfassung angelegten Schwäche. Heute haben Parlamente kaum noch die Möglichkeit, soziale Projekte anzustoßen, Haushalte zu gestalten oder in militärischen Angelegenheiten zu bestimmen. Die Hauptaufgabe der Legislative besteht lediglich darin, die Initiativen der Exekutive abzunicken oder abzuschießen. Der Kongress der Vereinigten Staaten scheint beispielsweise vor allem damit beschäftigt zu sein, Projekte der Exekutive zu blockieren und die Regierung zu sabotieren.

		Wenn die Linke also auf die Parlamente setzt (und die sind oft die einzige verbleibende Möglichkeit), wird sie unweigerlich enttäuscht werden. Die Menschen fühlen sich zunehmend von den Parteien, dem Rückgrat der repräsentativen Demokratie, verprellt; gegenüber linken Parteien ist das Misstrauen besonders groß. Natürlich stehen die Parteien zu Beginn des 21. Jahrhunderts vor außergewöhnlich komplexen Problemen: Neben den klassischen Aufgaben der Volksvertretung haben sie heute mit Staatsverschuldung, Migration, Energiepolitik, Klimawandel und so weiter zu tun. Angesichts dieser Komplexität sollten ihre Kenntnisse und Befugnisse erweitert werden, doch in Wirklichkeit schwinden sie. Die Parlamente, die von Scharen von Lobbyisten bestürmt werden, sind von den anstehenden Aufgaben hoffnungslos überfordert. Lässt sich das System noch erneuern, und wenn ja wie? Ist es möglich, neue Formen der Volksvertretung zu finden und Räume der gesellschaftlichen Beteiligung einzurichten, die einen Verfassungsprozess von unten tragen könnten? Die traditionelle Linke weiß keine Antwort auf diese Fragen. Debatten um eine Reform des Wahlsystems verlaufen im Sande. Vor allem in Europa wirken Diskussionen um das Wahlrecht ironisch bis zynisch. Die Parteien der Linken sind völlig außerstande, sich mit der Herrschaft des Geldes in der Parteienpolitik auseinanderzusetzen, sei es über direkte Parteispenden oder über die Medien, die zunehmend zum Sprachrohr der Reichen und Mächtigen werden. Im Ringen um die Brosamen vom Tisch der Reichen tun die Parteien nicht einmal mehr so, als wollten sie die Gesellschaft repräsentieren. Und so wird Korruption gerade für die Linke oft der einzige Weg zur Macht.

		Verschiedentlich wurde die Judikative mobilisiert, um die Verfassung wieder ins Gleichgewicht zu bringen oder Reformen einzuleiten. In den Vereinigten Staaten hatten diese Versuche gelegentlich sogar Erfolg: In den 1930er und 1960er Jahren stieß der Oberste Gerichtshof mit seinen Urteilen Sozialreformen an und ermöglichte fortschrittliche und antirassistische Verfassungsreformen. In beiden Fällen handelte es sich jedoch um außergewöhnliche Umstände, in denen Wirtschaftskrisen und gesellschaftliche Konflikte die soziale Ordnung gefährdeten. Heute ist die Situation eine ganz andere, die Justiz ist zu ihrer konservativen Haltung zurückgekehrt. Von dem Urteil, mit dem das Oberste Gericht im Jahr 2000 die Wahlen entschied, wollen wir gar nicht sprechen; es reicht, auf das Urteil aus dem Jahr 2010 hinzuweisen, mit dem die Richter die Obergrenze für Wahlkampfspenden durch Unternehmen aufhoben, weil die Begrenzung in Widerspruch zum Recht auf freie Meinungsäußerung stehe. Auch in Europa wurde verschiedentlich versucht, die Gerichte zu Motoren von Verfassungsreformen zu machen – es handelt sich um Bemühungen, die alte jakobinische Utopie wiederzubeleben, denen selten Erfolg beschieden ist und die bestenfalls ambivalent zu sehen sind. Vor allem in Italien führt dieser Versuch zu einer Verzerrung der verfassungsmäßigen Rolle der Judikative; die Richter urteilen meist konservativ und machen sich zu Vollzugsgehilfen der Politik. Die Katastrophen sind vorprogrammiert.

		In dieser Situation sind die Linken zu Jammerparteien verkommen. Sie beklagen die Zerstörung des Sozialstaats, die militärischen Abenteuer, die Zerstörung der Arbeitsplätze durch die Unternehmen, die überwältigende Macht der Banken und die Gier ihrer Manager. Schließlich beklagen sie Korruption ihrer eigenen Abgeordneten und ihre schwindende parlamentarische Legitimierung. Die einzige Position, die sie heute noch aggressiv vertreten, ist der Schutz der Verfassung: Leidenschaftlich treten sie für die Werte einer imaginären Vergangenheit ein – in Europa zum Beispiel für eine reingewaschene antifaschistische Tradition, in den Vereinigten Staaten für eine nicht weniger schöngefärbte Tradition der Bürgerrechte – und sie mobilisieren diese Werte, um am Ende ihre Kompromisse mit den herrschenden Finanzmächten zu schließen. Sie leiden unter einem »Extremismus der Mitte«, der oft nichts anderes ist als eine nostalgische Verklärung der Vergangenheit.

		Das Problem ist jedoch nicht nur, dass die Linke heute nicht in der Lage ist, eine Verfassungsdebatte anzustoßen. Die liberalen Verfassungen sind schlicht nicht mehr reformierbar. Es ist ein neuer konstituierender Prozess nötig, der die verfassungsmäßige Ordnung und die Gesellschaft auf eine neue Grundlage stellt. Den Ausgangspunkt einer solchen Reform sehen wir in den Grundsätzen und Wahrheiten, wie sie die sozialen Bewegungen hervorbringen. Wir können eine solche Verfassung zwar nicht einmal in groben Zügen skizzieren, aber auf Grundlage des bisher Gesagten können wir immerhin einige zentrale Eigenschaften erkennen. Für diesen ersten Versuch wollen wir bei den drei traditionellen Gewalten Legislative, Exekutive und Judikative bleiben und uns ansehen, wie diese durch die neuen Verfassungsgrundsätze verändert werden könnten.


		Legislative


		In einem verfassungsgebenden Prozess kann die Legislative keine Volksvertretung im herkömmlichen Sinne sein. Sie muss vielmehr ein Organ sein, das die Teilnahme aller an der Gestaltung der Gesellschaft und der politischen Entscheidungsfindung ermöglicht und fördert. Seit dem 18. Jahrhundert haben gesetzgebende Versammlungen immer wieder erfolgreich solche Verfassungsexperimente angestoßen. Für kurze Zeit wurde die Politik dann auf den Boden der gesellschaftlichen Realität geholt und nach den Bedürfnissen und Wünschen der Gesellschaft neu gestaltet. Auch heute haben solche Verfassungsversammlungen eine wichtige Rolle dabei gespielt, eine Vielfalt sozialer Bewegungen und gesellschaftlicher Kräfte zu vereinen und ihnen eine Stimme zu geben – ein Beispiel sind die bereits erwähnten progressiven Regierungen Lateinamerikas. Die Legislative muss die unterschiedlichen gesellschaftlichen Strömungen und Kräfte verkörpern und so der Pluralität der Politik Gestalt verleihen.

		Daher muss die Legislative föderal sein. Unter Föderalismus verstehen wir jedoch kein System, in dem eine Zentralmacht in kleine politische Untereinheiten wie Bundesstaaten oder Bezirke untergliedert ist. Wir verstehen den Föderalismus viel grundlegender als offene Beziehungen zwischen unterschiedlichen politischen Kräften aus der gesamten Gesellschaft, die keiner abstrakten Zentralmacht unterstehen. Der Föderalismus, wie wir ihn verstehen, ist nicht hierarchisch organisiert, sondern horizontal, und fördert die Pluralität und die Prozessorientierung der Politik.

		Wäre es möglich, einen solchen »post-staatlichen« Föderalismus zur Grundlage einer offenen und dezentralisierten Legislative zu machen? Dies könnte der Fall sein, wenn die Legislative die autonome Zeitgestaltung der sozialen Bewegungen übernimmt und ihre föderativen Strukturen an deren dezentralisierte Räume anpasst. So komplex das klingen mag, so produktiv wäre es: Die Legislative wird zu einem Raum, in dem die Netzwerke sich in wechselnden Konstellationen zusammenfinden.

		Die Versammlungen, die in den Protestcamps und auf den besetzten Plätzen des Jahres 2011 stattfanden, teilten die Macht auf diese föderale Weise. Jede Versammlung funktionierte nach eigenen Regeln und entwickelte eigene Ausdrucksformen und Entscheidungsverfahren. In einigen Fällen wurde Zustimmung mit einfachen Gesten oder Twitterbotschaften zum Ausdruck gebracht. Allen Versammlungen gemeinsam ist die Absicht, den tief verwurzelten Hang zur Zentralisierung der Macht auf eine kleine Führungsclique zu durchbrechen und stattdessen Möglichkeiten zu suchen, um alle Anwesenden an den Diskussionen und Entscheidungen teilhaben zu lassen. Die sozialen Bewegungen sehen in der Versammlung eine Möglichkeit, eine demokratische Legislative mit Hunderten oder Tausenden Teilnehmern zu schaffen. In der kurzen Zeit ihres Bestehens haben die Versammlungen zwar nicht immer alle Erwartungen an eine gleichberechtigte und demokratische Beteiligung aller erfüllt, doch sie bleiben ein wichtiges Vorbild in der Diskussion um einen möglichen Föderalismus.

		Das wirft allerdings sofort die Frage des Maßstabs auf: Wie lässt sich das Modell vom Platz auf die gesamte Gesellschaft übertragen? Nach Ansicht von Skeptikern zeigt das Beispiel des antiken Griechenland, dass direkte Demokratie nur in kleinen Gesellschaften möglich ist. Doch in der modernen Geschichte wurde immer wieder der Versuch unternommen, die Teilnahme an politischen Entscheidungsprozessen auf große Teile der Gesellschaft auszuweiten; auch diese Experimente waren zwar nur bedingt erfolgreich, aber sie bieten Anregungen für neue Strategien.

		Verschiedene sozialistische Initiativen des frühen 20. Jahrhunderts übergaben beispielsweise die Macht an die Arbeiter und entwickelten Verfahren, mit deren Hilfe diese ihre Entscheidungen selbst treffen konnten. Arbeiterräte waren eine der zentralen Forderungen aller sozialdemokratischen Richtungen, die im Gegensatz zu den autoritären Strömungen des Sozialismus eine echte Demokratie anstrebten. Spätestens seit der Pariser Kommune galten Räte in ihren verschiedenen Spielarten, von den deutschen Arbeiter- und Soldatenräten bis zum russischen Sowjet, als Basis einer föderalen Legislative. Über das imperative Mandat waren die Räte keine Vertreter der Arbeiter, sondern ein Instrument, über das diese direkt an der Entscheidungsfindung teilnahmen. In den meisten Fällen waren die Räte jedoch nur für kurze Zeit verfassungsgebend aktiv. In einigen Fällen, zum Beispiel der Weimarer Verfassung, wurden sie neutralisiert und zu Organen der betrieblichen Mitbestimmung degradiert, in anderen wurden sie fälschlicherweise zur Grundlage einer Diktatur des Proletariats deklariert, die nach einer Übergangszeit einer demokratischen Regierung weichen würde. Obwohl die Arbeiterräte also in vieler Hinsicht scheiterten, stellen sie einen faszinierenden Versuch dar, die Legislative auf der Grundlage der Produktion zu etablieren, den geschützten Bereich der Politik und der Politiker zu zerstören und politische Entscheidungen möglichst auf alle Arbeiter zu verteilen. Die Stärke der Arbeiterräte bestand darin, dass sie auf bereits bestehenden Beziehungen der Fabrikarbeiter aufbaute: Die Kommunikationsnetzwerke aus der Produktion wurden in der politischen Struktur der Räte umgenutzt.

		Wir möchten uns hier auf keinen Fall für eine Wiederbelebung der Arbeiterräte des 20. Jahrhunderts stark machen. Ein offensichtliches Handicap war die Beschränkung auf einen Teil der Gesellschaft: Selbst wenn sich die Räte aus sämtlichen Industriearbeitern zusammengesetzt hätten, wären die Arbeitnehmer aus anderen Bereichen genauso von politischen Entscheidungen ausgeschlossen gewesen, wie die Familien der Arbeiter, die Arbeitslosen, und so weiter.

		Angesichts einiger Aspekte der heutigen Produktionsweise können wir jedoch das Vorbild der Arbeiterräte aufgreifen, erweitern und in demokratischerer Form neu denken. In der biopolitischen Produktion nimmt die Produktion von Codes, Sprachen, Ideen, Bildern und Affekten eine immer zentralere Rolle ein, die Grenzen zwischen Arbeit und Leben verschwinden, und die gesamte Gesellschaft wird zur Produktionsstätte. Wenn wir nach dem Vorbild der Arbeiterräte die politische Beteiligung an die Produktion knüpfen, wäre heute ein deutlich größerer Teil der Gesellschaft an der demokratischen Willensbildung beteiligt. Die Beziehungs- und Kommunikationsstrukturen der biopolitischen Produktion würden also umgenutzt, um die Versammlung auf weite Teile der Gesellschaft auszudehnen.

		Die Schaffung effektiver politischer Strukturen entlang der biopolitischen Produktion ist allerdings keine leichte Aufgabe und wirft weitere Fragen auf. Es wäre jedoch eine erste Möglichkeit, aus der Erfahrung der besetzten Plätze und ihren Experimenten mit Versammlungen zu lernen und diese auf die gesamte Gesellschaft zu übertragen. Die Hauptaufgabe bei der Begründung einer neuen Legislative bleibt die Schaffung von föderalen Formen, mit deren Hilfe die gesamte Gesellschaft an den politischen Entscheidungsprozessen beteiligt werden kann.

		Und schließlich muss jeder Versuch einer Demokratisierung der Gesellschaft und einer Beteiligung aller an der Entscheidungsfindung gegen eine verbreitete Abneigung gegen alles Politische ankämpfen, wie sie lange von den Mächtigen gefördert wurde. Bevor eine Demokratisierung möglich ist, müssen neue politische Leidenschaften geweckt werden, die das Interesse der Menschen an Teilnahme und Selbstverwaltung befördern. Die Protestcamps des Jahres 2011 waren ein wichtiger Schritt in diese Richtung. Die meisten Teilnehmer waren nicht etwa erfahrene Aktivisten, sondern Menschen, die zum ersten Mal an politischen Aktionen teilnahmen, und ihr Wunsch nach aktiver Gestaltung und Teilnahme wuchs stetig. Die beste Methode, demokratische Leidenschaften zu stärken, ist die Ausübung der Demokratie.


		Exekutive


		In einem verfassungsgebenden Prozess muss die Exekutive das Bedürfnis nach gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Planung und Entwicklung befriedigen. Moderne Formen der Planung wurden zurecht weithin kritisiert. Um uns eine neue Exekutive vorstellen zu können, müssen wir zunächst erkennen, inwieweit sich die herkömmliche Vorstellung von Planung und Entwicklung ändert, wenn es um das Gemeinsame geht und Entscheidungen unter Beteiligung aller getroffen werden.

		Die Planung, wie sie der Staatssozialismus praktizierte, starb eines elenden Todes, und niemand sollte ihr eine Träne nachweinen oder gar auf den Gedanken kommen, sie wiederbeleben zu wollen. Ihre Grausamkeit und Ineffizienz resultierte vor allem aus der Zentralisierung der Entscheidungsgewalt. Die sozialistische Bürokratie diente dem Schutz der Führung und der Weitergabe von Anordnungen vom Zentrum an die Peripherie; das heißt, sie unterdrückte die zentripetalen Kräfte aus der Gesellschaft heraus und diente allein den zentrifugalen Kräften der Macht.

		Die Brutalität der staatlichen Planung unter dem Staatssozialismus anzuerkennen bedeutet jedoch nicht, die Augen vor dem Unrecht und den Katastrophen zu verschließen, wie sie von der oft im Verborgenen wirkenden kapitalistischen Planung ausgehen. Die neoliberale und neokonservative Revolution der letzten Jahrzehnte des 20. Jahrhunderts verbreitete den Mythos vom schwachen Staat. Ihre Vertreter behaupteten gern, sie wollten die Macht des Staates abbauen und die Gesellschaft vor den Einmischungen des Staates schützen. Die Sozialausgaben wurden in der Tat radikal gekürzt, doch die Staatsausgaben stiegen trotzdem immer weiter, weil immer mehr Geld für Militär, Polizei und Wirtschaft ausgegeben wurde.

		Trotz aller gegenteiligen Beteuerungen hat der neoliberale Staat starke Planungsinstrumente zur Verfügung, die er in enger Zusammenarbeit mit Unternehmen und Banken einsetzt. Niemand sollte der demokratischen Aura auf den Leim gehen, die Neoliberale mit ihrem Gerede von den »Entscheidungen der Märkte« beschwören wollen. Die Selbstregulierung des Marktes ist bestenfalls ein Euphemismus für die Macht des Geldes, sprich der Finanzindustrie mit ihren formidablen Planungsinstrumenten. Sie entscheidet nämlich darüber, welche Software entwickelt und welcher Damm gebaut wird, wer ein Haus kauft und wer nicht, und so weiter. In normalen Zeiten operieren Banken und Finanzmärkte weitgehend unabhängig vom Staat, aber irgendwann wird die enge Verflechtung schließlich doch sichtbar.

		Im Herbst 2008, auf dem Höhepunkt der Finanzkrise, erlaubte das Theater der Krisengespräche zwischen Regierungsvertretern und den Kapitänen der Wall Street einen Blick hinter die Kulissen, und dabei wurde deutlich, wie klein der Kreis der Entscheider tatsächlich ist. Davon abgesehen ist die gegenwärtige Krise eine weitere Demonstration dafür, welche Katastrophen die kapitalistische Planung verursacht. Angesichts des Scheiterns kapitalistischer und sozialistischer Planung ist es nur verständlich, wenn einige Menschen nichts mehr von Planung wissen wollen.

		Auch der Entwicklungsgedanke ist in Misskredit geraten. Im 20. Jahrhundert verstand man unter dem Begriff der Entwicklung vor allem industrielles Wachstum; man glaubte, unser Wohlstand hänge davon ab, dass wir immer mehr Güter produzieren und immer mehr Ressourcen verbrauchen. Wie wir heute wissen, hat dieses Wachstum jedoch ein System hervorgebracht, das mit gewaltiger Verschwendung in den reichen Ländern und gewaltigem Mangel in den armen einhergeht. Wir wissen auch, dass unser Planet eine weitere Entwicklung in diese Richtung nicht überleben wird. Entwicklung verstanden als industrielles Wachstum – immer mehr Autos, immer mehr Waren, immer mehr landwirtschaftliche Nutzflächen und so weiter – ist ganz offensichtlich nicht tragbar. Obwohl große Teil der Weltbevölkerung nach wie vor Mangel am Lebensnotwendigen leiden, haben einige Menschen erkannt, dass unser Planet die Entwicklung in ihrer gegenwärtigen Form nicht verkraftet; daher fordern sie, das Wachstum umzukehren und den Entwicklungsgedanken ganz aufzugeben.

		Dieses triste Szenario hinsichtlich der Planung und Entwicklung verändert sich jedoch erheblich, wenn wir die Gemeingüter in den Mittelpunkt rücken, also die Erde mit ihren Ökosystemen – Wäldern, Meeren, Erdreich, Luft, Wasser und so weiter – sowie die Produkte der gesellschaftlichen Arbeit – Ideen, Bilder, Codes, Information, Leidenschaften, und Vieles mehr. Wie wir am Beispiel des Wassers gesehen haben, sind diese Ressourcen allerdings nicht auf spontane Weise Gemeineigentum, der freie Zugang zu ihnen erfordert vielmehr Organisation und Infrastruktur. Im Falle des Wassers sind dies zum Beispiel Leitungen, Pumpen oder Kläranlagen, im Falle des Wissens Bildung oder Publikationsmöglichkeiten. Das Gemeinsame muss organisiert werden, um freien Zugang zu ermöglichen, und es muss verwaltet werden, um die Nutzung auch für die Zukunft zu sichern. Das Wohl der Erdatmosphäre erfordert genauso Planung wie das Wissen und jedes andere Gemeingut.

		Wie kann Entwicklung aussehen, wenn das Gemeingut im Mittelpunkt von Wirtschaft und Gesellschaft steht? Entwicklung bedeutet keinesfalls automatisch Wachstum. Sie bedeutet vielmehr die Schaffung von Mechanismen, die allen in gleicher Weise den Zugang zum gemeinsamen Wohlstand eröffnen und die Beteiligung an der Produktion ermöglichen. In diesem Zusammenhang nimmt die Verwaltung eine völlig neue Form an. In der kapitalistischen und sozialistischen Moderne mit ihrer industriellen Produktion benötigte das Management eine Bürokratie mit hierarchischen Strukturen, um die Zusammenarbeit zu überwachen und die Arbeiter zu disziplinieren. Im Zeitalter der biopolitischen Produktion, die unsere geistigen und emotionalen Kapazitäten zur Produktion von Ideen, Codes und sozialen Beziehungen mobilisiert, sind die Anforderungen an das Management ganz andere. Im biopolitischen Bereich entsteht produktive Kooperation eher in sozialen Netzwerken ohne bürokratische Kontrolle. Das bedeutet nicht, dass das Management überflüssig wird, doch nun ist es immanent und mit dem Sozialgefüge selbst verwoben.

		Aus Gründen der Klarheit haben wir diese neue Exekutive getrennt von der Legislative betrachtet, doch in Wirklichkeit müssen beide aufs Engste miteinander verbunden sein. Exekutive Funktionen wie Planung müssen auf föderalistische Weise gestaltet werden, um allen den Zugang zu Entscheidungen zu ermöglichen. Das wirft sofort die Frage des Expertentums auf, die wir oben angesprochen haben. Genau wie politische Leidenschaften und der Wunsch nach Teilnahme gefördert werden müssen, um den Anforderungen einer verfassungsgebenden Legislative zu entsprechen, muss das Wissen über unsere soziale Umwelt so breit wie möglich gestreut werden. Die Politiker und Finanzmoguln, die heute die Entscheidungen treffen, sind keine überirdischen Genies. Durch Bildung können wir alle zu Experten auf dem Gebiet unserer natürlichen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Umwelt werden und intelligente Entscheidungen treffen.


		Judikative


		In den vorigen beiden Abschnitten haben wir die Funktionen der Legislative und der Exekutive neu interpretiert, um die Erfordernisse eines Verfassungsprozesses auszuloten. Um eine Judikative so gestalten zu können, dass sie sich in dieses Projekt einfügt, müssen wir jedoch zunächst einige ihrer Grundlagen klären.

		Zunächst sollten wir uns klar machen, dass die Judikative trotz aller Beteuerungen ihrer Unabhängigkeit immer eine politische Kraft ist. Der Medienrummel, der in den Vereinigten Staaten und anderswo um die Nominierung der Verfassungsrichter stattfindet, unterstreicht dies nur. Ihr politischer Charakter wird offensichtlich, wenn Richter Sozialreformen angehen oder die Initiative einer der anderen beiden Gewalten blockieren. Wie oft kommt es vor, dass Politiker Richtern Parteilichkeit vorwerfen, wenn sie nicht ihrer Ansicht sind, und ihre Weisheit und Unabhängigkeit loben, wenn sie in ihrem Sinne entscheiden! Selbst in den seltenen Fällen, in denen die Richter fortschrittliche Positionen vertreten und zum Beispiel die Rassenintegration an Schulen erzwingen, das Wahlrecht von Minderheiten schützen oder das Recht von Arbeitern auf die Gründung von Gewerkschaften bestätigen, nehmen ihre Interventionen eine autoritäre Form an und stellen sich über Parlamente, oft mit fatalen Folgen.

		Unser Ziel kann keine wirklich unabhängige Judikative sein. Vielmehr müssen wir erkennen, dass bestimmte Funktionen der Rechtsprechung unweigerlich politischer Natur sind, und Möglichkeiten einer angemessenen Umgestaltung suchen. Das Zivil- und das Strafrecht bleiben jedoch davon ausgenommen: Hier müssen Richter so unabhängig wie möglich entscheiden, und hier müsste man in der Tat die schwierige Aufgabe angehen, die Rechtsprechung von jeder politischen Einflussnahme zu befreien. Uns geht es vielmehr um die Aufgaben der Judikative im Rahmen der Verfassung.

		Eine wichtige Funktion der Judikative ist die Kontrolle der Regierung. Doch um diese Kontrolle wirkungsvoll ausüben zu können, muss sie sich von dieser unterscheiden. Wenn sich die Angehörigen der Judikative nicht grundsätzlich von denen der anderen beiden Gewalten unterscheiden, sind die Möglichkeiten der Kontrolle gering. Heute ist einer der wichtigsten Unterschiede die Amtszeit, denn anders als Abgeordnete und Regierung müssen sich Richter nicht in regelmäßigen Abständen zur Wahl stellen; dies schafft eine gewisse Stabilität, auch wenn die eher einer Starre gleicht als einem lebendigen Gleichgewicht. Eine Legislative, die auf den demokratischen und föderalen Grundsätzen beruht, würde unserer Ansicht nach grundsätzlichere Unterschiede bieten. In einer offenen Versammlungsstruktur üben verschiedene und widerstreitende Kräfte Kontrolle übereinander aus und stellen ein dynamisches Gleichgewicht her. Man könnte befürchten, dass in einer solchen Situation die Rolle der Judikative als »dritte« und unabhängige Gewalt verloren geht und diese von Legislative und Exekutive geschluckt wird. Doch die Unterschiede der Teilnehmer am Verfassungsprozess und ihre Unabhängigkeit sind deutlich größer und damit effektiver als ein eigenes Staatsorgan.

		Eine weitere verfassungsmäßige Aufgabe der Judikative ist die Auslegung der Verfassung. Auch im Zusammenhang einer Neukonstituierung bleibt dies eine zentrale Aufgabe. Die unveräußerlichen Rechte, die wir oben als Grundsätze formuliert haben – zum Beispiel Freiheit, Glück, freier Zugang zu Gemeingütern, gleiche Verteilung des Wohlstands, Nachhaltigkeit und so weiter – müssen interpretiert werden. Die Frage ist jedoch berechtigt, ob wir eine Handvoll Experten in schwarzen Roben benötigen, die diese Aufgabe für uns übernehmen. Wenn die Verfassungsgebung demokratisch und partizipativ sein soll, muss auch die Interpretation der Verfassung auf die Gesellschaft selbst übergehen. Die Grundsätze und Wahrheiten, auf denen der Verfassungsprozess beruht, wurden schließlich auch nicht von oben vorgegeben, sondern durch die Dynamiken der Gesellschaft selbst hervorgebracht. Auch hier ist ein umfassendes Bildungsprojekt erforderlich, um die Intelligenz zu bilden, die politischen Leidenschaften zu entwickeln und das Wissen bereitzustellen, das die Multitude benötigt, um an der Interpretation und Entscheidungsfindung teilzunehmen. Es gibt jedoch keinen Grund, warum dies unsere Fähigkeiten übersteigen sollte.

		Wir maßen uns nicht an, eine neue Verfassung zu formulieren, und sind uns bewusst, dass unsere Ausführungen zu einer künftigen Legislative, Exekutive und Judikative nur einige allgemeine Prinzipien skizzieren können. Wir haben lediglich versucht, einige der möglichen Eckpunkte einer künftigen Agenda festzuhalten. Die Aussagen der sozialen Bewegungen, die im Jahr 2011 ihren Anfang nahmen, machen jedoch klar, dass die Debatte um die Verfasstheit einer neuen Gesellschaft reif ist und ganz oben auf der Tagesordnung steht.

    
    

		Was folgt: Die Ankunft des Gemeinen


		Wir können die Stadt auf dem Berg schon sehen, doch sie scheint noch weit entfernt. Wir können uns vorstellen, eine gerechte, egalitäre und nachhaltige Gesellschaft zu begründen, in der wir alle Zugang zu den Gemeingütern haben, doch die Bedingungen dafür sind noch nicht gegeben. Wir können keine demokratische Gesellschaft aufbauen, solange eine kleine Minderheit allen Reichtum und alle Waffen besitzt. Wir können den Planeten nicht heilen, solange diejenigen, die ihn zerstören, am Hebel sitzen. Die Reichen werden kaum freiwillig auf ihren Reichtum verzichten, und die Tyrannen werden kaum die Waffen niederlegen und ihre Macht abgeben wollen. Wir werden sie ihnen irgendwann nehmen müssen – aber eins nach dem anderen. So einfach ist das nicht.

		Die sozialen Widerstandsbewegungen, darunter diejenigen der letzten Jahre, haben zwar neue Möglichkeiten geschaffen und neue Erfahrungen gesammelt. Aber so begeisternd sie sein mögen, haben diese Experimente allein nicht die Kraft, die herrschenden Mächte zu stürzen. Selbst große Erfolge erweisen sich oft als schmerzlich begrenzt. Wir verjagen einen Tyrannen und bekommen was? Eine Militärjunta? Einen Gottesstaat? Wir besetzen Wall Street und was passiert? Der Staat gibt noch mehr Geld aus, um immer neue Banken zu retten? Die Kräfte, die sich uns entgegenstellen, scheinen schier unüberwindlich. Das Monster hat so viele Köpfe!

		Aber selbst in Momenten der Verzweiflung sollten wir uns daran erinnern, dass in der Geschichte immer wieder unerwartete und unvorhersehbare Ereignisse eintreten und die Karten neu mischen. Man muss kein Apokalyptiker sein, um zu glauben, dass es auch in Zukunft zu solchen Ereignissen kommen wird. Es ist nicht einmal eine Frage der Zahlen: Einmal können Millionen durch die Straßen ziehen, ohne dass sich auch nur das Geringste ändert, und ein andermal können einige wenige eine ganze Herrschaftsordnung zum Kippen bringen. Manchmal tritt das Ereignis in einer wirtschaftlichen und politischen Krise ein, wenn die Menschen leiden, aber manchmal auch in Zeiten des Wohlstands, wenn die Hoffnungen und Erwartungen wachsen. Es ist durchaus im Bereich des Möglichen, dass der gesamte Finanzmarkt kollabiert, vielleicht sogar in naher Zukunft. Oder dass sich die Schuldner ein Herz fassen und die Rückzahlung ihrer Schulden verweigern. Oder dass Menschen scharenweise den Mächtigen die Gefolgschaft verweigern. Was tun wir dann? Welche Gesellschaft werden wir errichten?

		Wir können nicht wissen, wann ein solches Ereignis eintritt. Aber das bedeutet nicht, dass wir die Hände in den Schoß legen und warten sollten, bis es soweit ist. Wir stehen vielmehr vor einer paradoxen Aufgabe: Wir müssen uns auf ein Ereignis vorbereiten, dessen Datum ungewiss ist.

		Das ist keineswegs so geheimnisvoll, wie es klingen mag. Nehmen wir uns ein Beispiel an den Architekten und Ideologen der heutigen neoliberalen Ordnung. Milton Friedman und die Wirtschaftswissenschaftler der Chicago School hatten die neoliberale Wirtschaftslehre entwickelt, Studierende unterrichtet und eine ganze neoliberale Wirtschaftspolitik samt ihren Institutionen entworfen, lange bevor erstmals die gesellschaftlichen und politischen Bedingungen für ihre Umsetzung gegeben waren. Die erste Gelegenheit ergab sich mit dem Putsch des chilenischen Militärs unter Augusto Pinochet im September 1973. Naomi Klein schreibt, als sich die künftigen Putschisten Monate vor dem Coup mit der Bitte um ein Wirtschaftsprogramm an die »Chicago Boys« wandten, konnten diese schnell ein 500 Seiten starkes Handbuch zusammenstellen, das die notwendigen Schritte zur Einführung einer neoliberalen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung à la Friedman erläuterte. Die Wirtschaftswissenschaftler mussten den Staatsstreich weder planen noch vorhersehen, doch als es dazu kam, waren sie vorbereitet. Klein schreibt weiter, in zahlreichen anderen Ländern sei die Umsetzung der neoliberalen Politik nach einem ähnlichen Muster abgelaufen: Ausgangspunkt war ein Unglück oder eine Katastrophe, und jedes Mal war eine fertige Anleitung zur Hand.

		Diese Beispiele zeigen, wie nützlich es sein kann, sich auf eine unvorhersehbare Gelegenheit vorzubereiten. Doch die Umstände, wie sie die Neoliberalen in Chile vorfanden, lassen sich nicht mit den unseren vergleichen: Ein demokratischer Umbau kann nicht durch einen Staatsstreich oder Militärputsch eingeleitet werden. Und das Subjekt, das ihn vorbereitet, ist keine geistige Elite oder Sekte wie die Chicago School, sondern die Multitude.

		Die Errungenschaften der Kämpfe, die im Jahr 2011 begannen, lassen sich vielleicht am besten als Teil dieser paradoxen Vorbereitung auf ein unvorhersehbares Ereignis verstehen. Die sozialen Bewegungen bereiten den Boden für ein Ereignis, das sie noch gar nicht absehen können. Ihre Grundsätze wie Gleichheit, Freiheit, Nachhaltigkeit und freier Zugang zu den Gemeingütern, können das Gerüst sein, mit dessen Hilfe sich im Falle eines radikalen gesellschaftlichen Bruchs eine neue Gesellschaft errichten lässt. Die neuen politischen Verfahrensweisen, mit denen diese Gruppen experimentieren – zum Beispiel Versammlungen, Methoden kollektiver Entscheidungsfindung oder Mechanismen zum Schutz und zur Teilnahme von Minderheiten – dienen als Orientierung für künftiges politisches Handeln. Aber wichtiger noch als ihre verfassungsmäßigen Grundsätze oder politischen Praktiken sind die neuen Subjekte, die diese Bewegungen hervorbringen: Subjekte, die neue demokratische Beziehungen wollen und in der Lage sind, diese zu leben. Die neuen sozialen Bewegungen schreiben heute ein Handbuch für den Aufbau einer neuen Gesellschaft.

		Wir haben in diesem Buch beschrieben, wie uns die Kräfte der Rebellion und des Widerstands erlauben, die schwachen Rollen zu überwinden, die uns die kapitalistische Gesellschaft in der gegenwärtigen Krise zuweist. In einer Bewegung des organisierten Widerstands können wir erkennen, was aus uns geworden ist, und einen neuen Weg einschlagen. Mit ihrer Hilfe können wir die Schuldenmoral und die von ihr erzwungene Arbeitsdisziplin abschütteln und die Ungerechtigkeit und Ungleichheit der Schuldengesellschaft ans Licht bringen; uns von den Bildschirmen losreißen und dem Bann der Medien entkommen; dem Joch der Überwachung entfliehen und uns dem allgegenwärtigen Blick des Regimes entziehen; und schließlich die Strukturen der Vertretung entlarven, die uns politisch die Hände fesseln.

		Rebellion und Widerstand bedeuten jedoch nicht nur Verweigerung: Sie setzen einen kreativen Prozess in Gang. Indem sie die eingeschränkten Subjekte der heutigen kapitalistischen Gesellschaft überwinden und ihr Potenzial freisetzen, eröffnen sie uns den Zugang zu unserer gesellschaftlichen und politischen Handlungsfähigkeit. Es entsteht eine profundere Schuld in Form einer sozialen Verpflichtung, die keine Gläubiger kennt. Im gemeinsamen Handeln der Singularitäten werden neue Wahrheiten geschaffen. Menschen, die sich aus der Angststarre befreien, schaffen echte Formen der Sicherheit. Und Menschen, die sich nicht mehr von anderen vertreten lassen, entdecken die Macht der demokratischen Beteiligung. Diese vier Eigenschaften, die aus der Macht der Rebellion und des Widerstands entstehen, definieren die Gemeinen.

		In der mittelalterlichen Gesellschaft waren die Gemeinen einer der drei Stände: der schützende Stand (der Adel), der betende Stand (der Klerus) und der arbeitende Stand (die Gemeinen).7 Die Gemeinen galten als Menschen ohne Rang und Status, als Jedermann und Jedefrau. Wir wollen diesen Begriff nicht nur wiederbeleben, weil er arbeitende Menschen beschreibt, sondern auch, weil er auf das Gemeinsame verweist: Gemeine arbeiten nicht nur, sondern sie arbeiten am Gemeineigentum. Wir schlagen vor, den Begriff des Gemeinen genauso zu verwenden wie die Berufsbezeichnungen Bäcker, Weber oder Schmied: Bäcker backen, Weber weben, Schmiede schmieden und Gemeine »gemeinen«, das heißt, sie gestalten das Gemeinsame.

		Gemeine sind gewöhnliche Menschen, die eine außergewöhnliche Leistung vollbringen: Sie machen das Privateigentum für die Allgemeinheit zugänglich, sie führen Staatseigentum in Gemeineigentum über und schaffen Mechanismen, dieses in demokratischer Beteiligung zu verwalten, zu entwickeln und zu erhalten. Die Gemeinen öffnen also nicht nur den Zugang zu Feldern und Flüssen, sondern sie ermöglichen auch den freien Austausch von Ideen, Bildern, Codes, Musik und Information. Einige der Voraussetzungen dazu haben wir bereits gesehen: die Fähigkeit zum Beispiel, soziale Bande zu knüpfen, über Unterschiede hinweg zu kommunizieren, furchtlos wahre Sicherheit zu schaffen oder demokratisch zu handeln. Gemeine sind Teilhabende, sie sind unabdingbar für die Begründung einer demokratischen Gesellschaft, die auf dem offenen Zugang zu Gemeingütern beruht.

		Die Handlung des »Gemeinens« oder »Gemeinsam-Machens« zielt jedoch nicht nur auf den freien Zugang zu und die Selbstverwaltung von Gemeineigentum, sondern auch auf die Schaffung neuer politischer Organisationsformen. Die Gemeinen müssen Möglichkeiten finden, Bündnisse zwischen verschiedenen sozialen Bewegungen zu schmieden, zum Beispiel zwischen Studierenden, Arbeitenden, Arbeitslosen, Armen, Antirassisten und so weiter. Einige Menschen denken dabei an die Bildung von Koalitionen, doch dieser Begriff trifft es nicht. Eine Koalition impliziert, dass die unterschiedlichen Gruppen ihre Identitäten und Organisationsstrukturen beibehalten und lediglich ein taktisches oder strategisches Bündnis eingehen. Das Bündnis der Gemeinen ist etwas anderes. »Gemeinen« bedeutet natürlich nicht, die vorhandenen Unterschiede einfach zu leugnen und zu behaupten, wir seien alle gleich. Im Gegenteil, das Gemeinsame hat nichts mit Gleichmacherei zu tun. Die verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen interagieren vielmehr als Singularitäten und werden durch den Austausch bereichert, inspiriert und verändert. Sie kommunizieren auf den niederen Frequenzen, die Menschen außerhalb des Kampfs oft weder hören noch verstehen können.

		Dies ist eine Lektion, die wir aus den jüngsten Auseinandersetzungen lernen können. Die Demonstranten in Wisconsin redeten sich nicht ein, dass sie mit denen auf dem Tahrir-Platz identisch seien oder deren gesellschaftliche Situation teilten, und die Besetzer des Rothschild Boulevard von Tel Aviv sahen ihren Protest nicht als Kopie des Zeltlagers auf der Puerta del Sol. Sie waren fest in ihren spezifischen regionalen Auseinandersetzungen verwurzelt, doch sie borgten sich Praktiken voneinander und veränderten sie dabei; sie übernahmen Parolen der anderen und verliehen ihnen neue Bedeutung und vor allem erkannten sie sich als Teil eines gemeinsamen Projekts. In dieser Art des Austauschs und der Transformation von Singularitäten in der Auseinandersetzung erfüllt sich die politische Aufgabe der Gemeinen.

		Viele der traditionellen Linken begegnen den neuen Protestbewegungen mit Misstrauen und Ablehnung. »Die Straßen sind voll, aber die Kirchen sind leer«, klagen sie und meinen damit, den Bewegungen fehle die ideologische Grundlage und die zentrale Führung. Solange die Proteste auf der Straße nicht von einer Partei und einer Ideologie geführt würden, so lange also die Kirchen nicht gefüllt seien, so die Logik, so lange könne es keine Revolution geben.

		Doch das Gegenteil ist der Fall! Wir müssen die Kirchen der Linken räumen, ihre Türen verrammeln und sie niederbrennen! Die neuen sozialen Bewegungen sind nicht etwa so stark, obwohl sie keine Anführer haben, sondern genau deshalb. Sie organisieren sich horizontal als Multitude, und wenn sie auf allen Ebenen auf demokratischen Entscheidungen beharren, dann ist das nicht nur eine Tugend, sondern der eigentliche Grund für ihre Stärke. Und wenn ihre Parolen und Argumente so weite Verbreitung gefunden haben, dann nicht obwohl sie nicht auf einen starren ideologischen Nenner gebracht werden können, sondern genau deshalb. Kein Parteikader schreibt den Menschen vor, was sie zu denken haben. Stattdessen lassen die Diskussionen ein breites Spektrum von Ansichten zu, die einander auch widersprechen können, die sich jedoch allmählich einem stimmigen Standpunkt annähern.

		Wenn es keine Anführer und Parteilinien gibt, dann bedeutet dies keineswegs Anarchie, verstanden als Chaos und Aufruhr. Wenn wir glauben würden, dass sich politische Projekte nur mit Hilfe von Führern und zentralen Strukturen organisieren lassen, dann wäre dies ein bedauernswerter Mangel an politischer Fantasie! Die Multitudes, von denen die Proteste des Jahres 2011 und zahllose andere politische Projekte der letzten Jahre ausgingen, sind keineswegs desorganisiert. Im Gegenteil, die Frage der Organisation steht im Mittelpunkt der Debatten und Experimente: Wie können wir eine Versammlung durchführen? Wie können wir mit unterschiedlichen Standpunkten umgehen? Wie können wir demokratische Entscheidungen treffen? Für alle, die leidenschaftlich für Freiheit, Gleichheit und das Gemeineigentum eintreten, steht die Begründung einer wahrhaft demokratischen Gesellschaft ganz oben auf der Tagesordnung.
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